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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2110/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Kliesch, Norbert   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
14.04.2016 SozBüD  051/IV-SozBüD mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Jobcenter Beratungsqualität nachhaltig verbessern 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt sich im Jobcenter Friedrichshain-Kreuzberg dafür  
einzusetzen, dass sich die Beratungsqualität nachhaltig und nachweisbar verbessert. 
Hierzu ist die Beratungsqualität als messbares Ziel in die geschäftspolitische Orientierung des 
Jobcenters zu implementieren. 
Zur Umsetzung sind die Mitarbeiter*innen der Jobcenter nachhaltig und kontinuierlich durch ge-
eignetes Personal und Lernzeiten zu unterstützen. 
Der Einsatz von sogenannten Drittmitteln kann nur auf Basis einer gesicherten professionellen 
Beratung erfolgen. 
Bericht bis zur BVV im Mai 2016. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 15.04.2016  Ausschuss SozBüD   Frau Topac, Fadime 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2111/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Weeger, Andreas /Schwarze, Julian  
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
13.04.2016 UVKI  054/IV-UVKI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Prinzessinnengarten langfristig erhalten - Erbbaupacht anstreben 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt zu prüfen, ob das Grundstück Prinzenstraße 35 – 38, auf dem 
sich derzeit der Prinzessinnengarten befindet, im Rahmen des Clusterungsprozesses im Portfolio-
ausschuss des Landes als „Vermarktungsperspektive 3“ (Erbbaupacht) eingruppiert werden kann. 
 
Durch die Vergabe in Erbbaupacht soll das internationale Vorzeigeprojekt für Urban Gardening 
sowie dessen belebende Strahlwirkung auf dem umgebenden Kiez erhalten bleiben. Darüber hin-
aus trägt der Prinzessinnengarten zur Linderung des Grünflächenmangels im Bezirk bei und bietet 
nicht zuletzt Kindern, Jugendlichen und Schulklassen Natur zum Anfassen und „Selbermachen“.  
 
Stadtweit leistet der Prinzessinnengarten einen großen Beitrag zur Umweltbildung, durch den Auf-
bau von Gärten an Kitas, Schulen und Universitäten sowie durch die Entwicklung umweltpädago-
gischer Spiele. Bundesweit beraten und begleiten die Menschen des Prinzessinnengarten andere 
Nachbarschaftsgärten. Die Nachbarschaftakademie bietet eine Plattform für den freien Wissen-
saustausch. 
 
Diese für den Bezirk, die Stadt und darüber hinaus sehr vorteilhaften Wirkungen und Dienstleis-
tungen dokumentieren die stadtübergreifende Bedeutung des Prinzessinnengarten und sollen 
nach Möglichkeit dauerhaft abgesichert und erhalten bleiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.04.2016  Ausschuss UVKI   Frau Hochstätter, Peggy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2112/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90 Die Grünen/DIE LINKE, Heck, Werner /Sommer-Wetter, Regine  
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
12.04.2016 PHI  136/IV-PHI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Verstetigung des Projekts "93 Straßenschilder" - Polnische Straßen in Berlin 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung begrüßt und unterstützt die Initiative, das vom 14.8.-
20.9.2015 in Friedrichshain realisierte und zunächst nur als temporäre Kunstinstallation geplante 
Projekt „93 Straßenschilder - Polnische Straßen in Berlin“ zu verstetigen.  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, die bereits bezüglich einer dauerhaften Installation vorliegenden 
Konzept-, Gestaltungs- und Umsetzungsideen auf ihre Umsetzbarkeit im öffentlichen Raum hin zu 
überprüfen und diese gegebenenfalls gemeinsam mit den Initiator*innen vom Bureau für Kulturan-
gelegenheiten (Kollegen2,3/Antje Oklesund) so zu überarbeiten, dass eine dauerhafte Präsentati-
on im öffentlichen Raum möglichst zeitnah verwirklicht werden kann.  
 
Das Bezirksamt wird weiterhin beauftragt, diese dann gemeinsam mit den Initiator*innen für zu-
nächst 20 Straßenschilder in Friedrichshain-Kreuzberg umzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 13.04.2016  Ausschuss PHI   Herr Weeger, Andreas 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2117/IV 
Ursprung: Vorlage zur Kenntnisnahme 
Initiator: Abt. Planen, Bauen und Umwelt,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Bebauungsplan VI-38-1 für eine Teilfläche des Grundstücks Carl-Herz-Ufer 34 im Bezirk 


Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Kreuzberg, Rechtsverordnung über die Festsetzung 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2119/IV 
Ursprung: Vorlage zur Kenntnisnahme 
Initiator: Abt. Planen, Bauen und Umwelt,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Bebauungsplan VI-140i VE "Flottwellstraße Nord" für die Grundstücke Flottwellstraße 32-


45 und das Flurstück 70/1 (teilweise) im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil 
Kreuzberg 


 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2145/IV 
Ursprung: Vorlage zur Kenntnisnahme 
Initiator: Abt. Planen, Bauen und Umwelt,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Aufstellung des Bebauungsplans 2-50 für das Grundstück Fidicinstraße 3, Schwiebusser 
Straße 14, 16 im Bezirk Friedrichshain – Kreuzberg, OT Kreuzberg 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2147/IV 
Ursprung: Einwohner*innenantrag 
Initiator: Bürger*in,    
Beitritt:             
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 
 


Einwohner*innenantrag 


 
 
Betr.: Für den Schutz und Erhalt unserer lebenswerten Umwelt!  


Städtebauliche Entwicklungskonzeption für Friedrichshain, Bereich westlich der Straße 
der Pariser Kommune, unter Beachtung der Auswirkungen der globalen Klimafolgen und 
der toxischen Luftverunreinigungen aus dem Bereich Karl-Marx-Allee/Frankfurter Allee 


 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der nachfolgende Einwohner*innenantrag „Für den Schutz und Erhalt unserer lebenswerten Um-
welt“ wurde am 29.02.2016 bei der Bezirksverordnetenversammlung eingereicht. 
In Amtshilfe hat das Bezirksamt die Einhaltung der formalen Zulässigkeitsvoraussetzungen festge-
stellt und die eingereichten 2.386 Unterstützungsunterschriften geprüft. 
 
Mit 2.066 gültigen Unterstützungsunterschriften stelle ich die Zulässigkeit des Einwoh-
ner*innenantrages fest und lege ihn der Bezirksverordnetenversammlung vor (§ 44 Abs. 2 Satz 5 
und 6 BezVG). 
 
Kristine Jaath 
Vorsteherin der Bezirksverordnetenversammlung Friedrichshain-Kreuzberg 


 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
1. Die im "Masterplan Friedrichshain“ der WBM dargestellten Baumaßnahmen stellen trotz zah-


lenmäßiger Reduzierung schwere Eingriffe in die bauliche und natürliche Umwelt und die wei-
tere Gesunderhaltung der betroffenen Anwohner dar. Die langfristigen negativen städtebauli-
chen Auswirkungen sind vor allem auf der Basis des wiederholt anwendbaren § 34 BauGB 
keinesfalls in ausreichendem Maße einzelfallweise auf Dauer zufriedenstellend zu bewältigen. 
Als von den Nachverdichtungsabsichten der WBM in Friedrichshain-West unmittelbar Betroffe-
ne fordern wir deshalb die exakte Umsetzung des Beschlusses der DS/1752/IV der BVV vom 
15.07.2015, insbesondere die Anwendung verbindlicher Bauleitplanungen für die Gesamtheit 
und spezielle Teilbereiche des Gebietes Friedrichshain-West durch das Bezirksamt. 
 


2. Für den in der DS/1752/IV genannten städtischen Bereich zwischen Ostbahnhof, Straße der 
Pariser Kommune, Friedenstraße, Landsberger Allee, Otto-Braun-Straße, MolIstraße, Lichten-
berger Straße und Holzmarktstraße sind vor Beginn aller  
weiteren baulichen Planungs- und Entwicklungsmaßnahmen, einschließlich städtebaulicher 
Wettbewerbe, aktuelle Umweltgutachten zur Erlangung von Planungshinweisen, Herstellung 
von bzw. Annäherung an Umweltgerechtigkeit unter besonderer Berücksichtigung der künftig 
fortschreitenden Klimaveränderungen von externen Gutachtern einzuholen. Diese Planungs-


 







hinweise sind allen weiteren Arbeiten zu Grunde zu legen. 
 


3. Die wiederholten Grenzwertüberschreitungen von verkehrsbedingten toxischen Luftschadstof-
fen im Bereich der Straßenzuges Frankfurter Allee/Karl-Marx-Allee/Alexanderplatz und seiner 
beiderseitigen Nebenräume sind Veranlassung, im Zuge der Durchführung von DS/1752/IV 
Einschätzungen und Maßnahmen zur Straßenverkehrsentwicklung (Durchgangs- sowie Quell- 
und Zielverkehre, einschließlich ruhender Verkehr) des o. g. Untersuchungsgebietes zu treffen. 
Daraus sind Schutzmaßnahmen zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Luftreinheit als Bei-
trag zu mehr Umweltgerechtigkeit abzuleiten, z. B. Verkehrsberuhigungen, Veränderungssper-
ren, Erhaltungssatzungen. 


 
 
Begründung: 
Wir, die Einwohner von Friedrichshain-West und deren Unterstützer, appellieren an die Mitglieder der Be-
zirksverordnetenversammlung Friedrichshain-Kreuzberg, uns allen eine demokratischere und sozial gerech-
tere Form der Entscheidungsfindung zu den Baumaßnahmen in unserem bewährten heimatlichen Umfeld zu 
verschaffen, nämlich einen an  den globalen und regionalen Klimaauswirkungen orientierten nachhaltigen 
Städtebau - und dies im Weg über verbindliche Bebauungsplanungen in Friedrichshain-West; und nicht 
mit – wie bisher - allein auf kurzsichtige Wunschvorstellungen begründeten Nachverdichtungen über 
§ 34 BauGB.  
 


 
Die vom Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg - entgegen Beschlusslage zur 
DS/1752/IV - geäußerte Absicht, für das Untersuchungsgebiet auf verbindliche 
Bauleitplanungen zugunsten der Anwendung von § 34 BauGB zu verzichten, 
stellt einen verweigerten Respekt gegenüber der kommunalpolitischen Sach-
kunde der Bezirksverordneten-versammlung dar. Des Weiteren ist die Vorenthal-
tung verbindlicher Bauleitplanungen gegenüber den betroffenen Anwohnern eine 
Verweigerung demokratischer Grundrechte und eine Ungleichstellung gegen-
über anderen ähnlichen Plan-Gebieten mit Bauleitplanung.  
 


 
Allein die mehrfach vorhandene, höhere zentralstädtische Umwelt-
belastung des Planungsraumes Karl-Marx-Allee („Hitzeinseln“ 
+10°C, ganztägige Lärm-, Luftschadstoff- und Verkehrsbelastung) 
beweist die missachtete – anderen, weniger belasteten Gebieten 
gegenüber geübte – Umweltgerechtigkeit für Friedrichshain-West.  
 
Ebenso begründen die Herstellung von unerlässlicher Verfahrens-
gerechtigkeit sowie die legitime Annäherung an Umweltgerechtig-
keit im Planungsraum unbedingtes Bauleitplanungserfordernis.  
 
Nach Beschlussfassung der DS/1752/IV, betreffend Städtebauliche 
Entwicklungs-konzeption für Friedrichshain, Bereich westlich der 
Straße der Pariser Kommune, wurde vom Bezirksstadtrat Panhoff, 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg, der Standpunkt vertreten, 
dass für den Beschluss gemäß DS/1752/IV eine Bebauungspla-
nung nicht durchzuführen sei, da kein Planerfordernis vorliege und 
infolgedessen nach § 34 BauGB vorzugehen sei.  
 
 
Als Vertrauenspersonen wurden benannt: 
 
  Herr Dr. Reinhard Brodale 
  Herr Hans-Joachim Trappen 
  Frau Heidemarie Wienert 
 
 
 
 







AKTIONSBÜNDNIS LEBENSWERTES WOHNEN IN FRIEDRICHSHAIN-WEST 
 


 


Seite 1                                                                      Einwohner*innenantrag an die BVV zur DS/1752/IV 


 
Einwohner*innenantrag (gem. § 44 BzVwG)  


des „Aktionsbündnisses Lebenswertes Wohnen in Friedrichshain-West“ 
 
Betreff: Umsetzung der DS/1752/IV  
„Städtebauliche Entwicklungskonzeption für Friedrichshain, Bereich 
westlich der Straße der Pariser Kommune“,  
unter Beachtung der Auswirkungen der globalen Klimafolgen und der toxischen 
Luftverunreinigungen aus dem Bereich Karl-Marx-Allee/Frankfurter Allee  
(s. Anlagen 1a - 8)  


 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
1. Die im „Masterplan Friedrichshain“ der WBM dargestellten Baumaßnahmen 


stellen trotz zahlenmäßiger Reduzierung schwere Eingriffe in die bauliche 
und natürliche Umwelt und die weitere Gesunderhaltung der betroffenen 
Anwohner dar. Die langfristigen negativen städtebaulichen Auswirkungen 
sind vor allem auf der Basis des wiederholt anwendbaren § 34 BauGB 
keinesfalls in ausreichendem Maße einzelfallweise auf Dauer zufrieden-
stellend zu bewältigen. 
Als von den Nachverdichtungsabsichten der WBM (gem. „Masterplan 
Friedrichshain“, s. Anlage 1b) in Friedrichshain-West unmittelbar 
Betroffene fordern wir deshalb die exakte Umsetzung des Beschlusses der 
DS/1752/IV der BVV vom 15.07.2015 (s. Anlage 1a), insbesondere die 
Anwendung verbindlicher Bauleitplanungen für die Gesamtheit und 
spezielle Teilbereiche des Gebietes Friedrichshain-West durch das 
Bezirksamt.   
 


2. Für den in der DS/1752/IV genannten städtischen Bereich zwischen 
Ostbahnhof, Straße der Pariser Kommune, Friedenstraße, Landsberger 
Allee, Otto-Braun-Straße, Mollstraße, Lichtenberger Straße und Holzmarkt-
straße sind vor Beginn aller weiteren baulichen Planungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen, einschließlich städtebaulicher Wettbewerbe, aktuelle 
Umweltgutachten zur Erlangung von Planungshinweisen, Herstellung von 
bzw. Annäherung an Umweltgerechtigkeit unter besonderer Berücksich-
tigung der künftig fortschreitenden Klimaveränderungen von externen 
Gutachtern einzuholen. 
Diese Planungshinweise sind allen weiteren Arbeiten zu Grunde zu legen.  


 
3. Die wiederholten Grenzwertüberschreitungen von verkehrsbedingten 


toxischen Luftschadstoffen (Feinstaub, s. Anlagen 2 und 4) im Bereich des 
Straßenzuges Frankfurter Allee/Karl-Marx-Allee/Alexanderplatz und seiner 
beiderseitigen Nebenräume sind Veranlassung, im Zuge der Durchführung 
von DS/1752/IV Einschätzungen und Maßnahmen zur Straßenverkehrs-
entwicklung (Durchgangs- sowie Quell- und Zielverkehre, einschließlich 
ruhender Verkehr) des o. g. Untersuchungsgebietes zu treffen. Daraus sind 
Schutzmaßnahmen zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Luftreinheit 
als Beitrag zu mehr Umweltgerechtigkeit abzuleiten, z. B. Verkehrsberuhi-
gungen, Veränderungssperren, Erhaltungssatzungen. 


 
 







AKTIONSBÜNDNIS LEBENSWERTES WOHNEN IN FRIEDRICHSHAIN-WEST 
 


 


Seite 2                                                                      Einwohner*innenantrag an die BVV zur DS/1752/IV 


 
Antragsanlass und Begründung: 
 
Wir, die Einwohner von Friedrichshain-West und deren Unterstützer, appellieren an 
die Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung Friedrichshain-Kreuzberg, uns 
allen eine demokratischere und sozial gerechtere Form der Entscheidungsfindung zu 
den Baumaßnahmen in unserem bewährten heimatlichen Umfeld zu verschaffen, 
nämlich einen an den globalen und regionalen Klimaauswirkungen orientierten 
nachhaltigen Städtebau – und dies im Weg über verbindliche Bebauungspla-
nungen in Friedrichshain-West; und nicht mit – wie bisher – allein auf kurzsichtige 
Wunschvorstellungen begründeten Nachverdichtungen über § 34 BauGB.  
 
Die vom Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg – entgegen Beschlusslage zur 
DS/1752/IV – geäußerte Absicht, für das Untersuchungsgebiet auf verbindliche 
Bauleitplanungen zugunsten der Anwendung von § 34 BauGB zu verzichten, stellt 
einen verweigerten Respekt gegenüber der kommunalpolitischen Sachkunde der 
Bezirksverordnetenversammlung dar. 
Des Weiteren ist die Vorenthaltung verbindlicher Bauleitplanungen gegenüber den 
betroffenen Anwohnern eine Verweigerung demokratischer Grundrechte und eine 
Ungleichstellung gegenüber anderen ähnlichen Plan-Gebieten mit Bauleitplanung.  
 
Allein die mehrfach vorhandene, höhere zentralstädtische Umweltbelastung des 
Planungsraumes Karl-Marx-Allee („Hitzeinseln“ +10°C, ganztägige Lärm-, 
Luftschadstoff- und Verkehrsbelastung) beweist die missachtete – anderen, weniger 
belasteten Gebieten gegenüber geübte – Umweltgerechtigkeit für Friedrichshain-
West. 
 
Ebenso begründen die Herstellung von unerlässlicher Verfahrensgerechtigkeit  
sowie die legitime Annäherung an Umweltgerechtigkeit im Planungsraum unbeding-
tes Bauleitplanungserfordernis. 
 
Nach Beschlussfassung der DS/1752/IV, betreffend Städtebauliche Entwicklungs-
konzeption für Friedrichshain, Bereich westlich der Straße der Pariser Kommune  
(s. Anlage 1a), wurde vom Bezirksstadtrat Panhoff, Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg, der Standpunkt vertreten, dass für den Beschluss gemäß DS/1752/IV 
eine Bebauungsplanung nicht durchzuführen sei, da kein Planerfordernis vorliege 
und infolgedessen nach § 34 BauGB vorzugehen sei. 
 
Die im „Aktionsbündnis Lebenswertes Wohnen in Friedrichshain-West“ und in den 
Mieterbeiräten organisierten Bürger im Gebiet des „Masterplans Friedrichshain“ 
stellen sich dieser Auffassung mit Entschlossenheit entgegen und befinden sich in 
voller Übereinstimmung mit den Initiatoren und Bezirksverordneten, die den 
Beschluss zur DS/1752/IV gefasst haben. Ergänzend zur Beschlussfassung 
bekräftigen die Bürger ihr Widerspruchsrecht gegen den Masterplan Friedrichshain-
West mit folgenden Fakten: 
 
1. Für das Stadtgebiet des Masterplanes/Potenzialanalyse bestehen zwei 


diametral entgegengesetzte Planungsansätze der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umweltschutz. Einmal wird im Komplex des immer 
dringender werdenden Klimafolgenschutzes eine bauliche Verdichtung völlig 
ausgeschlossen und eine Erhöhung des Vegetationsanteils bei Erhalt aller 
Freiflächen gefordert, wie in folgendem Zitat formuliert: „Bewertungskategorie  
 







AKTIONSBÜNDNIS LEBENSWERTES WOHNEN IN FRIEDRICHSHAIN-WEST 
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nach VDI: weniger günstig – hohe Empfindlichkeit gegenüber Nutzungs-
intensivierung. Keine weitere Verdichtung. Verbesserung der Durchlüftung 
und Erhöhung des Vegetationsanteils. Erhalt aller Freiflächen, Entsiege-
lung und ggf. Begrünung der Blockinnenhöfe.“ (s. Anlage 3, Klimamodell 
Berlin) 
 
Hier muss hinzugefügt werden, dass diese Ausschließung von Nachverdich-
tungen in den letzten zehn Jahren nach 2005 durch die fortschreitende Klima-
erwärmung eine noch ernstere Dimension erhalten haben. Dem gegenüber 
werden im von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung präferierten 
Planungsansatz der Nachverdichtung (s. Anlagen 1b und 1c, Masterplan usw.) 
der stadtgebietliche Klimafolgenschutz und die permanente Luftverunreinigung 
völlig ignoriert. Ähnlich wie bei der Nachverdichtung im Nahbereich der 
Friedrichswerderschen Kirche dominieren hier vorrangig finanzielle Aspekte, 
wogegen sozialhygienische, baukulturelle, stadthistorische sowie stadtentwick-
lungspolitische Folgen ausgeblendet werden. Allein die städtebauliche Dimen-
sion der Nachverdichtung (600 bis 1000 Wohnungen ohne Folgeeinrichtungen) 
besitzt bei Punkthausbau die völlig illusorische zwei- bis dreimalige Größe des 
KMA-Karrees. 
 
Die oben angeführten umweltrelevanten Planungshinweise und der vorliegende 
Planungsansatz der massiven Nachverdichtung der gleichen Senatsverwaltung 
schließen sich gegenseitig aus und erfordern letztlich den alternativlosen Ansatz 
einer umweltschonenden sowie sozialhygienisch nachhaltigen verbindlichen 
Bauleitplanung. Als zu beachtende Planungserfordernisse der Bauleit-
planung zählen also der Schutz bzw. die Erweiterung des Vegetations-
anteils, Verbesserung der Luftreinheit, Ausschluss von stadtklimatisch 
schädlichen Nutzungsintensivierungen, Ausschluss von Innenhof-
bebauungen. 
 
Die summarischen Einflüsse von zahlreichen, aus dem ganzheitlichen städte-
baulichen Zusammenhang gerissenen Einzel-Bauobjekten nach § 34 BauGB 
(Krautstraße, Singerstraßen-Karree, Barnim-Kiez, Koppenstraße-Süd & -Nord, 
Karl-Marx-Allee-Süd & -Nord) haben über den einzelnen Baustandort stets 
hinausgehende, vielfältige Auswirkungen, was folglich stadtgebietlich in 
jedem Falle planungserfordernd wirkt. 
 
Unter Berücksichtigung der fortschreitenden globalen Klimaerwärmung 
einschließlich Luftverunreinigungen aus verkehrszentraler Innenstadtlage 
besitzt die Nachverdichtung nach Masterplan folgende Auswirkungen: 
 


 verstärkter Wärmestau bei Baumassenverdichtung (“Tropennächte“- 
Hitzeperioden über 20ºC, insb. in Innenhöfen)  


 breitflächiger Wegfall des kühlenden und luftfilternden Alt-Baumbestan-
des im Kastanienwäldchen Koppenstraße-Nord, in den Innenhöfen sowie 
Beseitigung diverser begrünter Spielflächen zwischen den bestehenden 
Quartieren – einhergehend mit örtlich nicht mehr verfügbaren Aus-
gleichsflächen für zu befürchtende Einbußen an der seit Jahrzehnten 
gewachsenen Vegetation im Entnahmebereich  


 Blockierung bestehender Kaltluftbahnen (Verbau der im Effekt 
entgrünten Koppenstraße) 
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 steigende (Diesel-)Abgasemission aus Straßenverkehr mit Erhöhung der 
Anteile Luftschadstoffen mit hoher gesundheitsschädigender Wirkung 
auf die Anwohner beiderseits der KMA (s. Anlagen 2 - 4) 


 hohe zusätzliche Fassadenthermik („Thermikpumpe“) am Neubestand 
von Zehngeschossern mit raumgreifender Verfrachtung verkehrsbedingt 
stark toxisch wirkender Luftschadstoffe (s. Anlage 4) 


 zunehmender Lärm infolge Pkw-Zunahme sowie nicht bedienbarer, 
zusätzlicher Stellplatzbedarf im angrenzenden Umfeld 


 unvertretbare Verminderung des sozialen Abstands.  
 
Jede Grünfläche im Gebiet ist eine natürliche, unverzichtbare Klimaanlage. 
Ihr Verlust durch Neubebauung erfordert als Ersatz z. B. eine elektrische 
Klimaanlage (> 2000 Watt je Wohnung).  
 


 Gravierende Folge aus der in Gang befindlichen innerstädtischen Nachverdich-
tung und infolge der weiteren geplanten Verdichtungen ist ein zunehmend 
feststellbarer zeitweiser Verkehrsstillstand (s. tägliche Staumeldungen). 


 Markanter Indikator dafür sind in 2014 gravierende Überschreitungen u. a. der 
medizinisch notwendigen Erreichbarkeit von Notfallpatienten durch die 
Feuerwehr. (Vom Verkehrsstau zur Stadtblockade!) 


 
Aktuell ungelöstes Stadtentwicklungsproblem: 
Wie dicht kann die Innenstadt noch bebaut werden? 
 
Der „Masterplan ...“ nach § 34 BauGB ist ein städtebaulicher Blindflug einzelner 
Bauinvestoren ohne urbane Zielprojektion innerhalb der kompakten Innenstadt 
bzw. frei von jeglicher Rücksichtnahme auf die Befindlichkeiten der angestamm-
ten Bewohnerschaft. 


 
2. Die 25. Wiederkehr des Tages der Deutschen Einheit ist ein sehr geeigneter 


Anlass für die Rückschau, wie es im gesamten Ostteil Berlins zur flächendecken-
den Dominanz von Baumaßnahmen nach § 34 BauGB kam: 


 
Durch Fristablauf (Stichtag 30.06.1991) wurden für den Ostteil Berlins keine 
Pläne von Baugebieten mit Bebauungsplanqualität in Bundesrecht überge-
leitet. 
Mutmaßlich fehlten der politische Wille oder/und die Zeit dazu. 
Gleichwohl waren solche Pläne bzw. fortgeltende Verwaltungsentschei-
dungen nach Art. 19 Einigungsvertrag (s. Anlagen 5 – 7) vorhanden, die mit 
den Vorgaben des heutigen Baugesetzbuches (§ 9 BauGB, Inhalt von 
Bebauungsplänen) konform sind, wie sich derzeit nach Recherchen im 
Landesarchiv Berlin feststellen lässt1.   


 
 Es ist an der Zeit, die noch bestehende baurechtliche „Mauer“ nicht nur zwischen 


Friedrichshain und Kreuzberg einzureißen, sondern in der ganzen Stadt für ein 
einheitliches Baurecht zu sorgen. 


 
  


                                                             
1
 So befanden sich entsprechende Dokumente in den damaligen „Wirren der Wende“ bereits auf dem Wege zur Müllhalde und      


wurden im letzten Moment als Lkw-Ladung ins Magistrats-Stadtarchiv rettend umgeleitet (Zeitzeugin). 
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Ein bloßes (vermutlich bürokratisches) historisches Versäumnis, also eine 
Verfristung, dient nunmehr als Vehikel (u. a. im selbsternannten „Runden Tisch 
der WBM“), um Tausenden von Betroffenen bei Anwendung von § 34 BauGB   
ihre Rechte an der Entscheidungsfindung im Rahmen der Bürgerbeteiligung bei 
Bauleitplänen vorzuenthalten. 


 
 Die Anwendung des § 34 BauGB schafft weder dauerhafte noch nachhal-


tige Rechtssicherheit für die betroffenen Anwohner gegen essentielle Be-
einträchtigungen ihrer bioklimatisch sensiblen Wohnumgebung, da jederzeit 
wieder neue Bauanträge gestellt werden können. 


 
 Kritisch wird es für die betroffenen Mieter in §-34-BauGB-Gebieten zusätzlich, 


falls – wie in Berlin schon oft geschehen und somit künftig keineswegs ausge-
schlossen – das kommunale Wohngebiet an private Kapitalinvestoren verkauft 
würde. 
Für diesen Fall wäre ein B-Plan mit seinem schützenden Regularium – insbeson-
dere zum Umweltkomplex – ein weitaus besserer Garant für die Anwohner als 
der § 34 BauGB! 
 
Die Beispielwirkung der weiteren Umsetzung von §34-Nachverdichtungen im 
Stile des „Masterplanes Friedrichshain“ für den gesamten Berliner Ostteil wird in  
seinen Auswirkungen, insbesondere zu Umwelt- und Klimabelangen, nur mit 
großer Besorgnis vorhergesehen.  
Es zeigt sich hier ein über den aktuell zu betrachtenden Stadtteil Friedrichshain-
West hinausreichender bedenklicher Mangel an zukunftsorientierter klimabe-
zogener Stadtentwicklung mit örtlich wirksamen und nachhaltig schützenden 
Festsetzungen. 
 
Berlin ist mit seinem Konzept der Nachverdichtung und kompakten Stadt bereits 
deutschlandweit in die Kritik geraten. Wir verweisen auf die Sendung des 
Deutschlandfunks in der Reihe „Hintergrund“ vom 06.10.2015 zum Thema  


„Warum Deutschland den Klimawandel verschläft“. 
Der „Stadtentwicklungsplan Wohnen 2025“ Berlins illustriert in diesem Zusam-
menhang aktuelle Fehlentscheidungen. 
 


3.  Der Einigungsvertrag bestimmte in Kapitel XIV diverse Regelungen zum 
Themenbereich Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. 
Der § 246a Abs. 5 BauGB von 1990/1993 sah eine Überleitung früherer Pläne 
im Bereich der ehemaligen DDR vor:  
 
„Generalbebauungspläne, Leitplanungen und Ortsgestaltungskonzep-
tionen, die auf Grund der bisher geltenden Vorschriften aufgestellt worden 
sind, gelten mit folgender Wirkung fort, 
 


 soweit sie Darstellungen i. S. des § 5 I 1 BauGB über die beabsichtigte 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes in den Grundzügen 
enthalten, gelten sie als Flächennutzungsplan oder Teilflächennutzungs-
pläne i. S. des § 5 I BauGB fort,  
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 soweit sie im Übrigen Aussagen über die geordnete städtebauliche 
Entwicklung enthalten, können sie Anhaltspunkte für die Beurteilung 
von Maßnahmen nach diesem Gesetzbuch sein.“  


(Hervorhebungen durch die Verfasser) 
 
  Das bietet nach Prüfung der vorliegenden Dokumente zur Planung des KMA-


Blockes von 1972 (s. Anlagen 5 - 8) solche ordnenden Anhaltspunkte (u. a. 
entsprechend heutigem § 9 BauGB: Art und Maß der Bebauung, bebaubare 
Flächen, Größe und Nutzung der Frei- und Grünflächen, Auflagen zu Lärmschutz 
und Luftreinhaltung, somit auch Anhaltspunkte für den Erhalt der vorhandenen 
Grünflächen). 


 
4.   Im Gemeinsamen Raumordnungskonzept (GRK) Energie und Klima für 


Berlin und Brandenburg, Teil 2, Endbericht, 2012; Auftragnehmer: 
Arbeitsgemeinschaft Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) (Potsdam), 
BLS Energieplan (Berlin), Luftbild Umwelt Planung (LUP) (Potsdam) sind 
Aussagen mit aktuellem Zeitbezug zum Klimakomplex in hochverdichteten 
Großsiedlungen enthalten: 


 
„Die raumplanerischen Möglichkeiten in Bezug auf die Anpassung gegen 
Hitzeeffekte in Städten umfassen überwiegend die langfristige Sicherung 
von übergeordneten Freiräumen bzw. Freiflächen in Ballungsräumen, 
durch die die Kaltluftentstehung und Frischluftzufuhr gesichert werden 
kann. Hierzu können ... von den Gemeinden entsprechende Festsetzungen in 
Flächennutzungs- und Bebauungsplänen getroffen werden …  
Viele Studien belegen, dass ältere Menschen (ab ungefähr 65 Jahren) – 
genauso wie Kleinkinder und Kranke – für Hitzestress besonders anfällig 
sind. Insbesondere das Auftreten von längeren Ereignissen wie Hitzewellen 
setzt den Flüssigkeitshaushalt unter Druck und führt zu 
Herzkreislaufstörungen. Im Hitze-sommer 2003, der europaweit zu mehr als 
80.000 zusätzlichen Todesopfern geführt hat, gehörten ältere Menschen zur 
Hauptrisikogruppe (Robine et al.2007).  
                          (Hervorhebungen durch die Verfasser) 


 
Fazit:   
 
In der Hierarchie der Entscheidungsebenen liegen die immer dringlicher formulierten 
allgemeinen Grundsätze der sozial fundierten städtebaulichen Abwehrmaßnah-
men gegen die globalen Klimafolgen (s. obige Zitate) über denen einzelner 
Bauvorhaben, deren Genehmigung momentan und im Stadtgebiet Friedrichshain-
West nach § 34 BauGB angestrebt wird. 
Es besteht für Friedrichshain-West ein gebietsrelevanter Entscheidungsvorrang! 
 
Das heißt: 
Zwingende Erstellung einer umfassenderen verbindlichen Bebauungsplanung 
anstelle Einzel-Objekt-Entscheidungen nach § 34 BauGB.      
  
 
Anlagen 
Anlagen 1a – 8 
Unterschriftslisten der Befürworter des Einwohner*innenantrages gem. § 44 BzVwG 







 


   


Anlage 1a 
DS/1752/IV, Beschluss der BVV vom 16.07.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







 


   


Nachverdichtungsprogramme in zeitlichen Abständen: 
 
Anlage 1b 
Objekte der Nachverdichtung im „Masterplan Friedrichshain“ aus  
„Berliner Zeitung“ nach WBM, ursprüngliche Fassung zum Beschlusszeitraum DS 
1752/IV, Juli 2015, Forderung nach verbindlichen Bebauungsplanungen, Festschrei-
bung der Gebäudezahlen. 
 
                                                                            
 


 
 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 1c 
Reduzierte Fassung der WBM nach dem 31.08.2015, „Potenzialanalyse  
Wohnungsneubau“ unter der Wunschvorstellung nach Anwendung § 34 BauGB, mit 
jederzeitig möglicher Erweiterung der Gebäudezahlen. 
 


 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 2 
Grenzwertüberschreitungen Feinstaub, 2014, an der Messstelle Frankfurter Allee 
86a nach Senatsverwaltung StadtUm, Messnetz „Blume“ 
 


 
 







 


   


Anlage 3  
FIS-Broker Kartenanzeige Klimamodell Berlin: Planungshinweise Stadtklima 2005  
(Umweltatlas). Aus SenStadtUm: fbinter.stadt-berlin.de 
 
 


 







 


   


Anlage 4 
Feinstaubzirkulation infolge Fassadenthermik, nach  örtlichen Beobachtungen im 
KMA-Karree. Innenhofbebauung nach „Masterplan...“ ergänzt. 
 
 
 
 
 
 


Anl.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 5 
Planzeichnung „Städtebauliche Bestätigung“ als in Übereinstimmung mit dem 
Generalbebauungsplan Berlin-Ost (heute „Flächennutzungsplan“) befindlich, als 
Anlage zur „Grundsatzentscheidung vom 11.10.1972, Magistrats-Beschluss 230/72 
zum „Wohnkomplex Karl-Marx-Allee/Nord“ (Heute u. a. KMA-Karree) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 6 
Grün- und Freiflächenplan als Anlage zum Magistratsbeschluss 230/72 vom 
11.10.1972  für den Wohnkomplex Karl-Marx-Allee/Nord (Verkleinerung)  
 


 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 7 
Magistratsbeschluss 230/72 vom 11.10.1972 für den Wohnkomplex Karl-Marx-
Allee/Nord, Beschlussdokument. Damit wurde die Einordnung in die finanzielle und 
materielle Sicherstellung und Kontrolle vollzogen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







 


   


Anlage 8 
Magistratsbeschluss 230/72 vom 11.10.1972 für den Wohnkomplex Karl-Marx-
Allee/Nord (heute KMA-Karree), Anlage Seiten 6 und 11 zum Beschlussdokument: 
„Kapazitäten“ und Auflagen u. a. Lärmschutz und Luftreinhaltung. Die Kapazitäten 
sind weiter untersetzt und können dokumentarisch ergänzt werden. 
Gleichartige Beschlüsse existieren für alle „Plattenbaugebiete“ in Friedrichshain und 
gleichen in der Summe ihrer Aussagen den heutigen Anforderungen an verbindliche 
Bauleitplanungen. 
  
      
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Seite 6 zum Beschlussdokument: „Kapazitäten“ und Auflagen u. a. Lärmschutz und 


Luftreinhaltung 







 


   


 


Seite 11 zum Beschlussdokument: „Kapazitäten“ und Auflagen u. a. Lärmschutz und 


Luftreinhaltung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2148/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90 Die Grünen/DIE LINKE,    
Beitritt: PIRATEN, SPD            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Ausübung kommunales Vorkaufrecht Seumstr. 14 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, alle gangbaren Wege zu nutzen, das kommunale Vor-
kaufrecht für das Gebäude bzw. das Grundstück 14 zu Gunsten Dritter auszuüben. 
 
Das Bezirksamt wird zudem beauftragt, die Aktivitäten der Mieter*innengemeinschaft Se-
umstraße 14 mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu unterstützen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2149/IV 
Ursprung: Vorlage zur Kenntnisnahme 
Initiator: Abt. Planen, Bauen und Umwelt,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Überprüfung der Voraussetzungen für den Fortbestand der Erhaltungsverordnung 
nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bau GB für das Gebiet "Hornstraße" erweitert 
um den statistischen Block 205 im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 11.04.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin     2016 
Abt.  Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
 
Bezirksverordnetenversammlung      Drucksache Nr. 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 


über die 
 


Überprüfung der Voraussetzungen für den Fortbestand der Erhaltungsverord-
nung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bau GB für das Gebiet „Hornstraße“ erwei-
tert um den statistischen Block 205 im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 


Das Bezirksamt hat in seiner Sitzung vom 22.03.2016 beschlossen: 
 


 
1. Die Voraussetzungen für die Erweiterung des Gebietes um den statistischen Block 


205 (Riehmers Hofgarten) und somit die Festsetzung dieses Blocks als Erhaltungs-
gebiet nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB liegen nicht vor. 


 
Der vom Bezirksamt gefasste Aufstellungsbeschluss für die „Erweiterung des Erhal-
tungsgebiets „Hornstraße“ um den statistischen Block 205 im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg“ vom 26. August 2014 wird aufgehoben. 
 


2. Die Voraussetzungen für den Fortbestand der Erhaltungsverordnung nach § 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB  für das Gebiet „Hornstraße“ liegen weiterhin vor.  


 
Angesichts der Untersuchungsergebnisse ist auch künftig zur Sicherung der Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung eine steuernde Einflussnahme der öffentli-
chen Hand im Gebiet Hornstraße in den ursprünglichen Abgrenzungen erforderlich. 


 
3. Die Prüfung von Anträgen auf Rückbau, Änderung oder Nutzungsänderung 
 baulicher Anlagen im Erhaltungsgebiet „Hornstraße“ erfolgt gemäß der  
    jeweils geltenden„Prüfkriterien für die Umsetzung der sozialen Erhaltungsverord- 
    nung in den Erhaltungsgebieten nach § 172 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 BauGB im Bezirk  


Friedrichshain-Kreuzberg“ (derzeit Bekanntmachung vom 05.02.2013, ABl. S. 510 
vom 12.04.2013). 


 
A). Begründung 
 
      Siehe Anlage 1 
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B). Rechtsgrundlagen: 
 
      §15 BezVG 
 
 
C). Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
     a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 
     
         ca. 19.000 € im Jahr 2019 (erneute Sozialstudie) 
 
     b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: 
 


 keine 
 
 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
 
Herrmann          Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat 
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Anlage 1 
 
Begründung zur Fortschreibung der Regelungen für das erhaltungsrechtliche 
Genehmigungsverfahren im sozialen Erhaltungsgebiet Hornstraße 2015 und 
Nichtfestsetzung des statistischen Blocks 205  
 


Im Dezember 2004 wurde für das Gebiet Hornstraße im Ortsteil Kreuzberg eine Erhaltungs-
verordnung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (Milieuschutz) erlassen.  


Der Erlass der Erhaltungsverordnung nach §172 Abs. 1 Nr. 2 BauGB diente dem Ziel, die Be-
völkerungsstruktur im Gebiet „Hornstraße“ zu erhalten. Der bestehende Zusammenhang zwi-
schen der Gebietsbevölkerung und den städtebaulichen Bedingungen vor Ort sollte gewahrt 
und eine Veränderung des sozialen Gefüges mit nachteiligen Folgen für die städtebauliche 
Situation verhindert werden. 


 


Es entspricht den allgemeinen Anforderungen, dass die Voraussetzungen für den Fortbestand 
der Verordnung in regelmäßigen Abständen überprüft werden. Weiterhin sind auch die Ge-
nehmigungskriterien zu überprüfen und ggf. fortzuschreiben.  


Die letzte Untersuchung zur Beschlusslage liegt vier Jahre zurück, sodass das Bezirksamt die 
asum GmbH 2015 mit einer erneuten Überprüfung der Voraussetzungen für den Fortbestand 
beauftragt hat.  


Ergänzend zu der bestehenden Gebietsabgrenzung sollten die Voraussetzungen und Mög-
lichkeiten einer Angliederung des angrenzenden Statistischen Blocks 205 „ Riehmers Hofgar-
ten“ untersucht werden.  


Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg hatte im August 2014 den Aufstellungsbeschluss für 
eine Erweiterung des Gebiets um den Block beschlossen. Grund war, dass die Entwicklung in 
dem Block in den letzten Jahren durch eine starke Abnahme der Einwohnerzahlen gekenn-
zeichnet war und die Befürchtung bestand, dass Verdrängungsprozesse von Haushalten, die 
am Wohnungsmarkt weniger durchsetzungsfähig waren, erfolgen. Eine von asum GmbH 2013 
durchgeführte Voruntersuchung hatte ergeben, dass in den Häusern und Wohnungen ein er-
hebliches Aufwertungspotenzial vorhanden war. Auf einem Teil des Wohnungsbestandes, der 
Wohnanlage Riehmers Hofgarten, lastete zudem ein deutlicher Aufwertungsdruck. Der Leer-
stand betrug im Block insgesamt 12% und bezog sich überwiegend auf die Anlage Riehmers 
Hofgarten. Dort standen 2013 30% der Wohnungen leer, weitere rund 5% wurden als Ferien-
wohnungen vermietet. Es gab in dem Block eine ausgeprägte Wegzugsdynamik. Die Einwoh-
nerzahl hatte sich seit 2000 um insgesamt 12% verringert.   
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Untersuchungsergebnisse Block 205 (2015)  
 


Wohnverhältnisse und Ausstattungsstandard 


Der Block 205 stellt eine städtebauliche Besonderheit dar. Knapp die Hälfte der Wohnungen 
gehört zu den denkmalgeschützten Wohnarealen „Riehmers Hofgarten“ und der Wohnanlage 
St. Bonifatius. Diese beiden denkmalgeschützten Areale sind prägend für den Block. 


Der Block hat rund 640 Wohnungen, wovon rund 600 Wohnungen bewohnt sind. Der Leer-
stand beträgt im Block insgesamt ca. 6 % und hat sich damit seit 2013 reduziert. Der jetzt vor-
handene Leerstand bezieht sich weiterhin weitgehend auf die Anlage „Riehmers Hofgarten“. 
(Nach Auskunft des Wohnungsamts handelt es sich nach der Zweckentfremdungsverbotsver-
ordnung um genehmigten Leerstand). Knapp die Hälfte des Wohnungsbestandes (42%) ist in 
Eigentumswohnungen umgewandelt. Der größte Teil davon (143 Wohnungen) wurden in den 
Jahren 2013/2014 umgewandelt, hauptsächlich in der Anlage „Riehmers Hofgarten“. Insbe-
sondere wurden in den letzten 3 Jahren Modernisierungsmaßnahmen in den umgewandelten 
Wohnungen in der Anlage Riehmers Hofgarten durchgeführt.   


 


Nahezu alle Wohnungen haben in dem Block den Vollstandard. Im Vergleich zum festgesetz-
ten sozialen Erhaltungsgebiet Hornstraße ist das Aufwertungspotenzial unterdurchschnittlich.  


Die durchschnittliche Nettomiete einer Vollstandardwohnung beträgt 6,11 €/m². Die Mietpreise 
liegen oberhalb der Mittelwerte des Berliner Mietspiegels, aber innerhalb der Spanneneinord-
nung. Sie liegen gut 0,30€/m² unter der des Erhaltungsgebiets Hornstraße. In knapp einem 
Viertel der Wohnungen liegt die Nettokaltmiete unter 5,00 €/m². Überwiegend zahlen die 
Haushalte mit langer Wohndauer und Altverträgen günstige Mieten. Die Angebotsmieten lie-
gen derzeit bei rund 11, 00 €/m² nettokalt.  


 


Soziale Entwicklungstendenzen 


In dem Block 205 lebten Ende 2014 rund 1.100 Personen. Damit ist die Einwohnerzahl seit 
2013 stabil.  


Die Gebietsbevölkerung ist durch folgende Merkmale charakterisiert: 


 Einen im Vergleich zum Bezirk hohen Altersdurchschnitt, knapp ein Drittel der Bewoh-
nerschaft ist über 55 Jahre alt.  


 Einen im Vergleich zu Berlin und dem Gebiet Hornstraße deutlich geringerem Anteil 
von Singlehaushalten (32%), und einem deutlich höheren Anteil von 3- und Mehrper-
sonenhaushalten und Haushalten mit Kindern ( 21%) 


 Einer hohen Sesshaftigkeit der Gebietsbevölkerung, fast zwei Drittel der Haushalte 
wohnen länger als 10 Jahre in ihrer Wohnung, die mittlere Wohndauer beträgt 16,3 
Jahre. 


 Einem hohen Anteil von erwerbsstätigen Personen, (über zwei Drittel der Bewohner-
schaft). Darunter sind die meisten im Angestelltenverhältnis tätig, es gibt jedoch auch 
einen sehr hohen Anteil von Selbständigen.   


 Im Vergleich zu Berlin guten Einkommensverhältnissen. Das Äquivalenzeinkommen 
(Median) im Block beträgt 1.690 €, in Berlin 1.403 €. Das Nettoeinkommen ist seit der 
letzten Untersuchung um rund 4% gestiegen, das mittlere Einkommen beträgt 2.500 
Euro (Median). 
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 Einer Verringerung des Anteils einkommensarmer Haushalte im Gebiet. 2013 hatte 
noch jeder sechste Haushalt ein mittleres Nettoeinkommen unter 1.300 Euro, inzwi-
schen ist es jeder 12. Haushalt. 


 


Aufwertungsdruck und Verdrängungsgefährdung 


Die Aufwertungsprozesse sind in dem Block weit fortgeschritten, knapp die Hälfte der Woh-
nungen sind in Eigentumswohnungen umgewandelt (42% des Wohnungsbestandes) und in 
diesen Wohnungen sind bereits Aufwertungsmaßnahmen durchgeführt worden. 2013 / 2014 
wurden 143 Wohnungen hauptsächlich in der Anlage Riehmers Hofgarten umgewandelt und 
modernisiert, auch wurden nach der EnEV erforderliche energetischen Maßnahmen durchge-
führt. 


Es ist davon auszugehen, dass in diesem Wohnungsbestand in den nächsten Jahren keine 
weiteren Maßnahmen mehr erfolgen. Ein konkreter Aufwertungsdruck konzentriert sich vor-
rangig auf die noch nicht umgewandelten Wohnungen in der Anlage „Riehmers Hofgarten“, 
Yorckstr. 83-87 und Hagelbergerstr. 9-10. Für diese Wohnungen liegen Abgeschlossenheits-
bescheinigungen vor. 


In dem weiteren Wohnungsbestand des Blocks, insbesondere der Wohnanlage St. Bonifatius, 
sowie den Häusern am Mehringdamm, mit dem sehr hohen Gewerbeanteil ist kein Aufwer-
tungsdruck festzustellen. Insgesamt ist ein weiterer Aufwertungsdruck und Verdrängungsge-
fährdung in dem Block durch die in den letzten Jahren durchgeführten Aufwertungsmaßnah-
men und Umwandlungen begrenzt.  


Hinsichtlich der Einkommensverhältnisse sind die Haushalte überwiegend günstig ausgestat-
tet. Der Block 205 weist im Vergleich zum sozialen Erhaltungsgebiet Hornstraße einen gerin-
gen Anteil von Haushalten mit prekären Einkommensverhältnissen auf. Der Anteil von ein-
kommensarmen Haushalten hat sich seit 2013 reduziert. Es ist davon auszugehen, dass 
Haushalte mit niedrigem Einkommen der Mietentwicklung nicht mehr standhalten konnten und 
aus dem Gebiet verzogen sind.  


 


Schlussfolgerung 


Nach den Ergebnissen der Untersuchungen ist der Block 205 aus folgenden Gründen nicht an 
das bestehende Erhaltungsgebiet Hornstraße anzugliedern: 


 In dem Block sind bereits knapp die Hälfte der Wohnungen (42,3%) in Eigentumswoh-
nungen umgewandelt worden und in diesen Wohnungen sind zum größten Teil bereits 
Aufwertungsmaßnahmen durchgeführt worden. Das trifft insbesondere auf die in den 
letzten beiden Jahren umgewandelten Wohnungen in „Riehmers Hofgarten“ zu. In die-
sem Wohnungsbestand sind mittelbar keine weiteren Maßnahmen zu erwarten.  


 Insgesamt ist deshalb das Aufwertungspotenzial und der Aufwertungsdruck in dem 
Block als gering einzuschätzen. Für diesen stadträumlich kleinen Teil kann nicht 
schlüssig begründet werden, dass strukturelle Veränderungen der Wohnbevölkerung 
tatsächlich städtebaulich nachteilige Auswirkungen hätten. Ein Zusammenhang zu ne-
gativen städtebaulichen Folgeproblemen für die Infrastruktur kann nicht hergestellt 
werden. Der geringe Umfang potenziell verdrängungsgefährdeter Haushalte kann auch 
nicht eine Belastung von Infrastruktur anderorts im Stadtraum durch eventuelle Weg-
züge begründen.  


 Zudem sind die Einkommensverhältnisse der Haushalte des Blocks 205 überwiegend 
besser als im Bezirks- und Berlinvergleich. Fast jeder zweite Haushalt verfügt über ein 
Haushaltseinkommen über 2.600 €, in Berlin ist das nur jeder vierte Haushalt. Eine 
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Verdrängungsgefahr besteht nur für einen vergleichsweise kleineren Bestandteil der 
Gebietsbevölkerung als in anderen Erhaltungsgebieten. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Gebietsentwicklung im bestehenden sozialen Erhaltungsgebiet 
Hornstraße 
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Die vorliegenden Ergebnisse haben gezeigt, dass die Kriterien, die 2004 zur Festlegung des 
Gebietes Hornstraße geführt- und sich in den Untersuchungen der letzten Jahren bestätigt 
haben - auch 2015 weiter zutreffen.  


Für innerstädtisches Wohnen hat das Gebiet um die Hornstraße weiterhin eine große Attrakti-
vität, die sich durch die Fertigstellung der Parkanlage „Gleisdreieck“ in den letzten Jahren 
noch deutlich erhöht hat.  


Die Nachfrage nach Wohnraum ist, wie auch in den benachbarten Kreuzberger Altbaugebie-
ten, in den letzten Jahren erheblich angestiegen. Zunehmend sind einkommensstärkere 
Haushalte zugezogen die bereit sind, für gut ausgestattete Wohnungen eine entsprechende 
Miete zu zahlen. Die Mieten liegen in allen Größenkategorien über den Mittelwerten des Berli-
ner Mietspiegels 2015 in einfacher, bzw. mittlerer Wohnlager. Zudem ist die Gegend um die 
Hornstraße für den Wohnungseigentumsmarkt sehr attraktiv. Im Unterschied zum Block 205, 
indem fast die Hälfte der Wohnungen bereits in Eigentumswohnungen umgewandelt worden, 
sind es im Gebiet Hornstraße bisher ein Viertel der Wohnungen. Der Hauptteil der Umwand-
lungen war bereits 2011 erfolgt, in den Jahren zwischen 2007 und 2011 lag ein Umwand-
lungsschwerpunkt. Seit 2011 stagniert das Umwandlungsgeschehen. Es ist zu vermuten, dass 
der Rückgang u.A. auf die soziale Erhaltungssatzung und die damit verbundenen Genehmi-
gungsvorbehalte zurückzuführen ist.  


Die Einwohnerzahl hat sich in den Jahren nach 2011 kaum verändert, Ende 2014 lebten 4.682 
Personen im Gebiet. Seit der förmlichen Festlegung 2004 hat sich die Einwohnerzahl um rund 
6% erhöht.  


 


Die Gebietsbevölkerung ist derzeit durch folgende Merkmale charakterisiert: 
 Eine überdurchschnittlich hohe und weiterhin steigende Wohndauer im Gebiet. 


Sie beträgt im Mittel 15 Jahre. 
 Einen hohen Anteil älterer Bewohner, das Durchschnittsalter der Gebietsbevöl-


kerung beträgt 47 Jahre. Der Anteil von Personen im Rentenalter ist seit Fest-
legung des Gebietes kontinuierlich gestiegen.  


 Einen weiterhin hohen Anteil von Erwerbtätigen (68 % der Personen über 15 
Jahre gehen einer Erwerbstätigkeit nach). Seit 2011 ist jedoch ein leichter 
Rückgang der Erwerbstätigenanteile zu verzeichnen, der im Zusammenhang 
mit einem leicht steigenden Anteil der Rentnergeneration steht.  


 Eine deutliche Erhöhung des mittleren Haushaltnettoeinkommens, bei einer zu-
nehmenden Einkommensdifferenzierung. Es gab in den letzten Jahren einen 
Rückgang von Haushalten mit unterdurchschnittlichen Einkommen. 


 Einem hohen Anteil von Haushalten, die in den nächsten Jahren in das Ren-
tenalter kommen und deren Einkommensverhältnisse sich verringern werden.  


 


Die Bindungen der Bewohner an das Wohngebiet sind über Jahre gewachsen. In enger 
Wechselbeziehung zu der langfristig sesshaften Bevölkerung haben sich eine infrastrukturelle 
Vielfalt und soziale Netze sowie Nachbarschaften entwickelt, die für das Gebiet charakteris-
tisch sind.  


Das mittlere Haushaltsnettoeinkommen beträgt 2.400 Euro. Die Einkommenssituation ist 
durch stark zunehmende Einkommen aber auch Einkommensdifferenzierungen gekennzeich-
net. Dies ist eine Entwicklung, die sich seit Jahren vollzieht. Der Anteil von Haushalten mit 
unterdurchschnittlichen Einkommen ist in dem Gebiet Hornstraße um die Hälfte zurückgegan-
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gen. Es ist davon auszugehen, dass einkommensarme Haushalte der Mietentwicklung nicht 
standhalten konnten und verzogen sind. Weiterhin gibt es jedoch einen festen Grundanteil von 
einkommensarmen Haushalten im Gebiet, der etwa jeden 10ten Haushalt umfasst. Demge-
genüber steht ein gewachsener Anteil von Haushalten mit einem überdurchschnittlich hohen 
Einkommen.  


Gut ausgestattete Wohnungen in attraktiven Teilräumen des Gebietes werden überwiegend 
von finanziell gut gestellten Haushalten bewohnt. Dies trifft insbesondere auf die Eigentums-
wohnungen im Gebiet zu. Die Nachfrage nach Wohnraum fördert einen erhöhten Aufwer-
tungsdruck zur Schaffung repräsentativer Wohnungen im Gebiet. Zwar ist der größte Teil der 
Wohnungen bereits mit Bad und moderner Heizung ausgestattet, jedoch bekommen Ausstat-
tungsmerkmale wie Balkone, Aufzüge, Einbauküchen, Fußbodenheizungen, Zweit-WC, hoch-
wertige Fußbodenbeläge eine zunehmende Bedeutung. Das betrifft insbesondere auch ener-
getische Modernisierungsmaßnahmen, die zum Teil erhebliche Erhöhungen der Nettokaltmie-
ten nach sich ziehen.  


 


Wohnverhältnisse 


In dem Gebiet Hornstraße gibt es ungefähr 2.800 Wohnungen, von denen ca. 2.640 bewohnt 
sind. (Der Leerstand beträgt ca. 6%). Der größte Teil der bewohnten Wohnungen im Gebiet 
hat hinsichtlich der Heiz- und Sanitärbedingungen eine zeitgemäße Ausstattung. Seit der letz-
ten Fortschreibung bezogen sich Modernisierungsmaßnahmen vorrangig auf die Erhöhung der 
Qualiltät und des Komforts der Wohnungen, sowie der Ausstattung mit energieeinsparenden 
Standards.  


 


Hornstraße Ausstattungen der Woh-
nungen 2011 und 2015 


In % aller bewohnten Wohnungen 


% in 2011


(N- 387) 


% in 2015


(N-372) 


Heizungsart 


-Ofenheizung 


- -Gasetagenheizung 


-Zentralheizung 


 


10 % 


38 % 


55 % 


 


4 % 


35 % 


60 % 


Moderne Heizung insgesamt 93 % 95 % 


Sanitärausstattung 


-AWC 


-IT, kein Bad 


-Bad  


-Modernes Bad (gefliest) 


--Zweites WC 


 


1* % 


5 % 


95 % 


81 % 


16 % 


 


* % 


5 % 


95 % 


87 % 


17 % 


Bad insgesamt 95 % 95 % 


Warmwasser-Versorgung 


-Badeofen 


-Elektro-Boiler /-Durchlauferhitzer 


-zentrale Warmwasser--Versorgung 


 


1 % 


53 % 


38 % 


 


1 % 


57 % 


42 % 


Sonstige Ausstattung   


-Einbauküche 


-Balkon 


45 % 


40 % 


58 % 


41 % 
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-Teppichböden /Parkett 


-Aufzug 


-Terrasse/Loggia 


-Hof begrünt 


32 % 


19 % 


9 % 


37 % 


32 % 


19 % 


11 % 


40 % 


Energiesparende Ausstattung   


-moderne energiesparende Heizungs-
anl. 


--Solaranlage zur WW-Erwärmung 


 


-Wärmeged. Fassade des Hauses 


2011 


 nicht 
erfragt 


-n.erfr. 


24% 


1% 


 


22% 


 


24 % der Wohnungen in dem Gebiet sind in Eigentumswohnungen umgewandelt.1 Der Anteil 
selbst genutzter Eigentumswohnungen beträgt nach den Ergebnissen der Bewohnerbefragung 
rund 10 %.  


 


Die Eigentumswohnungen, insbesondere auch selbst genutzte, haben eine überdurchschnitt-
lich gute Ausstattung. Das betrifft einerseits die Ausstattung mit Komfortmerkmalen in den 
Wohnungen, die Wohnungsgrößen hinsichtlich des Zuschnitts aber auch die Ausstattung mit 
energieeinsparenden Standards. So sind in den Häusern, in denen die Wohnungen umge-
wandelt wurden, weit öfter Decken von Kellern und Dächern sowie Fassaden gedämmt, die 
Wohnungen deutlich öfter mit Balkonen, Einbauküchen, einem 2.WC in der Wohnung usw. 
ausgestattet.  


 


Entwicklung der Mieten und Mietbelastung 


Die durchschnittliche Miete einer Vollstandardwohnung ist im Gebiet seit der letzten Untersu-
chung um 10% auf 6,43 €/m² nettokalt angestiegen. Ein Vergleich zum Berliner Mietspiegel 
2015 zeigt, dass die Quadratmetermieten im Gebiet über den jeweiligen Mietspiegelmittelwer-
ten liegen, sich jedoch innerhalb der Spanneneinordnung befinden.   


 


Gebietsmietspiegel Hornstraße2 und Berliner Mietspiegel 


Hornstraße 


2011 und 2015  


€ / m² nettokalt 


Bad und SH 


2015 


Hornstraße 


Bad und SH 


2011 


Hornstraße 


 


Bad und SH 


(einf. Wohnla-
ge) 


2015 Berliner 
Mietspiegel  


Unter 40 m² 7,89 6,48 7,18 


40 – unter 60 m² 5,98 5,67 5,81 


60 – unter 90 m² 6,35 5,80 5,84 


90 m² und mehr 5,65 5,32 5,49 


                                                 
1 Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Gutachterausschuss für Grundstückswerte, Stand Dezember 
2014 
2 Methode in Anlehnung an die Erstellung des Berliner Mietspiegels mit Kappung der Extremwerte (4/5-Spanne) 
und Berechnung über Mittelwert und Median der jeweiligen Mietspiegelfelder. Der Durchschnittswert des Ge-
bietsmietspiegels fällt aufgrund der Kappung der Extremwerte geringer als der Durchschnitt aller Wohnungen aus.  
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 Nettomiete je 
m² 


6,08 5,64  


 


Von Einzeleigentümern vermietete Eigentumswohnungen werden im Mittel für 7,63 €/m² net-
tokalt vermietet und damit liegt die Miete deutlich über dem Gebietsmittel. Diese Wohnungen 
sind über dem Durchschnitt oft mit mietenrelevanten Sondermerkmalen ausgestattet.  


Die durchschnittliche Warmmietbelastung im Gebiet beträgt 31% und hat sich seit der letzten 
Untersuchung kaum verändert.  


 


Vorhandener Aufwertungsspielraum  


Die Mehrzahl der Wohnungen verfügt zwar mit Bad und Zentralheizung über den Vollstandard 
und damit über eine zeitgemäße Ausstattung. Trotzdem sind weiterhin in einem erheblichen 
Teil der bewohnten Wohnungen in mehreren Richtungen Aufwertungsspielräume - insbeson-
dere durch Maßnahmen zur Erhöhung des Komforts - vorhanden: 


 In ca. 5% der Wohnungen, die noch einen Teilstandard haben 
 In ca. 13% der Wohnungen, die noch nicht über ein modernes Bad verfügen  
 In über der Hälfte der Wohnungen, die nicht mit einem Balkon ausgestattet 


sind. 
 In einem großen Teil der Häuser, (ca. 20%) die keinen Aufzug haben, 
 Zur energetischen Sanierung der Wohnhäuser (Nach den Befragungsergebnis-


sen ist bisher in drei Viertel der bewohnten Wohnungen noch keine Dämmung 
an den Fassaden sowie Decken von Kellern und Dächern zur Energieeinspa-
rung vorhanden) 


 zur Schaffung großzügiger Wohnungsgrundrisse und weiterer wohnwerterhö-
hender Komfortmerkmale 


 


Fortbestand des Aufwertungsdrucks  


Ein Aufwertungsdruck ist in dem Milieuschutzgebiet Hornstraße auch weiterhin gegeben. Ins-
besondere hat das Gebiet durch die Fertigstellung des in fußläufiger Erreichbarkeit liegenden 
Parkgeländes Gleisdreieck weiter an Attraktivität gewonnen und eine ungebrochene große 
Anziehungskraft auf finanziell gut gestellte Haushalte. 


Es gibt eine steigende Konkurrenzsituation auf dem Wohnungsmarkt und eine hohe Mietzah-
lungsbereitschaft für Wohnraum in attraktiven Innenstadtgebieten. Dieses ermöglicht den Ei-
gentümern bei Neuverträgen für gut ausgestattete Wohnungen Mieten zu nehmen, die erheb-
lich über den Mietspiegelwerten liegen. Damit ist ein Aufwertungsdruck zur Schaffung eines 
gehobenen Wohnstandards gegeben.  


Die stadträumliche Lage macht das Gebiet auch weiterhin für den Wohnungseigentumsmarkt 
attraktiv. Seit 2011 sind die Umwandlungsaktivitäten zwar zurückgegangen. Es ist jedoch zu 
vermuten, dass der Rückgang u.A. auf die soziale Erhaltungssatzung und damit verbundenen 
Genehmigungsvorbehalte zurückzuführen ist.  


Es ist davon auszugehen, dass sich der Aufwertungs- und auch Umwandlungsdruck weiter 
fortsetzt. Dies vor allem in den guten Wohnlagen des Gebiets, in denen höherwertiges Woh-
nen in ruhiger Wohnlage realisiert werden kann.  


 


Verdrängungsgefährdung  
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Die soziale Zusammensetzung der Gebietsbevölkerung ist insbesondere durch eine Verdrän-
gung einkommensärmerer Einwohnerschichten gefährdet.  


Zuzüge einkommensstarker Haushalte und Ausdifferenzierungen innerhalb des Gebietes prä-
gen die Sozialstruktur zunehmend stärker. Das mittlere Haushaltseinkommen hat sich seit der 
letzten Erhebung kontinuierlich erhöht.  


 


In den letzten 10 Jahren ist eine soziostrukturelle Aufwertung im Gebiet erfolgt. Es gab einen 
steigenden Anteil von Erwerbstätigen, der Anteil von einkommensarmen Haushalten ist rück-
läufig. Es ist davon auszugehen, dass ein Teil der einkommensarmen Haushalte der Mieten-
entwicklung nicht standhalten konnte und aus dem Gebiet verzogen ist. 


Andererseits gibt es jedoch weiterhin einen festen Anteil von einkommensarmen Menschen im 
Gebiet (10%), deren Einkommen unter 60% des Berliner Äquivalenzeinkommens liegt und für 
die bei einer Erhöhung der Mietpreise eine potentielle Verdrängungsgefahr besteht.  


Da das Aufwertungspotential als auch die Mieten in dem Gebiet erheblich angestiegen sind, 
sind zum anderen auch weitere Einkommensgruppen von Verdrängung bedroht, die hinsicht-
lich ihrer Einkommensverhältnisse nicht zu den armutsgefährdeten Haushalten zu zählen sind.  


Weiterhin ist zu vermuten, dass sich die Einkommen der älteren Bewohner*innen, die derzeit 
noch über ein für das Gebiet durchschnittliches Einkommen verfügen, nach Eintritt in das Ren-
tenalter verringern werden und Mieterhöhungen nach Aufwertungsmaßnahmen nicht standhal-
ten würden. Das zeigt sich bereits jetzt an den Einkommen der Rentnerhaushalte, die deutlich 
unter dem Gebietsdurchschnitt liegen. 


 


Hinsichtlich der Bewohnergruppen sind 1-Personenhaushalte, insbesondere auch 1-
Personenhaushalte im Rentenalter und auch Alleinerziehende besonders verdrängungsge-
fährdet. Diese Haushalte leben überdurchschnittlich oft in prekären finanziellen Verhältnissen 
und haben die höchste Mietbelastung. Gerade diese Haushalte sind jedoch besonders auf 
ihre derzeitigen Sozialbezüge und Nachbarschaftsbeziehungen angewiesen. Da kein mieten-
gebundener Ersatzwohnraum zur Verfügung steht, würde ein großer Teil dieser Bewohner-
gruppen keine längerfristige Wohnperspektive im Gebiet haben.  


 


Wirkungen der sozialen Erhaltungsverordnung 


In den letzten Jahren hat sich die soziale Zusammensetzung der Wohnbevölkerung im Ver-
gleich zum Zeitpunkt der Festlegung des Erhaltungsgebiets kontinuierlich weiter verändert. 
Die Untersuchungsergebnisse legen den Schluss nahe, dass es immer weniger gelingt, ein-
kommensschwachen Bevölkerungsgruppen einen Verbleib im Gebiet zu ermöglichen oder 
Wohnperspektiven in dem Gebiet zu bieten. Dies ist wesentlich auf  Anpassungsprozesse 
zwischen Mietpreiserhöhungen und einer Mieterschaft zurückzuführen, die über entsprechen-
de Zahlungsfähigkeit verfügt.  


Bei der Beurteilung der Wirkungen der sozialen Erhaltungssatzung auf soziale Struktureffekte 
muss deshalb berücksichtigt werden, dass es mehrere von der Erhaltungssatzung unabhängi-
ge Einflussfaktoren auf die Struktur der Gebietsbevölkerung gibt.   


Die Nutzung des erhaltungsrechtlichen Instrumentariums bei baulichen Maßnahmen zeigten 
strukturerhaltende Effekte zugunsten finanziell am Wohnungsmarkt weniger durchsetzungsfä-
higer Haushalte. Die Einkommen und die Mieten der von Maßnahmen betroffenen Haushalte 
sind deutlich geringer als von Haushalten, deren Wohnungen im Vorfeld modernisiert wurden. 
Zudem ist die Ausstattung mit wohnwerterhöhenden Merkmalen geringer. Indirekt wirkt die 
soziale Erhaltungsverordnung somit auch als Mieterschutz, da das Ziel der Satzung ist Mo-
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dernisierungsmaßnahmen zuzulassen, ohne die Zusammensetzung der Gebietsbevölkerung 
zu gefährden.  


 


Strukturelle Unterschiede zwischen BewohnerInnen nach Betroffenheit von erhaltungsrecht-
lich genehmigungspflichtigen Maßnahmen 


 


Zuzug nach förmlicher Festlegung Betroffene von Maßnahmen Nicht betroffen 


Mittlere Nettomieten 6,45 €/m² 7,35 €/m² 
Ohne wohnwerterhöhende Merkma- 27 % 32 % 


Ø Haushaltseinkommen 2.042 € 3.145 € 
Median Haushaltseinkommen 2.231 € 2.600 € 
Median Äquivalenzeinkommen 1.355 € 2.000 € 


Erwerbshaushalte 74 % 83 % 
Rentnerhaushalte 11 % 6 % 


Anteile älterer Haushalte ab 55 Jah- 16 % 17 % 
Anteile Haushalte in unsicherer Er- 9 % 4 % 
Anteile von Haushalten mit hohen 67 % 80 % 
Anteile an allen Haushalten insge- 6 % 53 % 


*nur Haushalte, die nach Erlass der Erhaltungsverordnung ins Gebiet gezogen sind und bei 
denen das Instrumentarium überhaupt angewendet werden konnte. Insgesamt waren weitere 
17% aller Haushalte von Modernisierungsmaßnahmen betroffen, wohnten aber bereits zum 
Zeitpunkt der Festlegung im Gebiet. Der Modernisierungszeitpunkt ist bei diesen Haushalten 
nicht eindeutig nachvollziehbar, sodass sie bei diesem Vergleich nicht berücksichtigt werden 


 


Allerdings hatte die Mehrheit der im Gebiet lebenden Haushalte keinen Bezug zum erhal-
tungsrechtlichen Verfahren im Vorfeld von baulichen Maßnahmen. Von den Haushalten, die 
bereits vor Festlegung des Gebiets hier wohnten, war etwa jeder sechste nach Einzug in die 
Wohnung von Sanierungsmaßnahmen des Eigentümers betroffen. Bei Bewohner*innen, die 
nach Festlegung des sozialen Erhaltungsgebiets 2004 zugezogen sind, ist dieser Anteil gering 
und liegt bei rund 6%. 


 


Initiativen aus dem Gebiet, die Informationsveranstaltungen zu mietenpolitischen Themen u.A. 
auch zu Fragen des Milieuschutzes durchführen, stärken die Wirkung der sozialen Erhal-
tungsverordnung. Die Information der Gebietsbevölkerung über die Genehmigungskriterien 
und Wirkungsweise der Satzung tragen dazu bei, dass die Bewohner*innen und auch Eigen-
tümer sensibilisiert sind und nicht genehmigte Baumaßnahmen im Gebiet schwer durchführbar 
sind.  


 


Schlussfolgerung 
 


Die Untersuchungsergebnisse bieten Grund zu der Annahme, dass Verdrängungsprozesse, 
mit den daraus folgenden städtebaulichen Problemen in dem sozialen Erhaltungsgebiet Horn-
straße auch weiterhin zu erwarten sind. Angesichts dieser Situation ist auch künftig zur Siche-
rung der sozialen Zusammensetzung der Wohnbevölkerung und wegen der Verdrängungsge-
fahr durch Modernisierungsumlagen und damit zu hohe Wohnkosten eine steuernde Einfluss-
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nahme der öffentlichen Hand erforderlich, und eine weitere Fortschreibung der sozialen Erhal-
tungssatzung für das Gebiet begründbar.  


Der größte Teil der Wohnungen in dem Gebiet ist zwar mit Bad und Zentralheizung ausgestat-
tet und hat damit einen Vollstandard, jedoch ist insbesondere im Altbaubestand ein Aufwer-
tungspotential zur Aufwertung der Wohnungen vorhanden. Darüber hinaus begünstigt die 
Nachfrage nach Wohnraum einen Aufwertungsdruck zur Schaffung repräsentativer Wohnun-
gen in dem Gebiet. 
 
Die Verordnung bietet die Möglichkeit Einfluss auf bauliche Prozesse zu nehmen und Aufwer-
tungsmaßnahmen zu steuern, es ist deshalb geboten, die soziale Erhaltungsverordnung für 
das Gebiet „Hornstraße“ weiter aufrecht zu erhalten.  
 


- Mit der sozialen Erhaltungssatzung konnte in den letzten Jahren Einfluss auf Erneue-
rungsmaßnahmen genommen werden. 
 


- Mit der Satzung konnten unerwünschte Gentrifizierungsprozesse aufgehalten und die 
Dynamik von Aufwertung und Verdrängung finanziell schlechter gestellter Haushalte 
gebremst werden. 


 
- Mit der seit März 2015 bestehenden Umwandlungsverordnung steht in sozialen Erhal-


tungsgebieten die Begründung von Wohnungseigentum unter Genehmigungsvorbe-
halt. Mit der Verordnung ist eine weitere Möglichkeit der Einflussnahme auf Erneue-
rungsmaßnahmen und damit auf eine Verringerung der Verdrängungsgefahr gegeben. 
 


Die zuletzt 2013 neu gefassten Prüfkriterien eignen sich- unter Beachtung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen- zur Abwendung von wohnwerterhöhenden Maßnahmen, die eine be-
sondere Gefährdung der vorhandenen Bevölkerungsstruktur darstellen.  
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Initiator: Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Beschlussfassung 


 
 
Betr.:  Bezirkshaushaltsrechnung des Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg für das Haushaltsjahr 


2014 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird beschlossen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 12.04.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung      
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.:  
Friedrichhain-Kreuzberg von Berlin 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Vorlage – zur Beschlussfassung – 
 
 
über 
 
 
Bezirkshaushaltsrechnung des Bezirks Friedrichshain -Kreuzberg für das 
Haushaltsjahr 2014 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
„Die Bezirkshaushaltsrechnung Friedrichshain – Kreuzberg für das Haushaltsjahr 2014, 
 
die in den    I s t  -  E i n n a h m e n   mit    655.668.027,01 € 
und in den   I s t  -  A u s g a b e n      mit    655.526.080,79 € 
 
abschließt, wird bestätigt.“ 
 
 
A) Begründung: 
 
1. Auftrag zur Rechnungslegung 
 
Der Bezirk hat nach § 4 Abs. 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes (BezVG) nach Schluss des 
Haushaltsjahres eine Bezirkshaushaltsrechnung aufzustellen. Diese ist Teil der Haushalts- 
und Vermögensrechnung des Landes Berlin, die der Senat nach Artikel 94 Abs. 1 der Ver-
fassung von Berlin (VvB) und nach den §§ 80 – 87 und 114 Abs. 1 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) aufzustellen und dem Abgeordnetenhaus vorzulegen hat. 
 
Über die Genehmigung der Bezirkshaushaltsrechnung entscheidet die Bezirksverordneten-
versammlung nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 BezVG - unbeschadet der Entlastung des Senats durch 
das Abgeordnetenhaus aufgrund der Haushalts- und Vermögensrechnung. 
 
 
2. Gestaltung der Bezirkshaushaltsrechnung 
 
Die Bezirkshaushaltsrechnung Friedrichshain – Kreuzberg entspricht in ihrer Gestaltung den 
geltenden Ausführungsvorschriften zur LHO (Nr. 9 AV § 80 LHO) und umfasst: 
 
- den kassenmäßigen Abschluss (§ 82 LHO)  


zzgl. Aufgliederung in Verwaltungs- und Vermögenshaushalt, 
 
-    den Haushaltsabschluss (§ 83 LHO), 
 
- die Rechnungsübersicht (Tabelle  302), in der für jeden Einzelplan die Abschlussbeträge 
      und die Ergebnisse ausgewiesen und aufgerechnet werden, 
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- die Rechnungen über die Einzelpläne 31 bis 59, die in Kapitel (Tabelle 301) und Titel 
(Tabelle 300) untergliedert sind. 


 
Als Anlagen werden diesem Zahlenwerk beigefügt: 
 
      Anlage 1: Zusammenstellung der Vermögensteile – ausgenommen Grundvermögen -, 
  untergliedert nach Vermögensobergruppen und Vermögensgruppen 
 
      Anlage 2: Nachweisung der nicht abgewickelten Vorschüsse und Verwahrungen 
 
      Anlage 3:  Nachweisung der höheren und neuen Ausgaben gegenüber dem  


 Haushaltsplan, untergliedert nach Einzelplänen 
 


      Anlage 4:  Nachweisung der Kassenreste 
 
      Anlage 5:  Nachweisung der in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 
 
      Anlage 6:  Übersicht über die über- und außerplanmäßigen Ausgaben1 
 
      Anlage 7:  Übersicht der über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen1 
 
      Anlage 8:  Übersicht über das Rücklagevermögen 
 
      Anlage 9:  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des Eigenbetriebs „Kindergärten 
                       City“  
 
Die Bezirkshaushaltsrechnung ist damit im Wesentlichen ein Rechenschaftsbericht in Zahlen 
über die Haushaltswirtschaft des Bezirksamtes auf der Grundlage des Haushaltsgesetzes  
2014/2015 (Drucksache Abgeordnetenhaus 17/1400, Beschluss Abgeordnetenhaus am 
12.12.2013). 
 
 
3. Besonderheiten bei der Ausführung des Haushaltsp lans 2014 
 
3.1. Grundlage der Haushaltswirtschaft 
 
Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bezirks waren der im Rahmen des 
Haushaltsgesetzes 2014/2015 festgestellte Bezirkshaushaltsplan für den Doppelhaushalt.  
Dieser wies für verschiedene Ämter die Überschreitung der Eckwerte bei der Ansatzbildung 
durch veranschlagte Pauschale Minderausgaben aus. Diese Pauschalen Minderausgaben 
sollten durch Untersetzung mit konkreten Sperren und Einsparungen zu Beginn des jeweili-
gen Haushaltsjahres aufgelöst sein. 
 
Die in verschiedenen Zuständigkeitsbereichen veranschlagten dezentralen Pauschalen Min-
derausgaben konnten bis zum genannten Termin von der Mehrzahl der Organisationseinhei-
ten des Bezirkes nicht oder nicht vollständig ausgeglichen werden. Damit galt für diese ab 1. 
März 2014 eine Haushaltssperre nach § 41 LHO. Die Regelungen des Art. 89 VvB  waren 
analog anzuwenden. Des Weiteren galten ab diesem Zeitpunkt Restriktionen für die kon-
sumtiven Sachausgaben der Ausgabenfelder A05, A08, A09, die Ausgaben des T-Teils, so-
weit es sich nicht um Zielbudgets handelte, und Personalausgaben 
 


                                                           
1 Die Übersicht über die über- und außerplanmäßigen Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 2014 ein-
schließlich ihrer Begründungen ist der Drucksache Nr. 680 / 15 IV, die von der Bezirksverordnetenversammlung 
am  08.09.2015 beschlossen worden ist, zu entnehmen. 
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Die mit dem Statusbericht zum Halbjahr 2014 dargestellte Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben im Bezirk erforderte insbesondere auch im Hinblick auf die im Besprechungspunkt 
des BA benannten Mehrausgaben für die ehemalige Gerhart-Hauptmann-Schule haushalts-
wirtschaftliche Maßnahmen. Die Stadträtin für Finanzen machte daher mit sofortiger Wirkung 
von ihren Befugnissen nach § 41 Abs. 1 und 2 LHO Gebrauch und erweiterte die Haushalts-
sperre mit Geltung für alle Bereich der Bezirksverwaltung. 
 
Der Haushaltswirtschaft des Bezirks lagen zum Ende 2014 folgende Beträge zugrunde: 
 
Einnahmen 
 
Ansatz lt. Haushaltsplan          638.818.300 € 
(darunter Kap. 4510 – Stiftungen 529.000 €) 
 
Ausgaben 
           
Ansatz lt. Haushaltsplan 
 


                       638.818.300 € 


davon für: 
konsumtive Sachausgaben 
einschl. Transferausgaben (ohne 5940)  
 
Personal 
Investitionen 
Kap. 4510 – Stiftungen 


 
                        
 537.761.600 € 
  
 91.639.700€              
8.888.000  €                   
    529.000 € 
                        
638.818.300 € 
 


Verpf lichtungsermächtigungen  
lt. Haushaltsplan  


 
                           2.939.000 € 


 
 
3.2. Bewirtschaftungsgrundsätze 
 
Die Führung der Haushaltswirtschaft 2014 richtete sich nach den Bestimmungen der LHO 
und den dazu erlassenen Ausführungsvorschriften (AV LHO). Insbesondere galten die Aus-
gabeansätze als Obergrenze der Ermächtigung, bis zu der Ausgaben geleistet werden durf-
ten, der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und das Prinzip der Jährlichkeit. 
 
 
3.3. Haushaltswirtschaft 
 
Die Bezirke sind für die Ausführung ihrer in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen aufge-
stellten Bezirkshaushaltspläne selbst verantwortlich. Grundsätzliches Ziel ist dabei die Ver-
meidung von Fehlbeträgen am Jahresende. Wenn es die Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben erfordert, sind unverzüglich gegensteuernde Maßnahmen einzuleiten (Nr. 2 AV § 
26a LHO).  
 
 
Zum Haushaltsgesetz 2014/2015 hatte das Abgeordnetenhaus zusätzliche Auflagen2 be-
schlossen, die während der Bewirtschaftung einzuhalten waren. 
 


                                                           
2 Drucksache 17/1400 des Abgeordnetenhauses – Ermächtigungen, Ersuchen, Auflagen und sonstige 
Beschlüsse aus Anlass der Beratung des Haushaltsplans von Berlin für die Haushaltsjahre 2014 und 
2015 – Auflagen zum Haushalt 2014/2015 -  
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Bei der Ausführung des Bezirkshaushaltsplans ergaben sich bei den Ist-Einnahmen und Ist-
Ausgaben Abweichungen zu den Ansätzen. Soweit erforderlich, wurden im Rahmen der 
Bestimmungen zu § 37 Abs. 7 LHO über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben zugelassen.  
 
 
3.4. Basiskorrektur 
 
Auf der Grundlage der Festsetzung durch die Senatsverwaltung für Finanzen erfolgte die 
Basiskorrektur der Finanzzuweisungen 2014 der Bezirke. 
 
Im Jahresabschlussverfahren wurden für Friedrichshain-Kreuzberg  
Basiskorrekturen in Höhe von insgesamt                18.945.531 €  
davon  
Basiskorrektur Produktsummenbudget                13.028.027 € 
Basiskorrektur sonstige Transfers              -   5.746.450 € 
Basiskorrektur Einnahmen                   8.747.270 € 
Basiskorrektur Investitionen                       0 € 
Basiskorrektur Personal         2.916.683 € 
berücksichtigt.  
 
 
3.5. Ergebnis der Haushaltswirtschaft 
 
Unter Berücksichtigung der Basiskorrektur im Jahresabschlussverfahren schließt der Bezirk 
das Jahr 2014 mit folgenden Resultaten ab: 
 
Einnahmen            655.668.027,01 € 
Ausgaben             655.526.080,76 € 
Kassenmäßiger Überschuss                                    141.946,25 € 
 
 
3.6. Aufgliederung des Jahresergebnisses auf Verwal tungs- und Vermögenshaushalt 
 
Das positive kassenmäßige Ergebnis des Bezirks von 141.946,25 € 
gliedert sich nach Bereinigung um die den Investitionen 
zuzuordnenden Einnahmen/Ausgaben  
 
in einen Fehlbetrag im Vermögenshaushalt von  1.004.118,76 € 
und 
in einen Überschuss im Verwaltungshaushalt von -862.172,54 € 
 
 
Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 
Das kassenmäßige Ergebnis in Höhe von 141.946,25 € ist im Haushaltsjahr 2016 zu veran-
schlagen (Kapitel 4500 – Allgemeine Finanzangelegenheiten - ).  
 
4. Weiteres Verfahren 
 
Wie in den Vorjahren wird der Bezirksverordnetenversammlung nur eine Mantelvorlage mit 
den Endzahlen der Bezirkshaushaltsrechnung – ergänzt um vorstehende Darstellung der 
wesentlichen Besonderheiten bei der Ausführung des Haushaltsplanes - zugeleitet.  
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Die Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses erhalten darüber hinaus die unter 
Textziffer 2 – Gestaltung der Bezirkshaushaltsrechnung - aufgezählten Unterlagen zur Be-
fassung. 
 
Eine weitere Zusammenstellung aller Unterlagen wird dem BVV-Büro zur Einsichtnahme für 
alle Bezirksverordneten zur Verfügung gestellt. 
 
 
B) Rechtsgrundlage: 
 
§ 12 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  keine 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:             keine 
 
 
 
Berlin, 05.04.2016 
 


 
 
 
H e r r m a n n      B o r k a m p 
Bezirksbürgermeisterin    Bezirksstadträtin 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2151/IV 
Ursprung: Vorlage zur Beschlussfassung 
Initiator: Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Beschlussfassung 


 
 
Betr.:  Wahl einer ehrenamtlichen Mitarbeiterin 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird beschlossen.  
 
 
 
 
 
 
 
 


 


 


 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 12.04.2016  Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin              06.04.2016 
Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste  
 
 
 
 


    Bezirksverordnetenversammlung        Drucksache Nr.       
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
___________________________________________________________________ 
 
 
Vorlage - zur Beschlussfassung - 
 
über 
 
Wahl einer ehrenamtlichen Mitarbeiterin  
 


Frau Marlies Sirgici 
  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die in der Vorlage aufgeführte Person wird mit Wirkung vom 01.05.2016 zur 
ehrenamtlichen Mitarbeiterin gewählt. Die Mitarbeiterin des Ehrenamtlichen Dienstes 
wird nach der Wahl von dem für die Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste 
zuständigen Mitglied des Bezirksamtes berufen. 
 
 
A). Begründung: 
 Nach den Verwaltungsvorschriften über den Ehrenamtlichen Dienst im Sozialen 


Bereich (VVEaD) vom 19.09.2006, Abl. 50, S. 3710, soll der Ehrenamtliche 
Dienst bei den Bezirksämtern von Berlin den Bürgern eine Beteiligung an 
sozialen Aufgaben im Rahmen der bezirklichen Selbstverwaltung ermöglichen. 
Er hat eine ergänzende Funktion und soll die hauptamtliche Arbeit nicht ersetzen, 
sondern die sozialen Angebote der Bezirksämter in den Bereichen Soziales 
erweitern.  


 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ehrenamtlichen Dienstes werden in der 
Regel für die Dauer von vier Jahren gewählt. Die Wiederwahl ist möglich. 


 Frau Sirgici ist Mitglied der Sozialkommission K 1. 
 Sie hat ihre Bereitschaft erklärt, die ehrenamtliche Mitarbeit wahrzunehmen und 


erfüllt die erforderlichen Voraussetzungen für dieses Amt. 
 
 
B). Rechtsgrundlage: 
 § 16 Abs. 1 Buchstabe c des BezVG 
 
 
C).  Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 


a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 







Beim Kapitel 3930, Titel 412 01, stehen die Mittel für die Entschädigung 
ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder, der 
Bezirksverordnetenversammlung, der Bürgerdeputierten und sonstiger 
ehrenamtlich tätiger Personen zur Verfügung. 


b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: 
  keine 


 
Berlin, den 12.04.2016 
 
 
 
 
Bezirksbürgermeisterin     Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2152/IV 
Ursprung: Große Anfrage 
Initiator: B'90/Die Grünen, Schemmel, Jonas   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Große Anfrage 


 
 
Betr.: Verkehrssituation und Bestuhlung an der Skalitzer Straße 99-105 - Desinformation 


beenden, BVV-Beschlüsse umsetzen! 
 
 
 
 
Ich frage das Bezirksamt: 
 


1. Wie kam es zu der Entscheidung, den Gewerbetreibenden an der Skalitzer Straße 99-105 
die Erlaubnis für die Außenbestuhlung zu entziehen? 


2. Hat Stadtrat Dr. Beckers Kenntnis von der Drucksache 212/IV, mit der die BVV einen Um-
bau der Skalitzer Straße an besagter Stelle bereits vor dreieinhalb Jahren am 29.08.2012 
beschlossen wurde, um die Verkehrssituation zu entschärfen? 


3. Wie ist das Bezirksamt tätig geworden, um die Drucksache 212/IV umzusetzen?  


4. Wieso teilte der zuständige Stadtrat Dr. Beckers in einer Vorlage zur Kenntnisnahme 
(DS/1856/IV) am 15.09.2015 mit, es liege für die Drucksache DS/212/IV noch keine Ant-
wort der Verkehrslenkung Berlin vor, obwohl es sehr wohl eine Antwort der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Umwelt als übergeordnete Behörde an ihn persönlich vom 
03.09.2014 gibt? 


5. Zu wie vielen der in DS/1856/IV aufgeführten, angeblich von der VLB noch nicht beantwor-
teten Anträge der BVV Friedrichshain-Kreuzberg liegen noch eingegangene Antworten der 
VLB bzw. der Senatsverwaltung vor? 


6. Inwieweit muss die BVV Friedrichshain-Kreuzberg zukünftig die Vorlagen des Stadtrats Dr. 
Beckers auf ihre Vertrauenswürdigkeit prüfen, wenn nach den Behauptungen um die Tou-
rismus-App nun auch die Drucksachen zu den von dieser BVV beschlossenen Verkehrs-
maßnahmen irreführend sind? 


 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016 B'90/Die Grünen   Herr Schemmel, Jonas 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2153/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Lenk, Dr. Wolfgang   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.:  Bei den Angeboten der Jugendberufsagentur alle Jugendlichen einbeziehen! 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, sich beim Senat dafür einzusetzen, dass die Beratungen und Un-
terstützungsangebote der Jugendberufsagentur prinzipiell allen Jugendlichen U25 angeboten wer-
den und jede systemische Diskriminierung unterbleibt.  
 
Begründung:  
 
Die Jugendlichen, die schon im Fallmanagementteam des U25-Bereichs waren, sind heute, weil 
sie dort schon früher in der Betreuung waren, nicht mit in die Jugendberufsagentur gewechselt. 
Ziel muss es aber sein, dass jede*r Jugendliche*r, der eine Beratung oder eine berufseinstiegsför-
dernde Unterstützung braucht, diese auch bekommt. Zuordnungen wie „bereits im Fallmanage-
ment U25“ oder gar „nicht ausbildungsfähig“ dürfen nicht dazu führen, diese Jugendlichen aus den 
Unterstützungsangeboten der Jugendberufsagentur auszugrenzen. Vielmehr sollte die Jugend-
berufsagentur nach Hamburger Vorbild ihre Angebote nach dem Gleichbehandlungsprinzip aus-
richten. Dies ist zwar ein halbes Jahr nach dem Start „noch ein relativ unbearbeitetes Pflaster“; wie 
es der Stadtrat Mildner-Spindler ausdrückte, muss aber unbedingt umgesetzt werden, um syste-
mische Diskriminierungen zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  B'90/Die Grünen   Herr Lenk, Wolfgang 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2154/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Aydin, Sevim   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.:  Bauliche Maßnahmen zur Geschwindigkeitsbegrenzung in der Waldemarstraße 


zwischen Dresdnerstraße und Legiendamm 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert zu überprüfen, welche baulichen Maßnahmen möglich sind, die 
Geschwindigkeit in der Waldemarstraße im Abschnitt Dresdnerstraße und Legiendamm zu be-
grenzen, um den Verkehrslärm zu reduzieren. 
 
Der BVV ist bis Juli 2016 zu berichten. 
 
Begründung:  
 
Seit längerem beschweren sich Anwohner*innen über den Verkehrslärm in der Waldemarstraße 
im Abschnitt zwischen Dresdnerstraße und Legiendamm. Nach Gesprächen mit dem Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg wurden Tempo 10-Schilder in dem genannten Abschnitt aufgestellt. Al-
lerdings reichen die Schilder nicht aus, um den Verkehr zu verlangsamen, weil die Autofah-
rer*innen sich nicht an die Geschwindigkeitsbegrenzung halten. Es ist daher angebracht „Moabiter 
Kissen“ oder Schwellen zur Verlangsamung des Verkehrs auf der Waldemarstraße anzubringen, 
um die Lärmbelastung durch den Verkehr für die Anwohner*innen zu reduzieren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Frau Aydin, Sevim 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Verkehrskonzept für die Luisenstadt auf der Kreuzberger Seite 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt ein Verkehrskonzept für die Luisenstadt auf der Kreuzberger Seite 
mit den Schwerpunkten Durchgangsverkehr in Wohnstraßen, Verkehrssicherheit, Geschwindig-
keitskonzept, Wegekonzept (Fuß- und Fahrradverkehr) zur Vernetzung der Freiräume, Ruhender 
Verkehr, Neue Mobilitätsangebote, Maßnahmen- und Prioritätenkonzept, zu erstellen. 
 
Der BVV ist bis Juli 2016 zu berichten. 
 
Begründung: 
 
In den vergangenen Jahren ist das Fördergebiet Luisenstadt durch Neubebauungen, insbesonde-
re im Wohnungsbau, nachverdichtet worden. Aufgrund der wenigen Brücken über die Spree und 
insbesondere der Straßennetzanbindung an die Schillingbrücke und die Michaelbrücke werden 
allerdings viele Wohnstraßen in der Luisenstadt mit gebietsfremdem Verkehr belastet. Auf der 
Kreuzberger Seite wird die Lebensqualität der Anwohner*innen in den Wohnstraßen, vor allem 
durch den zunehmenden Verkehr auf der Oranienstraße/Moritzplatz und Skalitzerstraße, der auf 
die Wohnstraßen ausweicht, beeinträchtigt. In den Bezirken Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg 
bestehen daher seit vielen Jahren Bestrebungen, gebietsfremden Verkehr aus der Luisenstadt 
möglichst herauszuhalten, die Geschwindigkeit des motorisierten Verkehrs durch geeignete Maß-
nahmen und Regelungen zu reduzieren sowie die städtebaulichen Gegebenheiten und Anforde-
rungen zur Realisierung eines attraktiven innerstädtischen Quartiers anzupassen. Das Bezirksamt 
Mitte hat bereits ein Verkehrskonzept erarbeitet. Die nördliche und südliche Luisenstadt sind städ-
tebaulich und verkehrlich eng miteinander verbunden. Deshalb ist es sinnvoll, ein Verkehrskonzept 
für die südliche Luisenstadt im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg zu erstellen. 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Frau Aydin, Sevim 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Parkplätze für ehrenamtliche HelferInnen 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, den ehrenamtlichen HelferInnen des SFC Friedrichshain zwei 
Parkplätze auf oder unmittelbar neben dem Kurt-Ritter-Sportplatz, Gürtelstr. 20-22, kostenlos zur 
Verfügung zu stellen. Gegebenenfalls sollen dafür zwei Parkplätze der Parkraumbewirtschaftung 
entzogen werden. 
 
Begründung: 
 
Der SFC Friedrichshain hat in den letzten Jahren viele Spielerinnen und Spieler dazugewinnen 
können und nimmt mit stetig mehr Mannschaften am Spielbetrieb teil. Der Verein ist für viele Men-
schen im Kiez wegen seines familiären Klimas und seiner vielen Angebote ein großer Anzie-
hungspunkt. Seit der Einführung der Parkraumbewirtschaftung springen leider mehr und mehr 
Trainerinnen ab, da die hohen Kosten mehrmals die Woche für sie nicht mehr tragbar sind. 
 
Wir möchten das ehrenamtliche Engagement der Trainerinnen unterstützen und würdigen, die 
nach ihrer Arbeit in den Nachmittag- und Abendstunden Kinder und Jugendliche unseres Bezirks 
fördern. 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  DIE LINKE   Frau Jösting, Katja 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Gemeinsam von der Einschulung bis zum Abitur - Eine Gemeinschaftsschule auch im 


Ortsteil Friedrichshain aufbauen 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, mit den Vertreter_innen der Emanuel-Lasker-Oberschule in Kon-
takt zu treten, um zu beraten, ob und wie der Standort im Rahmen des geplanten Neubaus einer 
dreizügigen Grundschule als Gemeinschaftsschule entwickelt werden kann. Um die Kapazität des 
Oberschulbereiches (4 Züge) auszulasten, sollte zudem erörtert werden, ob durch eine Kooperati-
on mit der nahe gelegenen Modersohn-Grundschule auch diese einen Grundschulzug führen 
kann, der nach dem Ende der Grundschulzeit in die Emanuel-Lasker-Oberschule übergeht. 
  
Begründung: 
  
Bereits zu Beginn der Pilotphase der Einrichtung von Gemeinschaftsschulen in Berlin vor knapp 
zehn Jahren wollten sich die Emanuel-Lasker-Oberschule und die Modersohn-Grundschule an der 
Pilotphase beteiligen, scheiterten jedoch leider mit ihrem Interesse. 
Der geplante Neubau einer Grundschule am Standort der Lasker-Oberschule und die sehr positi-
ven Ergebnisse der wissenschaftlichen Auswertung der Arbeit von Gemeinschaftsschulen, die 
kürzlich veröffentlicht wurden, sollten Anlass sein, diese Diskussion erneut zu führen, zumal es in 
Friedrichshain bisher noch keine Gemeinschaftsschule gibt. Durch die Kooperation der Emanuel-
Lasker-Oberschule mit der Refik-Veseli-Oberschule und die Bildung einer gemeinsamen gymnasi-
alen Oberstufe könnten die Schüler_innen des Rudolfkiezes und ggf. eines Zuges der Modersohn-
Grundschule gemeinsam von der 1. bis zur 10. Klasse und - bei entsprechenden Leistungen - bis 
zum Abitur beschult und die Emanuel-Lasker-Oberschule zur Kiezschule im Friedrichshainer Sü-
den werden. 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Hehmke, Andy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Endlich mehr Geschlechtergerechtigkeit beim Zugang zu Ausbildungsplätzen und bei der 


Besetzung freier Stellen im Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg herstellen! 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um mehr Geschlechterge-
rechtigkeit beim Zugang zu Ausbildungsplätzen im Bezirksamt herzustellen. Ziel soll es sein, mög-
lichst bei allen Ausbildungsberufen bzw. -gängen, die das Bezirksamt anbietet, eine in etwa 
gleichmäßige Geschlechterverteilung zu erreichen. Ein erstes Kurzkonzept über dieser Zielerrei-
chung dienliche Steuerungsinstrumente ist der BVV noch vor der Sommerpause vorzulegen. 
  
Begründung:  
  
Ca. zwei Drittel der Beschäftigten des Bezirksamtes sind weiblich. Besonders erfreulich ist die 
Tatsache, dass bei den Beschäftigten mit Führungsverantwortung das Geschlechterverhältnis 
relativ ausgewogen ist. Jedoch dominieren insbesondere im mittleren Dienst die Frauen. Aktuelle 
Zahlen zeigen, dass sich dieses Ungleichgewicht im Rahmen der Ausbildung junger Nachwuchs-
kräfte reproduziert. Insbesondere auf den Beruf der/des Verwaltungsfachangestellten trifft dies zu. 
Männliche Auszubildende finden sich eher in den handwerklich-technischen Berufen. Dass gerade 
in unserem Bezirksamt tradierte geschlechtsspezifische Rollenbilder und Auswahlkriterien bei der 
Gewinnung junger Kräfte so eindeutig zu dominieren scheinen, ist nicht länger hinzunehmen. Ge-
rade im mittleren Dienst müssen mehr junge Männer für die entsprechenden Ausbildungsgänge 
gewonnen werden. Selbst bei einer paritätischen Besetzung aller neuen Stellen wird es viele Jahre 
dauern bis die Geschlechtergerechtigkeit im Hinblick auf alle besetzte Stellen in unserem Bezirk-
samt verwirklicht ist. 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Hehmke, Andy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2159/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Hübsch, Uwe   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.:  Lüftungssituation in der Notunterkunft Geibelstr. Verbessern 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt den Betreiber der Notunterkunft Geibelstr. dahingehen zu beraten, 
wie dieser die Lüftungssituation im Bereich der Duschen dauerhaft verbessern kann und ihm die 
Verbesserung der Situation zur Auflage zu machen. 
 
Begründung:  
 
Bei einer Begehung stellten alle Beteiligten fest, dass die Lüftungssituation im Bereich der Du-
schen katastrophal ist. Dieser Zustand muss umgehend behoben werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Hübsch, Uwe 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Denkmalschutz im Rahmen des B-Plan Verfahrens 2-50 für das Grundstück Fidicinstr. 


3/2, Schwiebusser Str. 14, 16 prüfen 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt im Rahmen des B-Plan Verfahrens die denkmalrechtliche Unter-
schutzstellung der umfangreichen Keller- und Bunkeranlagen zu prüfen. 
 
Begründung: 
 
Mit Beginn der massiven Bombardierung Berlins ab Sommer 1943 verlagerte die Telefunken AG 
ihre Produktionsstandorte. 
Hauptort war die Goertzalle in Zehlendorf, hier standen auch die meisten "Ostarbeiterheime" für 
zivile NS-zwangsarbeiterInnen. (Insgesamt am Standort Berlin 4700 NS-zwangsarbeiter) 
Daneben existierten die Standorte Mehringdamm und Hallesches Ufer sowie Tempelhofer Ufer 
sowie zahlreiche (37) andere. 
 
Die kriegswichtigen Apparatefabriken bleiben in Berlin, alle anderen wurden nach außerhalb ver-
lagert. 
 
In und um Berlin bezogen Techniker und Produktionsarbeiter Bunkeranlagen wie „Lore I“ – „Lore 
IV“ oder „Erika“, um kriegswichtige Bauelemente trotz des Bombenkrieges fertigen zu können.  
In die Berliner Bunkeranlagen „Lore II“: Berlin, Fidicinstrasse 2/3, konnte die Telefunken Teile ihrer 
Produktion und Forschungseinrichtungen verlagern. 
 
In Lore II, dem Bunker unter dem Grundstück Fidicinstraße 2/3 wurde u.a. das Flakzielgerät 
"Mannheim" für die Luftwaffe gefertigt. 
Mannheim war eine (Radaranlagen mit Sende- und Empfangsgerät) für die genaue Ortung von 
feindlichen Flugzeugen sowie ein Leitsystem für die eigene Luftwaffe. 
Zudem wurden hier Navigationssysteme (Bordgeräte) für die Luftwaffe gebaut. Mannheim war ein 
großes Gerät, dass auf dem Dach des Flughafens fest installiert wurde. Die Bordsysteme dienten 
dem Einbau in die neue Serie der Sturzkampfbomber der WeserFlug und anderer Flugzeuge, die 
in den Werkstätten der Lufthansa repariert und modernisert wurden. 
 
1943 wurden die Duralwerkstätten in Tempelhof zerstört und ebenfalls ins Untergeschoß verlegt. 
Es steht daher zu vermuten, dass der Bunker in der Fidicinstraße mit dem Flughafen über einen 
Tunnel verbunden ist. 
 


 







Die Bunkeranlagen wurden von sowjetischen Kriegsgefangenen errichtet. Diese waren in der 
Sammelunterkunft der Deutschen Arbeitsfront und dem Gemeinschatfslager Manfred vpn Richth-
ofen sowie am Lager Oberlandstraße der Firma Lorenz untergebracht. Nach Bombardierung die-
ser Unterkünfte wurden die Menschen auf andere Heime aufgeteilt, schliefen am Arbeitsplatz in 
den Hangars oder in den Splittergräben auf dem Feld. Die Telefunken beschäftigte auch jüdische 
BerlinerInnen bis zu ihrer Deportation sowie KZ Häftlinge. 
 
Die Bunkeranlagen Fidicinstraße 2/3 bezeichnen demnach den Standort einer der wichtigsten un-
terirdischen Fabrikanlagen der Telefunken AG in Berlin. Diese Bunkeranlagen sind weitgehend 
unversehrt erhalten und könnten Auskunft geben über die Lebens- und Arbeitsbedingungen von 
Technikern und der (unfreiwilligen) Arbeiter der Telefunken und unterstreichen die Bedeutung des 
Fliegerhorstes Flughafen Tempelhof. Der Fliegerhorst leitete die Verteidigung von Berlin bis zur 
Einnahme (und Befreiung) durch die Rote Armee. 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Hübsch, Uwe 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.: Volkspark Friedrichshain mit ausreichend Abfalleimern ausstatten 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird ersucht den östlichen Volkspark Friedrichshain, zwischen Margarete-
Sommer-Straße, Danziger Straße und Sportplatz Virchowstraße bzw. ehemaliges SEZ bis zum 
Sommer 2016 mit ausreichend krähensicheren Abfalleimern auszustatten. 
  
 
Begründung: 
  
Mehr Sauberkeit in Friedrichshain-Kreuzberg ist ein Anliegen für mehr Lebensqualität in unserem 
Bezirk. Der Volkspark Friedrichshain ist in den warmen Monaten des Jahres ein Magnet für Bürger 
aus der ganzen Stadt und für Touristen. Er lädt zum Verweilen ein und wird dementsprechend 
sehr gut angenommen, ob zum gemütlichen flanieren, entspannen, zum ausgedehnten Grillen 
oder auch für sportliche Aktivitäten. Die derzeitige Situation im angesprochenen Gebiet ist optimie-
rungswürdig und stellt eine Gefahr für die Ökologie von Mensch und Natur dar. Die Abfalleimer 
sind krähensicher zu errichten, da sonst Krähen und andere Vögel den dorthin gebrachten Abfall 
wieder über den Park verteilen würden. 
  
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016 CDU   Herr Müller, Götz 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Geflüchtete Menschen für Berufe im Bereich Altenpflege gewinnen und auf die 


entsprechende Berufsausbildung einschließlich Fachschulstudium vorbereiten 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt zu prüfen, inwieweit mit Unterstützung der Senatsverwaltung für 
Gesundheit und Soziales, der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft und der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen, interessierten Fachschulen für Sozialpäda-
gogik, Pflegeeinrichtungen im Bezirk, interessierten Bildungsträgern im Bereich (Weiter)-bildung 
im pflegerischen Bereich und der Bundesagentur für Arbeit Möglichkeiten bestehen, gemeinsam 
einen abgestimmten Stufenplan zur Heranführung von geeigneten und interessierten geflüchteten 
Menschen mit Bleibeperspektive an eine Ausbildung im pflegerischen Bereich zu entwickeln und 
umzusetzen. 
 
Ziel sollte sowohl das Sammeln von praktischen Erfahrungen in Deutschland, als auch das Errei-
chen einer Basisqualifizierung im Bereich Pflege oder die Erlangung der Zugangsberechtigung zu 
den Fachschulen für Pflegekräfte sein. Das “Modellprojekt praxisbegleitende Ausbildung“ kann 
hierfür ein Beispiel zur Orientierung sein. 
 
Der BVV ist zu ihrer Sitzung im Juli 2016 über den erreichten Sachstand zu berichten. 
 
Begründung: 
 
Es gibt einen Mangel an Pflege(-fach)-kräften in der Altenpflege. Die Diskussion im Ausschuss für 
Soziales, Jobcenter und Bürger*innen-dienste zum Projekt “Interkulturelle Brückenbauer*innen in 
der Pflege“ wies zudem nachdrücklich auf eine bestehende interkulturelle Lücke im Bereich Pflege 
hin, die vor allem durch Menschen mit Migrationshintergrund, die für eine Tätigkeit in diesem Be-
reich gewonnen und ausgebildet werden, geschlossen werden kann. 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  DIE LINKE   Frau Kustak, Susanne 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.: Mehr und intakte Parkbänke in der Baerwaldpromenade 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert, die vorhandenen Parkbänke in der Baerwaldpromenade (Baer-
waldstraße zwischen Baerwaldbrücke und Urbanstraße) zu erneuern bzw. zu ersetzen. 
Außerdem wird das Bezirksamt aufgefordert unter Einbeziehung der Senioren- und Behinderten-
vertretungen im Bezirk zu prüfen, ob und ggf. wo weitere Parkbänke in der Baerwaldpromenade 
installiert werden können. 
  
 
Begründung: 
 
Die Baerwaldpromenade ist für die Anwohner eine Möglichkeit in parkähnlicher Umgebung zu 
spazieren und zu entspannen. Jedoch ist es gerade für Menschen mit Gehschwierigkeiten und -
behinderungen wichtig, dass ausreichend Bänke zum Ausruhen vorhanden sind. Der Zustand der 
Bänke muss aber auch zum Verweilen einladen bzw. es müssen ausreichend Bänke vorhanden 
sein. Dies ist in der Baerwaldpromenade nicht immer der Fall.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016 CDU   Herr Husein, Timur 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Baumaßnahme Blücherstraße 26b 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, keine weiteren Schritte bezogen auf die Baumaßnahme 26b ein-
zuleiten und ggf. den erlassenen Bauvorbescheid zurück zu nehmen. Das Bezirksamt wird erneut 
aufgefordert, im Dialog mit den Anwohner*innen und betroffenen Grundstückeigentümern zu ei-
nem von allen Seiten getragenen Kompromiss zu kommen und endlich die schon beschlossene 
Bürger*innenbeteiligung durchzuführen. 
 
Begründung: 
 
Der vom Bezirksamt erlassene Bauvorbescheid zum Grundstück Blücherstraße 26b erscheint 
rechtlich fragwürdig. Dies begründet sich u.a. in der geplanten Überschreitung des Maßes der 
baulichen Nutzung. Nach unseren Erkenntnissen sind gegen den erlassenen Bauvorbescheid 
rechtliche Schritte eingeleitet bzw. werden eingeleitet. Zudem kann bei der angesprochenen Bau-
maßnahme von einer echten Bürger*innenbeteiligung bisher nicht die Rede sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  DIE LINKE   Herr Jösting-Schüßler, Lothar 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Hansa 07 - regulären Sportbetrieb ermöglichen 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt möge prüfen und bis zur Mai-Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung berich-
ten, ob eine Möglichkeit gefunden werden kann, im Einvernehmen mit der Berliner Immobilienma-
nagement GmbH, auf der Sportanlage Wrangelstraße (OSZ) Container als temporär nutzbare 
Umkleidekabinen und Duschgelegenheiten aufzustellen. Diese Anlage soll im Rahmen des vor-
handenen sog. „Schlüsselvertrages“ vom FC Hansa 07 Kreuzberg genutzt, gereinigt und verwaltet 
werden. 
 
Begründung: 
 
In der von Hansa 07 bisher als Umkleide- und Duschgelegenheit genutzten Halle der Sportanlage 
sind derzeit Flüchtlinge untergebracht. Der Verein hat sich in vorbildlicher Weise eingebracht, um 
den geflüchteten Menschen zu helfen und diese zu unterstützen. Hierfür gilt es an dieser Stelle 
nochmals zu danken. 
 
Allerdings bedeutet die Nutzung der Halle als Notunterkunft, dass nun keinerlei Umkleide - und 
Duschmöglichkeiten mehr vorhanden sind. Auswärtige Mannschaften müssen sich im Keller um-
kleiden, ihre Wertsachen in privaten PKWs verstauen und haben keine Möglichkeit sich nach den 
ausgetragenen Wettkampfspielen zu duschen. Dies führt zunehmend zu Beschwerden und der 
reguläre Sportbetrieb ist eingeschränkt. Der Verein hat seinerseits berichtet, mit der BIM GmbH 
bereits Kontakt aufgenommen zu haben. Allerdings sind diesbezügliche Gespräche noch ohne 
Ergebnis, bzw. sind Kosten und Arbeitsaufwand der BIM zu hoch. 
 
Die derzeitige Situation wird sich absehbar in den kommenden Monaten nicht verbessern. Selbst 
wenn die Halle selbst nicht mehr als Notunterkunft genutzt werden wird, sind umfangreiche Sanie-
rungsarbeiten notwendig.  
 
Daher ist zu prüfen, inwieweit eine temporäre Anlage (Container) dort aufgestellt werden kann und 
wie die Kosten zu tragen sind.  
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  DIE LINKE   Herr Nöll, Oliver 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.: Kein Zwangs-Gender*Star bei der Beantwortung von Schriftlichen Anfragen von 


Bezirksverordneten 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert, bei der Beantwortung der Schriftlichen Anfragen von Bezirks-
verordneten darauf zu verzichten, die Fragen der Bezirksverordneten zu verfälschen, indem die 
Fragen ohne Einwilligung des Fragestellers mit dem Gender*Star versehen werden. 
 
 
Begründung: 
 
Das Bezirksamt hat die Fragen des Bezirksverordneten Timur Husein in der Schriftlichen Anfrage 
SA/299/IV ungefragt durch Gender*Stars versehen. Dadurch widersprechen die Fragen der deut-
schen Rechtschreibung. 
Außerdem entsteht der Eindruck, dass der Fragesteller sich der links-ideologisch begründeten 
Sprachverhunzung des Gender*Star anschließt, obwohl ihm nichts ferner liegt. 
Um dem Fragerecht der Bezirksverordneten ordnungsgemäß gerecht zu werden, muss das Be-
zirksamt die Fragen so wiedergeben, wie sie gestellt wurden.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016 CDU   Herr Husein, Timur 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Einbindung des Sportausschusses beim Bau von Schulsporthallen 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt bei den in den kommenden Jahren geplanten Erweiterungen der 
Schulstandorte inklusive der notwendigen Neubauten von Schulsporthallen den Sportausschuss 
frühzeitig einzubinden, spätestens jedoch zum Zeitpunkt der Bauleitplanung und regelmäßig im 
Sportausschuss zu berichten. 
 
Begründung: 
 
Die wachsende Stadt Berlin stellt auch Friedrichshain-Kreuzberg als Innenstadtbezirk vor die Her-
ausforderung, die freien Flächen für die kommunalen Pflichtaufgaben und Daseinsvorsorge opti-
mal zu nutzen und nach jahrelangem Stillstand bei der Errichtung von ungedeckten Sportflächen 
ist es mehr als wünschenswert, dass die Interessen des Sports bei der Errichtung und Ausstattung 
der Hallen frühzeitig Berücksichtigung finden. Vorbild soll die gute Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung, Schule und Sport bei dem geplanten Neubau der Sporthalle auf dem Gelände der 
Emanuel-Lasker-Schule in Friedrichshain sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Vollmert, Frank 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Ein Sportplatz für den Mädchen- und Frauensport 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt den Sportplatz auf dem Dach des Baumarktes am Gleis Dreieck 
zukünftig nur noch für den Mädchen- und Frauensport vor zu halten und die dort spielenden Män-
nerschaften - nach Maßgabe der Kapazitätsmöglichkeiten - auf andere bezirkliche Sportflächen zu 
verteilen. 
 
Begründung: 
 
Die Zahl der Mädchen- und Frauenmannschaften wachsen im Bezirk und die Spielflächen auf dem 
Baumarktdach bieten mit einer ausreichenden Anzahl von beleuchteten Parkplätzen, einer guter 
Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr und einen separaten und regulierbaren Zugang über 
einen Fahrstuhl gerade für diese Zielgruppe ideale Trainings- und Spielmöglichkeiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Herr Vollmert, Frank 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Von Lichtenberg lernen heißt streamen lernen 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, die in der BVV Lichtenberg verwendete Streaminglösung für 
Friedrichshain-Kreuzberg zu replizieren. Dort werden die Sitzungen der BVV gestreamt und kön-
nen in einer Mediathek nachträglich angesehen werden. Die technischen Möglichkeiten der Bezir-
ke sind hierfür also ausreichend.  
 
Begründung: 
 
Ein Streamen der BVV-Sitzungen erlaubt Interessierten das Beiwohnen an der Sitzung und dient 
so der demokratischen Teilhabe. Menschen, die Kinder oder Pflegebedürftige im Haus haben, 
können nicht ohne weiteres am Abend das Rathaus Kreuzberg aufsuchen, insbesondere, wenn 
eventuell nur ein kleiner Teil der TO für sie interessant ist. Eine Mediathek dient zum besseren 
Nachvollziehen des Diskussionsverlaufes und ist nicht zuletzt auch für die Bezirksverordneten 
sinnvoll. Lichtenberg agiert unter ähnlichen Bedingungen wie Xhain, daher ist die dort gefundene 
Lösung höchstwahrscheinlich auch in unserem Bezirk darstellbar.  
 
 
 
 
 
 
Die Piratenfraktion Friedrichshain-Kreuzberg entlässt diesen Text  in die Gemeinfreiheit (Public Domain) als CC-0  
(http://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/legalcode). Sie  verzichtet weltweit auf alle urheberrechtlichen und 
verwandten  Schutzrechte, soweit dies gesetzlich möglich ist. Der Antragstext darf  ohne weitere Erlaubnis kopiert, ver-
ändert, verbreitet und aufgeführt  werden. Dies schliesst kommerzielle Zwecke explizit mit ein. 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  PIRATEN   Herr Just, Felix J. 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Änderung der GO §2: Besetzung des Vorstands 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Änderung GO §2:  Die GO der BVV wird wie folgt geändert: 
 
alt: 
Die Fraktionen sind am Vorstand nach ihrer Stärke zu beteiligen (Höchstzahlverfahren nach d 
'Hondt). 
 
Neu: 
Die Fraktionen sind am Vorstand nach ihrer Stärke zu beteiligen (Verfahren nach Saint-Laguë). 
 
Begründung: 
 
Wir sind im Jahr 2016. Das Verfahren nach D'Hondt ist nicht mehr zeitgemäß. Der Wählerwillen 
wird durch dieses Verfahren sehr stark verzerrt (siehe Grafik). https://www.math.uni-
augsburg.de/emeriti/pukelsheim/2000c_files/sb5.gif 
 
Die kaskadierte Anwendung (Stimmen->BVO;BVO->Vorstand) verstärkt diesen Effekt). Das Ver-
fahren nach Saint-Laguë erfüllt als Divisorverfahren genau wie D'Hondt die Haus- und Stimmen-
monotonie (kein negatives Stimmengewicht), ist diesem aber statistisch durch eine deutliche we-
niger ausgeprägte Streuung der Erfolgswerte überlegen. Dieses zeigt sich auch durch den Um-
stieg von D'Hondt nach Saint-Laguë als Sitzzuteilungsverfahren bei der Bundestagswahl und vie-
len Landtagswahlen seit 2000. Das Bezirksverwaltungsgesetz sieht lediglich für die Besetzung des 
Bezirksamtes D'Hondt vor. Für andere Ämter wird die Abbildung nach "den Mehrheits- und Stär-
keverhältnissen in der Bezirksverordnetenversammlung" gefordert. Diese Abbildung erfüllt Saint-
Laguë; sogar besser als D'Hondt. Der einzige Grund, D'Hondt beizubehalten, ist eine systemati-
sche Bevorzugung größerer Fraktionen. Dies passt nicht zum demokratischen Selbstbild des Be-
zirks Friedrichshain-Kreuzberg. 
 
Die Sitzzuteilung kann stark von der Proportionalität abweichen (proporzverzerrende Wirkung in 
Form systematischer Benachteiligung kleinerer Parteien). Dieser Effekt wird gefördert durch große 
Unterschiede in den Parteistärken, eine hohe Anzahl antretender Parteien und eine niedrige An-
zahl zu vergebender Sitze. 
 


 







Extremes Beispiel: Anzahl zu vergebender Sitze: 10, Anzahl abgegebener gültiger Stimmen: 1000. 
Partei A erringt 600 Stimmen, 7 weitere Parteien erringen zusammen 400 Stimmen (darunter kei-
ne mehr als 59). Im Ergebnis erhält Partei A mit einem Stimmenanteil von 60 % alle 10 Sitze. 
 
Allgemein gilt: Bei n zu vergebenden Sitzen erhält die stärkste Partei alle n Sitze, wenn ihr Stim-
menanteil mehr als n-mal größer ist als der der zweitstärksten Partei. Somit kann die stärkste Par-
tei bei beliebig kleinem Stimmenanteil alle Sitze erhalten, wenn die Parteienanzahl entsprechend 
groß ist. Ist der Stimmenanteil der stärksten Partei genau n-mal so groß wie der der zweitstärks-
ten, haben beide Parteien den gleichen Anspruch auf den n-ten Sitz, der folglich verlost werden 
muss. 
 
Die große Koalition (Merkel I) hat für die BTW 2009 D'Hondt auf Saint-Laguë umgestellt. Hinter 
deren demokratischen Anspruch sollte die BVV X-Hain nicht zurückbleiben.  
 
Vor der neuen BVV-Wahl ist ein guter Zeitpunkt für diese Änderung. Die Regeln für die Besetzung 
sollten festgelegt werden, bevor die konkreten Abstimmungsergebnisse bekannt sind. Die Regeln 
in Kenntnis der Ergebnisse zu ändern, wäre moralisch fragwürdig.  
 
 
Die Piratenfraktion Friedrichshain-Kreuzberg entlässt diesen Text  in die Gemeinfreiheit (Public Domain) als CC-0  
(http://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/legalcode). Sie  verzichtet weltweit auf alle urheberrechtlichen und verwandten  
Schutzrechte, soweit dies gesetzlich möglich ist. Der Antragstext darf  ohne weitere Erlaubnis kopiert, verändert, verbreitet und aufge-
führt  werden. Dies schliesst kommerzielle Zwecke explizit mit ein. 


 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  PIRATEN   Herr Just, Felix J. 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Änderung GO §12 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die GO der BVV wird wie folgt geändert 
 
alt: 
 


(1) Die Fraktionen erhalten einen ihrer Stärke entsprechenden Anteil der Sitze des Vorstands, 
der Ausschüsse, der Ausschussvorsitzenden und deren Stellvertreter*innen (Höchstzahl-
verfahren nach d ́Hondt). In der gleichen Weise werden auch ihre Anteile bei den sonsti-
gen, von der BVV vorzunehmenden Wahlen festgestellt. 
 


neu : 
 


(1) Die Fraktionen erhalten einen ihrer Stärke entsprechenden Anteil der Sitze des Vorstands, 
der Ausschüsse, der Ausschussvorsitzenden und deren Stellvertreter*innen (Höchstzahl-
verfahren nach Sainte-Laguë). In der gleichen Weise werden auch ihre Anteile bei den 
sonstigen, von der BVV vorzunehmenden Wahlen festgestellt. 


 
Begründung: 
 
 Wir sind im Jahr 2016. Das Verfahren nach D'Hondt ist nicht mehr zeitgemäß. Der Wählerwillen 
wird durch dieses Verfahren sehr stark verzerrt (siehe Grafik). https://www.math.uni-
augsburg.de/emeriti/pukelsheim/2000c_files/sb5.gif Die kaskadierte Anwendung (Stimmen-
>BVO;BVO->Vorstand etc.) verstärkt diesen Effekt). Das Verfahren nach Saint-Laguë erfüllt als 
Divisorverfahren genau wie D'Hondt die Haus- und Stimmenmonotonie (kein negatives Stimmen-
gewicht), ist diesem aber statistisch durch eine deutliche weniger ausgeprägte Streuung der Er-
folgswerte überlegen. Dieses zeigt sich auch durch den Umstieg von D'Hondt nach Saint-Laguë 
als Sitzzuteilungsverfahren bei der Bundestagswahl und vielen Landtagswahlen seit 2000. Das 
Bezirksverwaltungsgesetz sieht lediglich für die Besetzung des Bezirksamtes D'Hondt vor. Für 
andere Ämter wird die Abbildung nach "den Mehrheits- und Stärkeverhältnissen in der Bezirksver-
ordnetenversammlung" gefordert. Diese Abbildung erfüllt Saint-Laguë; sogar besser als D'Hondt. 
Der einzige Grund, D'Hondt beizubehalten, ist eine systematische Bevorzugung größerer Fraktio-
nen. Dies passt nicht zum demokratischen Selbstbild des Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg. 
 


 







Die Sitzzuteilung kann stark von der Proportionalität abweichen (proporzverzerrende Wirkung in 
Form systematischer Benachteiligung kleinerer Parteien). Dieser Effekt wird gefördert durch große 
Unterschiede in den Parteistärken, eine hohe Anzahl antretender Parteien und eine niedrige An-
zahl zu vergebender Sitze. 
 
Extremes Beispiel: Anzahl zu vergebender Sitze: 10, Anzahl abgegebener gültiger Stimmen: 1000. 
Partei A erringt 600 Stimmen, 7 weitere Parteien erringen zusammen 400 Stimmen (darunter kei-
ne mehr als 59). Im Ergebnis erhält Partei A mit einem Stimmenanteil von 60 % alle 10 Sitze. 
 
Allgemein gilt: Bei n zu vergebenden Sitzen erhält die stärkste Partei alle n Sitze, wenn ihr Stim-
menanteil mehr als n-mal größer ist als der der zweitstärksten Partei. Somit kann die stärkste Par-
tei bei beliebig kleinem Stimmenanteil alle Sitze erhalten, wenn die Parteienanzahl entsprechend 
groß ist. Ist der Stimmenanteil der stärksten Partei genau n-mal so groß wie der der zweitstärks-
ten, haben beide Parteien den gleichen Anspruch auf den n-ten Sitz, der folglich verlost werden 
muss. 
 
Die große Koalition (Merkel I) hat für die BTW 2009 D'Hondt auf Saint-Laguë umgestellt. Hinter 
derem demokratischen Anspruch sollte die BVV X-Hain nicht zurückbleiben.  
 
Vor der neuen BVV-Wahl ist ein guter Zeitpunkt für diese Änderung. Die Regeln für die Besetzung 
sollten festgelegt werden, bevor die konkreten Abstimmungsergebnisse bekannt sind. Die Regeln 
in Kenntnis der Ergebnisse zu ändern, wäre moralisch fragwürdig.  
 
Die Piratenfraktion Friedrichshain-Kreuzberg entlässt diesen Text  in die Gemeinfreiheit (Public Domain) als CC-0  
(http://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/legalcode). Sie  verzichtet weltweit auf alle urheberrechtlichen und 
verwandten  Schutzrechte, soweit dies gesetzlich möglich ist. Der Antragstext darf  ohne weitere Erlaubnis kopiert, ver-
ändert, verbreitet und aufgeführt  werden. Dies schliesst kommerzielle Zwecke explizit mit ein. 


 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  PIRATEN   Herr Just, Felix J. 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Antrag 


 
 
Betr.:  Änderung GO §16(6) 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die GO der BVV wird wie folgt geändert 
 
alt: 
 
(6) Die Verteilung der Ausschusssitze, einschließlich der Sitze von Bürgerdeputierten, wird zwi-
schen den Fraktionen so vereinbart, dass sie die Stärke- und Mehrheitsverhältnisse im Plenum 
widerspiegeln und jede Fraktion mit mindestens einem Sitz vertreten ist. Kommt keine Einigung 
zwischen den Fraktionen zustande, so werden die Ausschusssitze einschließlich der Sitze von 
Bürgerdeputierten nach der Fraktionsstärke im Höchstzahlverfahren (d ́Hondt) bestimmt. Kommt 
keine Einigung zwischen den Fraktionen über die Hinzuwahl von Bürgerdeputierten gemäß Abs. 5 
zustande, entscheidet die Bezirksverordnetenversammlung. 
 
neu: 
 
(6) Die Verteilung der Ausschusssitze, einschließlich der Sitze von Bürgerdeputierten, wird zwi-
schen den Fraktionen so vereinbart, dass sie die Stärke- und Mehrheitsverhältnisse im Plenum 
widerspiegeln und jede Fraktion mit mindestens einem Sitz vertreten ist. Kommt keine Einigung 
zwischen den Fraktionen zustande, so werden die Ausschusssitze einschließlich der Sitze von 
Bürgerdeputierten nach der Fraktionsstärke im Höchstzahlverfahren (Saint-Laguë) bestimmt. 
Kommt keine Einigung zwischen den Fraktionen über die Hinzuwahl von Bürgerdeputierten gemäß 
Abs. 5 zustande, entscheidet die Bezirksverordnetenversammlung. 
 
Begründung: 
 
Wir sind im Jahr 2016. Das Verfahren nach D'Hondt ist nicht mehr zeitgemäß. Der Wählerwillen 
wird durch dieses Verfahren sehr stark verzerrt (siehe Grafik). https://www.math.uni-
augsburg.de/emeriti/pukelsheim/2000c_files/sb5.gif Die kaskadierte Anwendung (Stimmen-
>BVO;BVO->Ausschusssitze etc.) verstärkt diesen Effekt). Das Verfahren nach Saint-Laguë erfüllt 
als Divisorverfahren genau wie D'Hondt die Haus- und Stimmenmonotonie (kein negatives Stim-
mengewicht), ist diesem aber statistisch durch eine deutliche weniger ausgeprägte Streuung der 
Erfolgswerte überlegen. Dieses zeigt sich auch durch den Umstieg von D'Hondt nach Saint-Laguë 
als Sitzzuteilungsverfahren bei der Bundestagswahl und vielen Landtagswahlen seit 2000. Das 
Bezirksverwaltungsgesetz sieht lediglich für die Besetzung des Bezirksamtes D'Hondt vor. Für 


 







andere Ämter wird die Abbildung nach "den Mehrheits- und Stärkeverhältnissen in der Bezirksver-
ordnetenversammlung" gefordert. Diese Abbildung erfüllt Saint-Laguë; sogar besser als D'Hondt. 
Der einzige Grund, D'Hondt beizubehalten, ist eine systematische Bevorzugung größerer Fraktio-
nen.  
 
Die Sitzzuteilung kann stark von der Proportionalität abweichen (proporzverzerrende Wirkung in 
Form systematischer Benachteiligung kleinerer Parteien). Dieser Effekt wird gefördert durch große 
Unterschiede in den Parteistärken, eine hohe Anzahl antretender Parteien und eine niedrige An-
zahl zu vergebender Sitze. 
 
Extremes Beispiel: Anzahl zu vergebender Sitze: 10, Anzahl abgegebener gültiger Stimmen: 1000. 
Partei A erringt 600 Stimmen, 7 weitere Parteien erringen zusammen 400 Stimmen (darunter kei-
ne mehr als 59). Im Ergebnis erhält Partei A mit einem Stimmenanteil von 60 % alle 10 Sitze. 
 
Allgemein gilt: Bei n zu vergebenden Sitzen erhält die stärkste Partei alle n Sitze, wenn ihr Stim-
menanteil mehr als n-mal größer ist als der der zweitstärksten Partei. Somit kann die stärkste Par-
tei bei beliebig kleinem Stimmenanteil alle Sitze erhalten, wenn die Parteienanzahl entsprechend 
groß ist. Ist der Stimmenanteil der stärksten Partei genau n-mal so groß wie der der zweitstärks-
ten, haben beide Parteien den gleichen Anspruch auf den n-ten Sitz, der folglich verlost werden 
muss. 
 
Die große Koalition (Merkel I) hat für die BTW 2009 D'Hondt auf Saint-Laguë umgestellt. Hinter 
derem demokratischen Anspruch sollte die BVV X-Hain nicht zurückbleiben.  
 
Vor der neuen BVV-Wahl ist ein guter Zeitpunkt für diese Änderung. Die Regeln für die Besetzung 
sollten festgelegt werden, bevor die konkreten Abstimmungsergebnisse bekannt sind. Die Regeln 
in Kenntnis der Ergebnisse zu ändern, wäre moralisch fragwürdig.  
 
 
Die Piratenfraktion Friedrichshain-Kreuzberg entlässt diesen Text  in die Gemeinfreiheit (Public Domain) als CC-0  
(http://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/legalcode). Sie  verzichtet weltweit auf alle urheberrechtlichen und 
verwandten  Schutzrechte, soweit dies gesetzlich möglich ist. Der Antragstext darf  ohne weitere Erlaubnis kopiert, ver-
ändert, verbreitet und aufgeführt  werden. Dies schliesst kommerzielle Zwecke explizit mit ein. 


 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  PIRATEN   Herr Just, Felix J. 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Ursprung: Antrag 
Initiator: PIRATEN, Just, Felix J.   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.: Änderung GO § 54 (2) 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die GO der BVV wird wie folgt geändert 
 
alt: 
 
(2) Das Vorschlagsrecht für die stellv. Bezirksbürgermeister*in erhält die Fraktion, die nach der 
Wahl der Bezirksbürgermeister*in und unter Berücksichtigung von § 35 Abs. 2 BzVwG, im Höchst-
zahlverfahren (d’Hondt) die erste Position einnimmt. 
 
Neu: 
 
 (6) Das Vorschlagsrecht für die stellv. Bezirksbürgermeister*in erhält die Fraktion, die, unter Be-
rücksichtigung von § 35 Abs. 2 BzVwG, im Höchstzahlverfahren (Saint-Laguë) die zweite Position 
einnimmt. 
 
Begründung: 
 
Wir sind im Jahr 2016. Das Verfahren nach D'Hondt ist nicht mehr zeitgemäß. Der Wählerwillen 
wird durch dieses Verfahren sehr stark verzerrt (siehe Grafik).  
https://www.math.uni-augsburg.de/emeriti/pukelsheim/2000c_files/sb5.gif   
 
Die kaskadierte Anwendung (Stimmen->BVO;BVO->(stv.) Bürgermeister*in etc.) verstärkt diesen 
Effekt). Das Verfahren nach Saint-Laguë erfüllt als Divisorverfahren genau wie D'Hondt die Haus- 
und Stimmenmonotonie (kein negatives Stimmengewicht), ist diesem aber statistisch durch eine 
deutliche weniger ausgeprägte Streuung der Erfolgswerte überlegen. Dieses zeigt sich auch durch 
den Umstieg von D'Hondt nach Saint-Laguë als Sitzzuteilungsverfahren bei der Bundestagswahl 
und vielen Landtagswahlen seit 2000. Das Bezirksverwaltungsgesetz sieht lediglich für die Beset-
zung des Bezirksamtes D'Hondt vor. Für andere Ämter wird die Abbildung nach "den Mehrheits- 
und Stärkeverhältnissen in der Bezirksverordnetenversammlung" gefordert. Diese Abbildung erfüllt 
Saint-Laguë; sogar besser als D'Hondt. Der einzige Grund, D'Hondt beizubehalten, ist eine syste-
matische Bevorzugung größerer Fraktionen. Dies passt nicht zum demokratischen Selbstbild des 
Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg. Die Sitzzuteilung kann stark von der Proportionalität abweichen 
(proporzverzerrende Wirkung in Form systematischer Benachteiligung kleinerer Parteien).  


 







 
Dieser Effekt wird gefördert durch große Unterschiede in den Parteistärken, eine hohe Anzahl an-
tretender Parteien und eine niedrige Anzahl zu vergebender Sitze. 
 
Extremes Beispiel: Anzahl zu vergebender Sitze: 10, Anzahl abgegebener gültiger Stimmen: 1000. 
Partei A erringt 600 Stimmen, 7 weitere Parteien erringen zusammen 400 Stimmen (darunter keine 
mehr als 59). Im Ergebnis erhält Partei A mit einem Stimmenanteil von 60 % alle 10 Sitze. 
 
Allgemein gilt: Bei n zu vergebenden Sitzen erhält die stärkste Partei alle n Sitze, wenn ihr Stim-
menanteil mehr als n-mal größer ist als der der zweitstärksten Partei. Somit kann die stärkste Par-
tei bei beliebig kleinem Stimmenanteil alle Sitze erhalten, wenn die Parteienanzahl entsprechend 
groß ist. Ist der Stimmenanteil der stärksten Partei genau n-mal so groß wie der der zweitstärks-
ten, haben beide Parteien den gleichen Anspruch auf den n-ten Sitz, der folglich verlost werden 
muss. 
Die große Koalition (Merkel I) hat für die BTW 2009 D'Hondt auf Saint-Laguë umgestellt. Hinter 
derem demokratischen Anspruch sollte die BVV XHain nicht zurückbleiben.  
Vor der neuen BVV-Wahl ist ein guter Zeitpunkt für diese Änderung. Die Regeln für die Besetzung 
sollten festgelegt werden, bevor die konkreten Abstimmungsergebnisse bekannt sind. Die Regeln 
in Kenntnis der Ergebnisse zu ändern, wäre moralisch fragwürdig.  
Die alte Regelung war weiterhin missverständlich. Eine wörtliche Auslegung der Regelung würde 
bedeuten, dass die Fraktion, die in diesem Verfahren auf Platz 1 landet (die größte Fraktion) die 
stv. Bürgermeisterin stellt. Intendiert ist aber offensichtlich, dass die Fraktion auf Platz 1 die Bür-
germeister*in stellt und die Fraktion, die Platz 2 erhält (möglicherweise die gleiche) das Vor-
schlagsrecht für die stv. Bürgermeisterin erhält. Beide Vorschlagsrechte an die Fraktion auf Positi-
on 1 zu vergeben wäre undemokratisch.  
 


Die Piratenfraktion Friedrichshain-Kreuzberg entlässt diesen Text  in die Gemeinfreiheit (Public Domain) als CC-0  
(http://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/legalcode). Sie  verzichtet weltweit auf alle urheberrechtlichen 
und verwandten  Schutzrechte, soweit dies gesetzlich möglich ist. Der Antragstext darf  ohne weitere Erlaubnis kopiert, 
verändert, verbreitet und aufgeführt  werden. Dies schliesst kommerzielle Zwecke explizit mit ein. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016 PIRATEN   Herr Just, Felix J. 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2174/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: CDU, Husein, Timur   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.:  Frauenbild der Flüchtllinge als Thema beim Feministischen Kongress 2016 in 


Friedrichshain-Kreuzberg 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert beim kommenden Feministischen Kongress 2016 in Friedrichs-
hain-Kreuzberg das Thema Frauenbild der Flüchtlinge in Deutschland zu behandeln. 
 
Begründung: 
 
Das Bezirksamt plant in diesem Jahr einen Feministischen Kongress in Friedrichshain-Kreuzberg. 
 
Die bisherigen Themen behandeln nicht das importierte Frauenbild der Flüchtlinge, welches teil-
weise nicht dem Grundgesetz entspricht. Insbesondere daraus resultierende Gewalt bzw. sexuelle 
Angriffe von männlichen Flüchtlingen stellen eine Gefahr für Mädchen und Frauen unabhängig 
von ihrer Herkunft dar. Ein feministischer Kongress sollte auch dieses Thema behandeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 20.04.2016  CDU   Herr Husein, Timur 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Büro der 20. April 2016
Bezirksverordnetenversammlung Telefon 90298-3204
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin Fax 90298-2800


 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 


Einladung 
 


zur 


 
Öffentlichen Sitzung der BVV Friedrichshain-Kreuzberg  


in der IV. Wahlperiode 


Mittwoch, 27.04.2016, 17:30 Uhr 


BVV-Saal, Yorckstr. 4-11 
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1   Geschäftliche Mitteilungen der 
Bezirksverordnetenvorsteherin 


2   Abstimmung über die  Dringlichkeiten 


3   Beschlussfassung zur Konsensliste des Ältestenrates 


4   Bestätigung der Tagesordnung 


5   Wahlvorlagen 


5.1 DS/2151/IV Abt. Soziales, 
Beschäftigung und 
Bürgerdienste 


Wahl einer ehrenamtlichen Mitarbeiterin 


6   Mündliche Anfragen 


7   Vorlagen zur Beschlussfassung 


7.1 DS/2150/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Bezirkshaushaltsrechnung des Bezirks Friedrichshain-
Kreuzberg für das Haushaltsjahr 2014 


8   Große Anfragen 


8.1 DS/2152/IV B'90/Die Grünen 
(Schemmel, Jonas) 


Verkehrssituation und Bestuhlung an der Skalitzer Straße 99-
105 - Desinformation beenden, BVV-Beschlüsse umsetzen! 


9   Einwohner*innenanträge (§44 BezVG) 


9.1 DS/2147/IV Bürger*in Für den Schutz und Erhalt unserer lebenswerten Umwelt!  
Städtebauliche Entwicklungskonzeption für Friedrichshain, 
Bereich westlich der Straße der Pariser Kommune, unter 
Beachtung der Auswirkungen der globalen Klimafolgen und 
der toxischen Luftverunreinigungen aus dem Bereich Karl-
Marx-Allee/Frankfurter Allee 


10   Anträge 


10.1 DS/1651-01/IV SPD (Hochstätter, 
Peggy) 


Handlungsaufforderung 


10.2 DS/2153/IV B'90/Die Grünen (Lenk, 
Wolfgang) 


Bei den Angeboten der Jugendberufsagentur alle 
Jugendlichen einbeziehen! 


10.3 DS/2154/IV SPD (Aydin, Sevim) Bauliche Maßnahmen zur Geschwindigkeitsbegrenzung in der 
Waldemarstraße zwischen Dresdnerstraße und Legiendamm 


10.4 DS/2155/IV SPD (Aydin, Sevim) Verkehrskonzept für die Luisenstadt auf der Kreuzberger 
Seite 


10.5 DS/2156/IV DIE LINKE (Jösting, 
Katja) 


Parkplätze für ehrenamtliche HelferInnen 


10.6 DS/2157/IV SPD (Hehmke, Andy) Gemeinsam von der Einschulung bis zum Abitur - Eine 
Gemeinschaftsschule auch im Ortsteil Friedrichshain 
aufbauen 


10.7 DS/2158/IV SPD (Hehmke, Andy) Endlich mehr Geschlechtergerechtigkeit beim Zugang zu 
Ausbildungsplätzen und bei der Besetzung freier Stellen im 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg herstellen! 


10.8 DS/2159/IV SPD (Hübsch, Uwe) Lüftungssituation in der Notunterkunft Geibelstr. Verbessern 
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10.9 DS/2160/IV SPD (Hübsch, Uwe) Denkmalschutz im Rahmen des B-Plan Verfahrens 2-50 für 
das Grundstück Fidicinstr. 3/2, Schwiebusser Str. 14, 16 
prüfen 


10.10 DS/2161/IV CDU (Müller, Götz) Volkspark Friedrichshain mit ausreichend Abfalleimern 
ausstatten 


10.11 DS/2162/IV DIE LINKE (Kustak, 
Susanne) 


Geflüchtete Menschen für Berufe im Bereich Altenpflege 
gewinnen und auf die entsprechende Berufsausbildung 
einschließlich Fachschulstudium vorbereiten 


10.12 DS/2163/IV CDU (Husein, Timur) Mehr und intakte Parkbänke in der Baerwaldpromenade 


10.13 DS/2164/IV DIE LINKE (Jösting-
Schüßler, Lothar) 


Baumaßnahme Blücherstraße 26b 


10.14 DS/2165/IV DIE LINKE (Nöll, Oliver) Hansa 07 - regulären Sportbetrieb ermöglichen 


10.15 DS/2166/IV CDU (Husein, Timur) Kein Zwangs-Gender*Star bei der Beantwortung von 
Schriftlichen Anfragen von Bezirksverordneten 


10.16 DS/2167/IV SPD (Vollmert, Frank) Einbindung des Sportausschusses beim Bau von 
Schulsporthallen 


10.17 DS/2168/IV SPD (Vollmert, Frank) Ein Sportplatz für den Mädchen- und Frauensport 


10.18 DS/2169/IV PIRATEN (Just, Felix J.) Von Lichtenberg lernen heißt streamen lernen 


10.19 DS/2170/IV PIRATEN (Just, Felix J.) Änderung der GO §2: Besetzung des Vorstands 


10.20 DS/2171/IV PIRATEN (Just, Felix J.) Änderung GO §12 


10.21 DS/2172/IV PIRATEN (Just, Felix J.) Änderung GO §16(6) 


10.22 DS/2173/IV PIRATEN (Just, Felix J.) Änderung GO § 54 (2) 


10.23 DS/2174/IV CDU (Husein, Timur) Frauenbild der Flüchtllinge als Thema beim Feministischen 
Kongress 2016 in Friedrichshain-Kreuzberg 


11   Beschlussempfehlungen 


11.1 DS/1204/IV Ausschuss BüTraVIG 
(Wisniowska, Barbara 
Jana) 


Übersetzung und Weiterverbreitung des Berichts zur Zukunft 
der Behindertenpolitik im Bezirk ermöglichen 


11.2 DS/1612/IV Ausschuss SozBüD 
(Topac, Fadime) 


Eingliederungsmittel für Langzeitarbeitslose in 2015 
vollständig ausschöpfen 


11.3 DS/1944/IV Ausschuss Sport 
(Müller, Götz) 


Probeöffnung Verbundpflaster Eintracht Südring 


11.4 DS/1952/IV Ausschuss Sport 
(Müller, Götz) 


Neues Konzept als Absicherung des Weiterbetriebs des 
Baerwaldbades 


11.5 DS/2061/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Bockbrauerei in Kreuzberg als Gewerbestandort sichern 


11.6 DS/2069/IV Ausschuss UVKI 
(Hochstätter, Peggy) 


Pinguinspielplatz sanieren 


11.7 DS/2073/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Nachverdichtungsplanungen der WBM für andere 
Baukörperformen öffnen 
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11.8 DS/2107/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Bebauungsplan V-15-1 für Teilflächen des Grundstücks Alt-
Stralau 34 (Flurstücke 97, 101, 103 sowie Flurstücke 104 und 
108 teilweise) im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil 
Friedrichshain 


11.9 DS/2109/IV Ausschuss UVKI 
(Hochstätter, Peggy) 


Clusterung der Liegenschaften im Bezirk - Grundstücke zur 
Daseinsvorsorge sichern 


11.10 DS/2110/IV Ausschuss SozBüD 
(Topac, Fadime) 


Jobcenter Beratungsqualität nachhaltig verbessern 


11.11 DS/2111/IV Ausschuss UVKI 
(Hochstätter, Peggy) 


Prinzessinnengarten langfristig erhalten - Erbbaupacht 
anstreben 


11.12 DS/2112/IV Ausschuss PHI 
(Weeger, Andreas) 


Verstetigung des Projekts "93 Straßenschilder" - Polnische 
Straßen in Berlin 


11.13 DS/2117/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Bebauungsplan VI-38-1 für eine Teilfläche des Grundstücks 
Carl-Herz-Ufer 34 im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil 
Kreuzberg, Rechtsverordnung über die Festsetzung 


11.14 DS/2119/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Bebauungsplan VI-140i VE "Flottwellstraße Nord" für die 
Grundstücke Flottwellstraße 32-45 und das Flurstück 70/1 
(teilweise) im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil 
Kreuzberg 


11.15 DS/2145/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Aufstellung des Bebauungsplans 2-50 für das Grundstück 
Fidicinstraße 3, Schwiebusser 
Straße 14, 16 im Bezirk Friedrichshain – Kreuzberg, OT 
Kreuzberg 


11.16 DS/2148/IV Ausschuss StadtQM 
(Dahl, John) 


Ausübung kommunales Vorkaufsrecht Seumstr. 14 


12   Vorlagen zur Kenntnisnahme 


12.1 DS/0017/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


DS/2253/III - Einen Hilfsfonds für den "Karneval der Kulturen" 
schaffen 


12.2 DS/0047/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Das historische Gedächtnis des Bezirks - 
Neukonzeptionierung der Friedrichshainer 
Erinnerungslandschaft 


12.3 DS/0339/IV Abt. Wirtschaft, 
Ordnung, Schule und 
Sport 


Keine Autospuren auf Radstreifen - Verkehrspolitischen 
Rollback beenden 


12.4 DS/0353/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Zukunft der Toilettenanlage Yorckstraße, Ecke Mehringdamm 


12.5 DS/0585/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Gedenktafel für das DDR-Aufnahme- und Durchgangsheim 
Alt-Stralau 


12.6 DS/0841/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Spreegarten - Interkultureller Nachbarschaftsgarten am 
Spreeufer 


12.7 DS/0919/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Qualifizierte Fachkraft für die Bauordnungen 


12.8 DS/0927/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Verkehrskonzept für die Luisenstadt 


12.9 DS/1088/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


AGB als erweiterter Standort der Zentral- und 
Landesbibliothek 
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12.10 DS/1239/IV Abt. Soziales, 
Beschäftigung und 
Bürgerdienste 


Verzicht auf die Reduzierung des Mietausgleichs 


12.11 DS/1313/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Informationstafel am Spanienkämpferdenkmal im Volkspark 
Friedrichshain 


12.12 DS/1452/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Oscars Leselounge in der Pablo-Neruda-Bibliothek 


12.13 DS/1539-01/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Einwohner*innenversammlung Görlitzer Park (2): Fachliche 
Auswertung und Folgeveranstaltung 


12.14 DS/1602/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


105 Jahre Frauentag am 8. März 2016: Eine Ausstellung über 
Bürger*innen des Bezirkes und ihre Berufe 


12.15 DS/1735/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Gedenktafel für Rudi Lesser 


12.16 DS/1741/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Mehr Freifunk für #Xhain 


12.17 DS/1839/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Beschneidung der Bäume in der Revaler Straße 


12.18 DS/1906/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Ausweitung der Milieuschutzgebiete im Bezirk 


12.19 DS/1908/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Untersuchung Manteuffelstr.- Verfahren zur weiteren 
Beauftragung 


12.20 DS/1987/IV Abt. Finanzen, Facility 
Management, Kultur 
und Weiterbildung 


Gedenktafel für Wolfgang Szepansky dauerhaft installieren 


12.21 DS/2033-01/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Buslinien attraktiver machen - Bushaltehäuschen an allen 
Haltstellen einrichten 


12.22 DS/2149/IV Abt. Planen, Bauen und 
Umwelt 


Überprüfung der Voraussetzungen für den Fortbestand der 
Erhaltungsverordnung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bau GB 
für das Gebiet "Hornstraße" erweitert um den statistischen 
Block 205 im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 


 


 
Mit freundlichen Grüßen 
  
Kristine Jaath 
Vorsteherin der Bezirksverordnetenversammlung  
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Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0017/IV 
Ursprung: Vorlage zur Kenntnisnahme 
Initiator: DIE LINKE,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
07.12.2011 BVV  003/IV-BVV mit Abschlussbericht zur Kenntnis genommen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  DS/2253/III - Einen Hilfsfonds für den "Karneval der Kulturen" schaffen 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 30.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin  
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/0017/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 07.12.2011 beschlos-
sen: 


 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
Das Bezirksamt wird beauftragt, sich gegenüber dem Senat, insbesondere der 
Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen dafür einzusetzen, dass 
ein Karnevalsfonds eingerichtet wird, an den die Gruppen in einfacher und 
verständlicher Form Förderanträge für den Karneval stellen können. 
 
 
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Nach einem Jahr mit vielen Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Karnevals der 
Kulturen trafen sich Ende 2015 die zentralen Akteure zu einem Konzeptdialog, 
welcher am 17. Oktober 2015  erfolgreich abgeschlossen wurde. Ein zentrales 
Thema war in diesem Zusammenhang eine langfristige finanzielle Absicherung der 
Veranstaltung. 
So wurde im Jahr 2015 neben der Finanzierung durch Landeszuschüsse und 
Einnahmen aus Standgebühren, Lizenzvergaben und der Unterstützung durch 
Sponsoren eine weitere Säule geschaffen. Hierzu wurde ein Gruppenfonds realisiert, 
welcher die Gruppen zum Beispiel in ihrer Materialbeschaffung unterstützt. Hierdurch 
wurde ein einfaches Finanzierungsinstrument ergänzt mit der Möglichkeit in 
verständlicher unkomplizierter Form Förderanträge zu stellen. Nähere Informationen 
zu den Ergebnissen des Konzeptdialoges entnehmen Sie der Pressemitteilung im 
Anhang. 
 
Wir bitten, dies als Abschlussbericht zur Kenntnis zu nehmen und den Beschluss 
damit als erledigt anzusehen. 
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
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a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: keine 
 
 
 
Berlin, den 22.03.2016 
 
 


 
 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 


  







 


 
Karneval der Kulturen  c/o Kulturprojekte Berlin, Nadja Mau, Stefanie Schatte & Ruth Hundsdoerfer 
Klosterstraße 68, 10179 Berlin Tel. ++49-30-24749-847, Fax ++49-30-24749-710, info@karneval-berlin.de  
  
 


 
 
Pressemitteilung 
 
Einzigartig – Vielfältig – Unabhängig 
Konzeptdialog der Akteure des Karnevals der Kulturen erfolgreich beendet 
 
Berlin, den 29. Oktober 2015 – Ein intensives Jahr liegt hinter allen Beteiligten des Karnevals der 
Kulturen: Nachdem das große Fest in diesem Jahr nur drei statt 12 Monate Vorbereitungszeit hatte, 
fanden sich die Akteure von Straßenumzug und Straßenfest nach dem erfolgreichen Karneval in einem 
moderierten Konzeptdialog zusammen. Dieser wurde am 17. Oktober 2015 erfolgreich abgeschlossen. 


Wir einigten uns darin über zentrale Punkte unserer Veranstaltung und stellen damit die Weichen für die 
Zukunft der Großveranstaltung mit jährlich ca. 1,5 Millionen Besuchern. Ein neu gegründeter Beirat aus 
Mitgliedern der Umzugsgruppen, inhaltlich Verantwortlichen des Straßenfestes und Multiplikatoren 
arbeitet ab sofort eng mit dem Karnevalsbüro zusammen. Darüber hinaus werden regelmäßige Plena mit 
allen Beteiligten den mit großem Engagement begonnenen Dialog fortsetzen. 


Diese Pressemitteilung spiegelt die Ergebnisse unseres Dialoges miteinander wider. Die Senatorin für 
Arbeit, Integration und Frauen, Dilek Kolat, ist über die Ergebnisse des Konzeptdialoges informiert. Wir 
bleiben mit ihr über die Ergebnisse im Gespräch. 


Die Seele des Karnevals 


Wir leben Berlins Weltoffenheit, zeigen und zelebrieren Willkommenskultur, leben interkulturellen Dialog 
und Integration, setzen gesellschaftspolitische Impulse, leben ein friedliches und aneinander 
interessiertes Miteinander, pflegen unsere eigene (kulturelle) Identität, leisten Empowerment- und 
Antidiskriminierungsarbeit, engagieren uns freiwillig und ehrenamtlich ohne profitorientierte Motivation 
und mit viel Idealismus. Diese Struktur ist weltweit einmalig. 


Trägerschaft 


Der Karneval der Kulturen bedankt sich ausdrücklich bei der Kulturprojekte Berlin GmbH für die 
Zusammenarbeit in diesem Karnevalsjahr. Nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre, halten alle 
Beteiligten die Gründung einer eigenen und dadurch inhaltlich und politisch unabhängigen Träger-
gGmbH-Struktur für diese besondere Veranstaltung für unumgänglich. Dieser Träger soll das 
gesammelte KnowHow des Karnevalsbüros und der langjährigen Partner bündeln und sich mit einer 
schlanken Struktur auf den Karneval der Kulturen konzentrieren. Die Namensrechte und das Archiv 
sollen an diesen neu zu gründenden Träger übertragen werden – im Moment befindet sich beides noch 
im Besitz der Werkstatt der Kulturen. Da die Gründung dieses unabhängigen Trägers kurzfristig nicht zu 
realisieren ist, soll ab 2016 für den Zeitraum des Berliner Landeshaushalts 2016/2017 ein mit 
interkulturellen Projekten sehr erfahrener Zwischenträger den Haushaltstitel verwalten und das 
unabhängig arbeitende KdK-Büro nach Kräften in der Durchführung des Karnevals unterstützen. In dieser 
Zeit soll parallel eine eigenständige Gesellschaftsstruktur aufgebaut werden.  


Ein Haus des Karnevals 


Der Karneval der Kulturen benötigt einen eigenständigen und zentral in der Nähe des Veranstaltungs-
geländes gelegenen Ort, wo er das ganze Jahr präsent sein kann. Dieses Haus hat Büro- und 
Versammlungsräume, das Mascamp mit Werkstätten und Proberäumen, das Archiv, hinreichende 
Lagermöglichkeiten und kann darüber hinaus als Kultur- und Begegnungszentrum fungieren, um auch 
über das Jahr den Austausch untereinander sowie mit allen Teilen der Bevölkerung bzw. international zu 
ermöglichen. Hier soll das KdK-Büro seinen Sitz haben, der Beirat und das Plenum sollen sich hier treffen 
können. Mit Blick auf die bereits laufende Vorbereitung des Karnevals der Kulturen im Jahr 2016 sollten 
die Räumlichkeiten kurzfristig und auf lange Sicht zur Verfügung stehen. 







 


 
Karneval der Kulturen  c/o Kulturprojekte Berlin, Nadja Mau, Stefanie Schatte & Ruth Hundsdoerfer 
Klosterstraße 68, 10179 Berlin Tel. ++49-30-24749-847, Fax ++49-30-24749-710, info@karneval-berlin.de  
  
 


 
Finanzierung 


Der Karneval der Kulturen muss langfristig finanziell abgesichert sein! Die Finanzierung basiert auf drei  
Säulen, von denen eine der Landeszuschuss ist und zwei weitere die erheblichen Einnahmen aus 
Standgebühren und Lizenzvergaben sowie die Unterstützung durch Sponsoren. Der grundlegend 
gewünschte und besondere nicht-kommerzielle Charakter des Karnevals der Kulturen muss gewahrt 
bleiben und wieder gestärkt werden. Deshalb muss der Landeszuschuss, wie in diesem Jahr auch, 
auskömmlich sein und langfristig zur Verfügung stehen.  


Die finanzielle Unterstützung  der Karnevalsgruppen, z.B. zur Beschaffung von Materialien, wurde in 
diesem Jahr erstmals durch einen Gruppenfonds realisiert. Der Gruppenfonds unterstützt die 
Umzugsgruppen dabei, ihr künstlerisches Potenzial zu entfalten und würdigt ihre ehrenamtliche und 
freiwillige Arbeit. Das Budget sollte – mit Blick auf die normalerweise deutlich größere Anzahl von 
Gruppen als 2015 aufgestockt werden. 


Veranstaltungsort 


Der Blücherplatz und die bisherige Umzugsstrecke in Kreuzberg sind etablierte Orte mit hohem 
Wiedererkennungswert. Die urban geprägte Umzugstrecke, die ein wesentliches Element von Karneval – 
„die Rückeroberung des öffentlichen Raums“ – ermöglicht, ist für den Umzug unerlässlich. Die Umzugs-
strecke und der Ort des Straßenfestes sollen deshalb beibehalten werden. Der Veranstaltungsort ist gut 
an den öffentlichen Personennahverkehr angebunden und erlaubt so allen Berlinern und Touristen einen 
leichten Zugang. Weitere Standorte wurden geprüft und mussten aus unterschiedlichen Gründen 
verworfen werden. 


Weiterhin ist es unser dringender Wunsch, dass sich die zuständigen behördlichen Stellen bereits im 
Vorfeld und auch während der Veranstaltung stärker um die Verhinderung des nicht genehmigten 
Verkaufs von alkoholischen Getränken, insbesondere Bierflaschen, kümmern. Dieser Verkauf ist die 
wesentliche Ursache für das große Aufkommen von Glasmüll im Rahmen der Veranstaltung. Wir halten 
an unserem seit Jahren etablierten Mehrwegkonzept fest. 


 


Wir bedanken uns herzlich bei den Moderatoren und Beratern des Konzeptdialoges vom 
Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS), Dr. Dieter Dohmen, Birgitt A. 
Cleuvers und Klaus Steinkemper.  


Der Konzeptdialog wurde finanziell von der Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen 
unterstützt, wofür sich alle Beteiligten herzlich bedanken. 


Bildmaterial vom Karnevalsumzug 2015 können Sie unter folgendem Link herunterladen: 
http://www.karneval-berlin.de/de/bilder.56.html  


 


Pressekontakt 
Für Fragen, Material- und Interviewanfragen wenden Sie sich bitte an: 
Ruth Hundsdoerfer 
info@karneval-berlin.de 
Telefon: 030.247 49 875 
Mobil:  0171.267 08 48 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0047/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen,    
Beitritt: PIRATEN            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
25.01.2012 BVV  002/IV-BVV überwiesen 
21.02.2012 KuBi  002/IV-KuBi ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
29.02.2012 BVV  004/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
26.09.2012 BVV  011/IV-BVV überwiesen 
16.10.2012 KuBi  010/IV-KuBi ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
24.10.2012 BVV  012/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen  
29.01.2014 BVV  043/IV-BVV überwiesen 
04.02.2014 KuBi  028/IV-KuBi ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
26.02.2014 BVV  044/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Das historische Gedächtnis des Bezirks - Neukonzeptionierung der Friedrichshainer 


Erinnerungslandschaft 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird als Zwischenbericht zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 


 


Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/0047/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 29.2.2012 beschlossen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, ein kohärentes Konzept für die Bewahrung und 
Archivierung, Aufarbeitung und Präsentation der facettenreichen Geschichte von 
Friedrichshain zu erarbeiten. 
 
Dieses Konzept soll entstehen durch einen breit angelegten, diskursiven Prozess 
unter Einbeziehung aller relevanten Vereine und Initiativen, Akteure, Beteiligten und 
Interessierten, die sich dem Thema widmen und dazu wirken. Es soll entstehen unter 
Würdigung der bereits bestehenden dezentralen Strukturen der Friedrichshainer 
Erinnerungslandschaft und der um sie herum gebildeten Vereine und Initiativen. 
 
Eine Bezirksamts-AG unter Beteiligung der Fraktionen der BVV soll die Grundzüge 
und Anforderungen dieses Gesamtkonzepts formulieren. Die AG soll das diskursive 
Verfahren initiieren und koordinieren, diesbezügliche Anhörungen und 
Veranstaltungen organisieren, deren Ergebnisse festhalten und für ihre 
Weiterentwicklung in der fachlichen und öffentlichen Diskussion sorgen. Am Ende 
dieses Prozesses soll ein im Bezirk breit abgestimmtes Konzept mit den 
entsprechenden Handlungsempfehlungen vorgestellt werden. 
 
Über den aktuellen Stand des Arbeitsprozesses soll unaufgefordert eine 
vierteljährliche Berichterstattung an die BVV erfolgen. 
  
  
  
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Seit August 2012 trifft sich regelmäßig „das Forum Erinnerungslandschaft 
Friedrichshain“. Es setzt sich zusammen aus ca. 30 Akteuren der Friedrichshainer 
Geschichtsarbeit, die unterschiedliche Projekte vertreten. Das letzte Arbeitstreffen 
fand am 15. August 2015 in der alten Feuerwache statt. Die Protokolle der 
Forumstreffen werden als Teil der Berichterstattung regelmäßig unter  
 
http://www.fhxb-museum.de/index.php?id=295 
 
veröffentlicht. 
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Bisherige Ergebnisse der Arbeit des Forums Erinnerungslandschaft Friedrichshain 
sind:  
 
1. Das im Verlag Berlin Story erschienene Buch „Kleine Geschichte Friedrichshains“  
2. Die web-Plattform www.erinnerungslandschaft-friedrichshain.de 
3. Das gemeinsame Veranstaltungsprogramm zu „60 Jahre 17. Juni 1953“  
 
Aktuell wurde bei der LOTTO-Stiftung Berlin ein Antrag zur Entwicklung und 
Einrichtung eines Geschichtspfades auf der Halbinsel Stralau eingereicht. Im 
Rahmen dieses Projektes soll ein „Erinnerungspfad“ mit 11 Stelen an historisch 
bedeutenden Orten auf der Halbinsel entstehen.  Darüber hinaus soll der Vorbau der 
Stralauer Dorfkirche umgebaut und dort ein Ausstellungs- und Begegnungsraum 
geschaffen werden. Im Obergeschoss soll ein kleines Archiv, das „Gedächtnis 
Stralaus“, eingerichtet werden. Weiterhin wurde eine Chronologie Friedrichshains 
entwickelt, die derzeit als Arbeitsversion auf der web-Plattform 
www.erinnerungslandschaft-friedrichshain.de  einsehbar ist. 
 
Das Ziel, einen eigenen Friedrichshainer Erinnerungsort zu etablieren, konnte bisher 
nicht realisiert werden. Zukünftig wird sich das Forum in unregelmäßigen Abständen 
treffen. 
 
Wir bitten, diesen Bericht als Zwischenbericht zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  
 
keine  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  
 
keine 
 
 
Berlin, den 22.03.2016 


                                                                             
 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0339/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Honnens, Christian   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
29.08.2012 BVV  010/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen  
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Keine Autospuren auf Radstreifen - Verkehrspolitischen Rollback beenden 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Wirtschaft, Ordnung, Schule und Sport    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Wirtschaft, Ordnung, Schule und Sport   
 
Bezirksverordnetenversammlung                   Drucksache Nr. DS/0339/IV        
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin   
 
 
Vorlage – zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am  29.08.2012  mit der Drucksache 
Nr.DS/0339/IV folgendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert, sich mit dem Ziel an die zuständigen Senatsverwaltungen zu 
wenden, die Radstreifen in der Köpenicker Str. und auf der Schillingbrücke sofort wieder herzustellen. 
 
 
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Die zuständige Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt teilte uns auf Anfrage mit, dass es 
nicht beabsichtigt ist, die Radfahrstreifen in der Köpenicker Straße und auf der Schillingbrücke zu 
entfernen. Es handelte sich um bauzeitliche Einschränkungen der Radfahrstreifen, da in der 
Vergangenheit umfangreiche Baumaßnahmen in diesem Bereich durchgeführt wurden. 
 
Bei Baustellenanordnungen durch die Verkehrslenkung Berlin wird die Führung des Radverkehrs 
sorgfältig geprüft. Bei zu geringem Straßenraum kann aber nicht immer ausgeschlossen werden, dass 
Radverkehrsmarkierungen vorübergehend entfernt werden müssen. 
 
Derzeit gibt es in diesem Bereich keinerlei baubedingte Einschränkungen der Radfahrstreifen. 
  
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt anzusehen. 
 
 
B) Rechtsgrundlage:    § 13 Abs. 1 BezVG 
 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  keine 
  
Personalwirtschaftliche Ausgaben:   keine  
 
Berlin, den 22.03.2016 
 
 
 
Monika Herrmann       Dr. Peter Beckers  
Bezirksbürgermeisterin       Bezirksstadtrat für Wirtschaft, 
         Ordnung, Schule und Sport 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/0353/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Putzer, Max   
Beitritt: DIE LINKE 
 PIRATEN            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
29.08.2012 BVV  010/IV-BVV überwiesen 
20.09.2012 WiO  010/IV-WiO vertagt 
10.10.2012 UVKI  012/IV-UVKI mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
31.10.2012 WiO  011/IV-WiO mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
28.11.2012 BVV  013/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.: Zukunft der Toilettenanlage Yorckstraße, Ecke Mehringdamm 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Die Vorlage des Bezirksamtes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Abt. Planen, Bauen und Umwelt    ,  
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt  
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung             Drucksache DS/0353/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 28.11.12 mit der Druck-
sache DS/0353/IV – „Zukunft der Toilettenanlage Yorckstraße, Ecke Mehringdamm“ 
-  folgendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt, ein Interessenbekundungsverfahren für eine lang-
fristige Nutzung der Toilettenanlage Yorckstraße Ecke Mehringdamm einzuleiten. 
Adressaten eines solchen Verfahrens sollen Projekte mit einem Schwerpunkt auf 
einer kulturellen oder sozialen Nutzung sein; eine kommerzielle Nutzung soll nicht im 
Vordergrund stehen. Das Bezirksamt hat das Verfahren in geeigneter Weise bekannt 
zu machen und gewährleistet eine direkte Benachrichtigung der bereits bekannten 
InteressentInnen. Den InteressentInnen wird bei einem Termin die Möglichkeit gege-
ben, die Anlage zu begehen. Nach Beendigung des Interessenbekundungsverfah-
rens entscheidet das Bezirksamt unter Beteiligung der Ausschüsse für Umwelt, Ver-
kehr, Klimaschutz und Immobilien sowie für Wirtschaft und Ordnungsamt darüber, 
ob die Art der Nutzung der eingereichten Projekte mit den Voraussetzungen des In-
teressenbekundungsverfahrens grundsätzlich übereinstimmen. Die danach verblei-
benden InteressentInnen werden sodann aufgefordert, ein Finanzierungskonzept 
vorzulegen, das sie in einer gemeinsamen Sitzung der Ausschüsse für Umwelt, Ver-
kehr, Klimaschutz und Immobilien sowie für Wirtschaft und Ordnungsamt präsentie-
ren. Die BVV soll mit Sitz und Stimme im Auswahlgremium vertreten sein.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
Das Bezirksamt hat ein Interessenbekundungsverfahren durchgeführt. Den Bewer-
bern wurden individuelle Besichtigungstermine angeboten, um sich einen Überblick 
über den Zustand der Anlage zu machen. Es haben sich 9 Bewerber*innen mit ent-
sprechenden Konzepten beworben. Diese Bewerbungen wurden auf einer Jury-
Sitzung mit 21.3.2013 diskutiert und bewertet. 3 Konzepte wurden abgelehnt. Die 
verbliebenen Bewerber wurden aufgefordert Ihr Konzept zu konkretisieren und ein 
Finanzierungskonzept einzureichen. Nur 1 Bewerber hat ein Finanzierungskonzept 
eingereicht, welches der Jury am 6.5.2014 vorgestellt wurde. Das Konzept wurde 
einstimmig von der Jury zugestimmt. 
 
Der Gewinner des Wettbewerbs hat im Ergebnis einen Bauantrag eingereicht, der 
nach Überarbeitung nunmehr auch genehmigt wurde. Ein Nutzungsvertrag wurde am 
11.03.2016 abgeschlossen. 
 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 







   
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 1.062,24 € Pacht 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0585/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: CDU, Husein, Timur   
Beitritt: SPD            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.02.2013 BVV  016/IV-BVV überwiesen 
12.03.2013 KuBi  016/IV-KuBi gegenstandlos 
07.01.2014 KuBi  027/IV-KuBi vertagt 
02.09.2014 KuBi  033/IV-KuBi gegenstandlos 
07.10.2014 KuBi  034/IV-KuBi überwiesen 
03.02.2015 KuBi  041/IV-KuBi gegenstandlos 
02.06.2015 KuBi  045/IV-KuBi mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
24.06.2015 BVV  068/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Gedenktafel für das DDR-Aufnahme- und Durchgangsheim Alt-Stralau 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 


 


Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/0585/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.6.2015 beschlossen: 
  
Das Bezirksamt wird beauftragt, vor oder am Gebäude der Thalia-Grundschule, Alt-
Stralau 34 in Friedrichshain eine Gedenktafel anzubringen, die an das ehemalige 
Aufnahme- und Durchgangsheim für Jugendliche und Kinder an diesem Ort erinnert. 
Der Text der Gedenktafel soll außerdem in Leichter Sprache dargestellt werden.  
  
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Für die Errichtung der Gedenktafel zur Erinnerung an die Geschichte des ehemaligen 
Aufnahme- und Durchgangsheims wurden über die Bundesstiftung Aufarbeitung der 
SED-Diktatur Fördermittel beantragt. Die beantragten Mittel sind jedoch nicht in voller 
Höhe gewährt worden. Freundlicherweise bewilligte der Berliner Landesbeauftragte 
für die Stasi-Unterlagen weitere Mittel, die eine Aufstellung der Gedenktafel vor dem 
Gebäude der Thalia-Grundschule ermöglichen. Ende April 2016 wird die Gedenktafel 
im Rahmen einer feierlichen Einweihung an die Öffentlichkeit übergeben.  
Mittlerweile liegt ein Text der Gedenktafel in Leichter Sprache vor. Für das geplante 
kindgerechte Erinnerungszeichen unter Beteiligung von Schüler*innen der Thalia-
Grundschule wurde ebenfalls ein Förderantrag bei der Bundestiftung Aufarbeitung 
gestellt, der abschlägig beschieden wurde.  
 
B) Rechtsgrundlage:  
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  
874,00 Euro aus Mitteln des FHXB Museums für Herstellung und baulichen Unterhalt 
von Gedenktafeln und -stelen.  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: keine 
 
Berlin, den 22.03.2016 


 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0841/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Honnens, Christian   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
18.09.2013 BVV  023/IV-BVV überwiesen 
09.10.2013 UVKI  023/IV-UVKI mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
16.10.2013 StadtQM  037/IV-StadtQM mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
23.10.2013 BVV  024/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Spreegarten - Interkultureller Nachbarschaftsgarten am Spreeufer 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 12.04.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt  
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung            Drucksache DS/0841/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 23.10.2013 mit der 
Drucksache DS/0841/IV – „Spreegarten - Interkultureller Nachbarschaftsgarten am 
Spreeufer“ -  folgendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird aufgefordert, am Kreuzberger Spreeufer einen öffentlich zu-
gänglichen Spreegarten unter Beteiligung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Verkehr und Immobilien für die Nachbarschaft zu ermöglichen. Dazu unterstützt das 
Bezirksamt Interessierte und wählt eine geeignete Initiative für den „Spreegarten“ 
aus. Vorbild sind Interkulturelle Nachbarschaftsgärten, in denen aus versiegelten 
Oberflächen mit Hochbeeten grüne Oasen urbaner Landwirtschaft entstanden sind. 
Bei der vergangenen Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Verkehr, Klimaschutz 
und Immobilien auf dem Gelände des Interkulturellen Nachbarschaftsgartens Ton 
Steine Gärten auf einer Grünfläche am Bethanien wurde deutlich, dass Aufgrund der 
großen Nachfrage nach zusätzlichen Beeten für Familien und Einzelpersonen weite-
rer Bedarf an Gartenflächen in Kreuzberg 36 besteht. 
Die Brommystraße ist eine kurze Sackgasse und führt von der Köpenicker Straße 
zum Spreebalkon. 
Auf der Seite der Heeresbäckerei befindet sich keine Grundstückseinfahrt; auf der 
Seite der Firma Zapf befinden sich zwei Zufahrten, von denen die vordere als Haupt-
einfahrt zugänglich bleiben soll. Genutzt wird die Straße sonst kaum, außer als Park-
platz für einige PKW und durch eine Straßenbaufirma, die hier Material und Geräte 
öffentlich lagert. Der Zugang von der Köpenicker Straße zum Spreebalkon muss ge-
währleistet bleiben. 
Der BVV ist bis Januar 2014 zu berichten.“ 
 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
Das Bezirksamt hat das Anliegen geprüft. Derzeit handelt es sich hier um öffentliches 
Straßenland. Das – selbst temporäre- anlegen von Hochbeeten oder anderen Pflanz-
flächen ist auf öffentlichem Straßenland nicht erlaubt. Straßen dienen allein dazu, 
öffentlichen Verkehr zu ermöglichen. Eine Nutzung, die dies verhindert, ist nicht er-
laubnisfähig. 
Die Hauptzufahrt zur Firma Zapf erfolgt über die Brommystraße. Kurz vor dem 
Spreeufer befindet sich die Feuerwehrzufahrt zum Betriebsgelände der Firma Zapf. 
Diese Feuerwehrzufahrt darf unter keinen Umständen eingeschränkt werden. 
 
Auch aus gartenfachlicher Sicht ist das Projekt nicht umsetzbar. Nach unserer Prü-
fung gibt es dort keine nutzbaren Wasseranschlüsse, urbanes Gärtnern ist aber ohne 
eine gesicherte Wasserzufuhr nicht möglich. 







   
 
Das Bezirksamt hat  eine Duldung für eine Urban Gardening Initiative auf diese Flä-
che bis Ende Februar 2016 als Zwischennutzung erlaubt. Für eine dauerhafte Nut-
zung ist dieser Straßenabschnitt aus den genannten Gründen nicht geeignet. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 12.04.2016 
 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin                                                      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/0919/IV 
Ursprung: Beschlussempfehlung 
Initiator: Ausschuss GesIk,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
14.11.2013 GesIk  023/IV-GesIk ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.11.2013 BVV  025/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
16.12.2015 BVV  074/IV-BVV überwiesen 
06.01.2016 StadtQM  117/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
07.01.2016 GesIk  056/IV-GesIk vertagt 
17.02.2016 StadtQM  125/IV-StadtQM im Auschuss zurückgezogen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.: Qualifizierte Fachkraft für die Bauordnungen 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Die Vorlage des Bezirksamtes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Abt. Planen, Bauen und Umwelt    ,  
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
Bezirksverordnetenversammlung     Drucksache DS/0919/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 27.11.2013 mit der Drucksache 
DS/0919/IV – „Qualifizierte Fachkraft für die Bauordnungen“ -  folgendes Ersuchen an das 
Bezirksamt gerichtet: 
 
„Die BVV beauftragt das Bezirksamt, dafür zu sorgen, dass in den für Bauen zuständigen 
Ämtern eine qualifizierte Fachkraft für die Bauordnungen dafür Verantwortung trägt, dass alle 
zu genehmigenden Bauanträge auf eine behindertengerechte Bauweise geprüft werden und 
die entsprechende Freigabe im Falle behindertengerecht erteilt wird. 
Die BVV bittet um Berichterstattung im Juni 2014.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
In Abstimmung mit der Behindertenbeauftragten beantworten wir die Drucksache wie folgt: 
Die Bauordnung der Landes Berlin regelt im § 51 die Anforderungen zur Barrierefreiheit. 
Diese werden durch die in der DIN 18040 aufgeführten Normen ergänzt. Deren Anwendung 
regelt sich durch die Aufnahme der DIN 18040 in die Liste der Technischen Baubestimmun-
gen. Damit entfalten diese ebenfalls Gesetzeskraft. 
Im §51 BauOBln ist festgeschrieben, dass in Gebäuden mit mehr als 4 Wohnungen die 
Wohnungen eines Geschosses barrierefrei über den Hauptzugang erreichbar sein müssen. 
Ebenfalls zugänglich müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie eine 
Küche/Kochnische sein. Ebenso trifft dies für bauliche Anlagen zu, die öffentlich zugänglich 
sind. Gleichfalls sind Türbreiten, Rampenneigungen, Handläufe etc.  in der Bauordnung ge-
regelt. 
Die Mitarbeiter der Bauaufsicht (als Genehmigungs- und Ordnungsbehörde) prüfen im Rah-
men ihrer Arbeit die Einhaltung der Vorgaben der Bauordnung und weiterer, damit in Zu-
sammenhang stehenden Vorgaben, im jeweilig bestimmten Prüfverfahren. Es ist davon aus-
zugehen, dass in der Bauaufsicht Friedrichshain-Kreuzberg nur Mitarbeiter tätig sind, die die 
dafür notwendige Qualifikation besitzen. 
Das Rundschreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung VI A Nr. 03/2010 „Allgemei-
ne Anweisung für die Vorbereitung und Durchführung von Bauaufgaben Berlins – ABau“ legt 
in seinem Inhalt die Ziele, Grundlagen und Beteiligungsverfahren im barrierefreien Bauen 
fest. Unter Punkt 3 heißt es hier: „Bei allen bedeutenden öffentlichen Bauvorhaben sind hin-
sichtlich der Integration der Menschen mit Behinderung die jeweils zuständigen Beauftragten 
für Menschen mit Behinderung einzubinden.“ 
Dazu gibt es ein, unter den Beteiligten abgestimmtes Verfahren, bei dem umfassende Bau-
vorhaben aber auch Anträge auf Abweichungen bzw. Erleichterungen von den Vorgaben der 
BauOBln der Behindertenbeauftragte zur Stellungnahme zugeleitet werden. 
Die Forderung nach einem Sachverständigen für barrierefreies Bauen, analog dem Brand-
schutzsachverständigen, ist eine Forderung, für die auch der Landesbeauftragte für Men-
schen mit Behinderungen des Landes Berlin seit Jahren wirbt. 
Diese Frage muss auf landespolitische Ebene entschieden werden. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 







   
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/0927/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Riester, Paula   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.11.2013 BVV  025/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Verkehrskonzept für die Luisenstadt 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
Bezirksverordnetenversammlung     Drucksache DS/0927/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 27.11.2013 mit der 
Drucksache DS/0927/IV – „Verkehrskonzept für die Luisenstadt“ -  folgendes Ersu-
chen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt, sich gegenüber dem Bezirksamt Mitte dafür einzu-
setzen, dass das dort geplante Verkehrskonzept für die nördliche Luisenstadt auch 
die angrenzenden Gebiete in Friedrichshain-Kreuzberg (Friedrichshain-West im Nor-
den, Wrangelkiez im Osten, Luisenstadt im Süden) mit einschließt. 
Der BVV ist bis zur Dezembersitzung zu berichten.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
Das Bezirksamt Mitte hat für die nördliche Luisenstadt zwei Förderkulissen erhalten, 
den städtebaulichen Denkmalschutz und die Ausweisung eines Sanierungsgebietes. 
Aus den Mitteln des städtebaulichen Denkmalschutzes wurde 2013 die Erarbeitung 
des Verkehrskonzeptes nördliche Luisenstadt im Bezirk Mittel in Höhe von rd. 100 T€ 
beauftragt. Eine Erweiterung dieser Untersuchung auf den Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg wäre möglich gewesen, wenn hierfür auch eine Kostenübernahme durch 
uns erfolgt wäre. Für die Finanzierung eines Verkehrskonzeptes bis wenigstens zur 
Oranienstraße hätte eine Kostenbeteiligung i.H. von 30-40 T€ durch den Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg erfolgen müssen. 
 
Da weder für die Finanzierung eines Gutachtens, noch für die daraus empfohlene 
Umsetzung von baulichen Maßnahmen oder verkehrsorganisatorischer Maßnahmen 
Mittel bereitstanden und stehen, konnte der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg sich an 
dem Projekt des Bezirks Mitte nicht beteiligen. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 22.03.2016 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1088/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Putzer, Max   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
26.03.2014 BVV  045/IV-BVV überwiesen 
01.04.2014 KuBi  030/IV-KuBi vertagt 
13.05.2014 KuBi  031/IV-KuBi mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
09.04.2014 UVKI  031/IV-UVKI vertagt 
21.05.2014 UVKI  032/IV-UVKI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
28.05.2014 StadtQM  067/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
04.06.2014 BVV  047/IV-BVV mit Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  AGB als erweiterter Standort der Zentral- und Landesbibliothek 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin  
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/1088/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 04.06.2014 beschlos-
sen: 
 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, sich gegenüber der zuständigen Senatsverwaltung 
dahingehend zu äußern, dass Überlegungen im Hinblick auf eine Weiternutzung der 
Amerika Gedenkbibliothek als um einen Neubau erweiterten Standort der Zentral- 
und Landesbibliothek begrüßt und unterstützt werden. Des Weiteren ist der 
zuständigen Senatsverwaltung mitzuteilen, dass das Bezirksamt keine 
grundsätzlichen Bedenken im Hinblick auf eine (teilweise) Nutzung der bestehenden 
Grünfläche an der Blücherstraße für einen Erweiterungsbau der Amerika 
Gedenkbibliothek hat. 
 
 
 
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg hat den Wunsch der 
Bezirksverordnetenversammlung zur Weiternutzung der Amerika Gedenkbibliothek 
als um einen Neubau erweiterten Standort der Zentral- und Landesbibliothek an die 
zuständige Senatskanzlei, der Stiftung ZLB und den regierenden Bürgermeister 
übermittelt. (siehe Anlage) Das Bezirksamt  und die BVV begrüßen und unterstützen 
dieses Vorgehen. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt anzusehen. 
 
 
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
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C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: keine 
 
 
 
Berlin, den 22.03.2016 


 
 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 


 







Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin 
Abteilung für Finanzen, Facility Management, Kultur und  
Weiterbildung 


Bezirksstadträtin 
 
 


BA Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin –  Dez FinFMKuWbi – 10216 Berlin (Postanschrift) 


 


Dienststelle: Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Frankfurter Allee 35/37, 10247 Berlin 
 
Fahrverbindungen: 
U-Bahn: Samariterstraße 
S-Bahn: Frankfurter Allee 


Kontonummer: 
512722000 
0610003607 
003416-104 


Geldinstitut: 
Berliner Bank AG 
Berliner Sparkasse 
Postbank Berlin 


Bankleitzahl: 
100 708 48 
100 500 00 
100 100 10 


 Achtung: Ab 1.2.2014 treten an Stelle von Kontonummer 
und Bankleitzahl   IBAN und BIC 


 IBAN: 
DE50100708480512722000 
DE57100500000610003607 
DE33100100100003416104 


Geldinstitut: 
Berliner Bank AG 
Berliner Sparkasse 
Postbank Berlin 


BIC: 
DEUTDEDB110 
BELADEBEXXX 
PBNKDEFF100 


 


 


GeschZ. (bei Antwort bitte angeben) 
Dez FinFMKuWbi 


Bearbeiter/in:  
Frau Borkamp 


Dienstgebäude:  
Frankfurter Allee 35-37, 10247 Berlin 
Zimmer 3305 (Aufg. C) 


Tel. Durchwahl 
Zentrale 
Intern 


(030) 90 298-2300 
(030) 90 298-0 
9 298-2300 


Fax Durchwahl 
Intern 


(030) 90 298-4178 
9 298-4178 


Stadtraetin.Borkamp@ba-fk.berlin.de 
(Nicht für Dokumente mit elektr. Signatur) 


 
www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg 


Datum: 07.01.2016  


 


 
Der Regierende Bürgermeister von Berlin 
Herr Michael Müller  
Herr Senator Geisel 
 
- Per E-Mail -  
 
 
Neuer Standort der Zentral- und Landesbibliothek (ZLB) 
 
 
 
Sehr geehrter Regierender Bürgermeister Herr Müller,  
sehr geehrter Herr Senator Geisel,  
 
Mit großer Freude habe ich dem Zeitungsartikel aus dem Tagesspiegel vom 4. Januar  ent-
nommen, dass der Blücherplatz in Kreuzberg zu den favorisierten Standorten für die neue 
Zentral- und Landesbibliothek (ZLB)  gehört. 
 
Seit einiger Zeit verfolgt der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg die Debatte um die Zusam-
menlegung der Standorte der ZLB und um einen Neubau. Bereits im vergangenen Jahr hat 
die Bezirksverordnetenversammlung mit Ihrem Beschluss „AGB als erweiterter Standort der 
Zentral- und Landesbibliothek“ (DS/1088/IV) signalisiert, dass sie eine Erweiterung der 
Amerika Gedenk Bibliothek am Blücherplatz als zentralen Standort für die ZLB begrüßen 
würde. 
 
Als zuständige Stadträtin für die öffentlichen Bibliotheken im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg unterstütze ich das Anliegen, die Amerika-Gedenk-Bibliothek am Blücherplatz in 
Kreuzberg zu erweitern, um für sich einen neuen Standort zu errichten und die bisherige 
Aufteilung der Bibliothek auf mehrere Häuser zu beenden. Ich möchte hiermit auch meine 
Unterstützung anbieten, sofern es sich um Kommunikation und Kooperation mit bezirkli-
chen Ämtern handelt.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
Jana Borkamp 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1204/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: PIRATEN, Just, Felix   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
04.06.2014 BVV  047/IV-BVV überwiesen 
12.06.2014 GesIk  040/IV-GesIk ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
19.06.2014 BüTra  031/IV-BüTra ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
02.07.2014 BVV  060/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
14.04.2016 BüTra  052/IV-BüTra ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Übersetzung und Weiterverbreitung des Berichts zur Zukunft der Behindertenpolitik im 


Bezirk ermöglichen 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 15.04.2016  Ausschuss BüTraVIG   Frau Wisniowska, Barbara Jana 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1239/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: DIE LINKE, Jösting, Katja   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
02.07.2014 BVV  060/IV-BVV überwiesen 
11.09.2014 SozBüD  031/IV-SozBüD vertagt 
13.11.2014 SozBüD  034/IV-SozBüD ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
03.12.2014 StadtQM  084/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
17.12.2014 BVV  054/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Verzicht auf die Reduzierung des Mietausgleichs 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 15.03.2016  Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Soziales, Beschäftigung und Bürgerdienste  März 2016 
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung              Drucksache  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin     1239/IV 
 
 
 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
 
 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 02.07.14 mit der 
Drucksache 1239/IV Verzicht auf Redzierung des Mietausgleichs folgendes 
Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, sich gegenüber dem Senat dafür einzusetzen, dass 
dieser die Forderung der Mieterinnen und Mieter der Palisadenstraße 41-46 positiv 
aufgreift und entsprechend auf die IBB einwirkt. Demnach soll die IBB auf die übliche 
Reduzierung des Mietausgleichs verzichten und stattdessen in der bisherigen Höhe 
bis zum Ende des jeweiligen Mietvertrages weiterzahlen. Auf die bisher notwendige 
Neubeantragung des Mietausgleichs soll verzichtet werden. 
 
A). Hierzu wird berichtet: 
 
Das Bezirksamt hat in mehreren Schreiben an die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung für die Bestandsmieter der Seniorenpalisade den Verzicht auf die 
Reduzierung des Mietausgleichs und die Weiterzahlung bis zum Ende des 
Mietvertrages in der Seniorenpalisade, ohne einen Neuantrag stellen zu müssen, 
gefordert.  
 
Nachdem die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung daraufhin eingeschätzt hatte, 
dass zur Sicherung der Gleichbehandlung aller Mieterhaushalte in den rund 28.000 
betroffenen Sozialwohnungen eine Privilegierung der Mieterinnen und Mieter in den 
Wohnobjekten Palisadenstraße 41 bis 46 nicht möglich sei, bietet nunmehr das 
Instrument des „Mietzuschusses in Sozialwohnungen“ auf Grundlage des Gesetzes 
über die Neuausrichtung der sozialen Wohnraumversorgung in Berlin, nicht nur für 
die Mieterinnen und Mieter der Palisadenstraße eine finanzielle 
Ausgleichsmöglichkeit  
 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt anzusehen. Im Fachausschuss wird über 
die weitere Entwicklung in dieser Angelegenheit regelmäßig berichtet werden.  
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B). Rechtsgrundlage: 
 
      § 13 Abs 1 BezVG 
 
 
C.) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: keine 
 
 
Berlin, den 15.03.2016 
 
 
 
 
Bezirksbürgermeisterin                                                     Bezirksstadtrat         
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1313/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: DIE LINKE, Sommer-Wetter, Regine   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.09.2014 BVV  050/IV-BVV überwiesen 
07.10.2014 KuBi  034/IV-KuBi überwiesen 
02.06.2015 KuBi  045/IV-KuBi mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
24.06.2015 BVV  068/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Informationstafel am Spanienkämpferdenkmal im Volkspark Friedrichshain 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin  
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/1313/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.06.2015 
beschlossen: 
 
  
Das Bezirksamt wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, dass am 
Spanienkämpferdenkmal eine Gedenktafel aufgestellt wird. Diese sollte beinhalten: 
  


1. Eine kurze Darstellung der politischen Situation in Spanien 1936 und  
  zum Putsch gegen die Volksfrontregierung. 
2. Informationen zum solidarischen Kampf von Antifaschist*innen aus 53 


 Ländern an der Seite der Spanischen Republik. 
3. Informationen über den Anteil deutscher Antifaschist*innen an diesem  


Kampf. 
4. Hinweise auf die Beteiligung Deutschlands auf francistischer Seite  
  (Stichworte: Legion Condor, Bombardierung von Guernica). 
5. Hinweis auf die Ehrung der internationalen Antifaschist*innen durch  
  Spanien, die an der Seite der Spanischen Republik gekämpft haben,  
  durch die Verleihung der Ehrenstaatsbürgerschaft Spaniens im Jahr  
  1996. 


  
Das Bezirksamt wird beauftragt, zu prüfen ob ein Konzept für die Erläuterung und 
Kommentierungen des Denkmals im Rahmen eines künstlerischen Wettbewerbs 
ermittelt werden kann.  
  
  
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Bei der Umsetzung dieses Beschlusses konnte dank der finanziellen Unterstützung 
durch den Berliner Staatssekretär für Kultur und der Abteilung Kunst im Stadtraum in 
2015 ein  künstlerischer Ideenwettbewerb zur Kommentierung des 
Spanienkämpferdenkmals durchgeführt werden. Am 8. Dezember 2015 ermittelte ein 
Preisgericht den Gewinnvorschlag, der bis Ende September 2016 realisiert werden 
soll.  
 
Der von der Jury ausgewählte Künstler, Benno Hinkes, erhielt ein Preisgeld für die 
Realisierung des Vorschlages. Bei dem Siegerentwurf handelt es sich um eine das 
Denkmal erklärende, kritisch-reflektiv kommentierende Installation bestehend aus 
einer Bank, einer Laterne, einem integrierten Audiosystem, das ein akustisches Signal 
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und ein Hörstück abspielt. Bank und Laterne stehen in Höhe des Reliefs. Nähern sich 
Besucher*innen der Installation ertönt ein kurzes akustisches Signal. Wird die Bank 
erreicht, beginnt ein Hörstück. In der nächsten Sitzung der Gedenktafelkommission 
am 26.5.2016 wird Benno Hinkes das inhaltliche Konzept des Hörstücks erstmalig 
präsentieren. Die Produktionsphase verläuft dann von Ende Mai bis September. 
Die feierliche Einweihung der Kommentierung ist für Anfang Oktober 2016 geplant. 
Ein umfangreiches Begleitprogramm wird zusätzlich erarbeitet. 
 
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  
 
keine  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  
 
keine 
 
 
 
 
Berlin, den 22.03.2016 
 
 
 


 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/1452/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Vollmert, Frank   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
17.12.2014 BVV  054/IV-BVV überwiesen 
08.01.2015 GesIk  043/IV-GesIk ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
03.03.2015 KuBi  042/IV-KuBi ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
25.03.2015 BVV  065/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.: Oscars Leselounge in der Pablo-Neruda-Bibliothek 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Die Vorlage des Bezirksamtes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    ,  
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin  
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/1452/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 25.03.2015 beschlos-
sen: 


 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
Das Bezirksamt wird beauftragt, das Drogentherapiezentrum als Betreiber des 
Lesecafe’s bei der Suche und Akquisition von Drittmitteln zur Weiterbetreibung des 
Cafe‘ s zu unterstützen oder andere Finanzierungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
 
A) Hierzu wird berichtet: 
 


Nach Auslaufen des Zuwendungsprojekts „Bürgerarbeit“ musste der Betrieb des 
Bibliothekscafés „Oscars Leselounge“ durch das Drogentherapiezentrum aus 
finanziellen Gründen zum November 2014 eingestellt werden. Die Bemühungen des 
Bezirksamts zur Unterstützung der Drittmittelakquise, u.a. durch vermittelnde 
Gespräche zur finanziellen Förderung von Stellen durch das JobCenter, blieben 
erfolglos, so dass der Betrieb des beliebten Lesecafés nicht fortgesetzt werden 
konnte. 


Zur Wiederaufnahme des Cafébetriebs verhandelt der Fachbereich Bibliotheken 
zurzeit mit der Lebenshilfe gGmbH Berlin ein verändertes Betriebskonzept. 
Zielstellung ist, ein inklusives Lesecafé in der Pablo-Neruda-Bibliothek zu eröffnen 
und Menschen mit Behinderung im Umfeld der Bibliothek in Beschäftigung zu 
bringen.  


Eine gemeinsame Absichtserklärung sowie die Bereitschaft zur Übernahme des 
unternehmerischen Risikos durch die Lebenshilfe gGmbH bekräftigen diese 
Zielstellung.  


Die Eröffnung ist zum Jahresende 2016 geplant.  


Der Fachbereich Bibliotheken arbeitet darüber hinaus an einem Interimsbetrieb des 
Cafés bereits ab April 2016 durch ein Flüchtlingsprojekt aus dem Umfeld der 
„Flüchtlingsbäckerei Bantabaa“ in Kreuzberg.  


 Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt anzusehen. 
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B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: keine 
 
 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
 


 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/1539-01/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: PIRATEN,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
12.03.2015 BüTra  038/IV-BüTra vertagt 
12.03.2015 BüTra  041/IV-BüTra ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
24.06.2015 BVV  068/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.: Einwohner*innenversammlung Görlitzer Park (2): Fachliche Auswertung und 


Folgeveranstaltung 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Die Vorlage des Bezirksamtes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 06.04.2016 Abt. Planen, Bauen und Umwelt    ,  
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache DS/1539-01/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.06.2015 mit der 
Drucksache DS/1539-01/IV – „Einwohner*innenversammlung Görlitzer Park (2): 
Fachliche Auswertung und Folgeveranstaltung“ -  folgendes Ersuchen an das Bezirk-
samt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt möge prüfen, ob eine weitere Einwohnerversammlung zur 
Zukunft des Görlitzer Parks als Parkfest im Görlitzer Park organisiert werden kann, 
bei dem Einwohner und Interessierte an Ständen ihre eigenen zuvor eingereichten 
Ideen präsentieren können, ohne zentrales Plenum oder Moderation. Bei positivem 
Bescheid, möge gleich mit der Umsetzung begonnen werden.“ 
 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
Seit Mai 2015 wird von einer Arbeitsgemeinschaft ein Vorschlag erarbeitet, wie die 
Zukunft des Görli aussehen kann. An der AG nehmen MitarbeiterInnen freier Träger 
der Jugendhilfe, der Suchthilfe, MitarbeiterInnen aus verschieden Ämtern der Be-
zirksverwaltung und von Sanierungsträgern teil,  die auch schon in der Koordinie-
rungsrunde mitgewirkt haben. 
Die AG erarbeitet Vorschläge zu folgenden Themenkomplexen: 


 Entwicklung eines Leitbildes;  
 an einem Vorschlag für allgemeingültige Parkregeln; 
 an neuen Angeboten und Aktivitäten im Park;  
 an einem Vorschlag für ein Sicherheitskonzept;  
 an Ideen zur weitergehenden Partizipation; an Fragen der baulichen Entwick-


lung;  
 an Vorschlägen zu sozialen Unterstützungsangeboten; 
 Aufstellung der Finanzierungsbedarfe. 


 
Der Arbeitsplan der AG sieht vor, bis zum 12.05.2016 einen schriftlich ausgearbeite-
ten Vorschlag zu erarbeiten.  Dieser soll dann dem BA und der BVV vorgelegt wer-
den. Anschließend sollen sie  auch den Einwohner*innen und Interessierten vorge-
stellt werden. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 







   
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1612/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Aydin, Sevim   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
25.03.2015 BVV  065/IV-BVV überwiesen 
23.04.2015 SozBüD  039/IV-SozBüD ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
29.04.2015 BVV  066/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
14.04.2016 SozBüD  051/IV-SozBüD ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Eingliederungsmittel für Langzeitarbeitslose in 2015 vollständig ausschöpfen 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 15.04.2016  Ausschuss SozBüD   Frau Topac, Fadime 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1651-01/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Hochstätter, Peggy   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.04.2016 BVV    


 


 
Antrag 


 
 
Betr.:  Handlungsaufforderung 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird aufgefordert, die Drucksache DS/1651/IV, Fahrbahnmarkierung Samari-
terstr./Dolziger Str. endlich zu bearbeiten.  
 
Begründung: 
 
Der Antrag wurde vor genau einem Jahr in die BVV-Sitzung eingebracht. Es handelt sich hierbei 
lediglich um die Aufforderung, den Kreuzungsbereich Samariterstr./Dolziger Str. mit einer großen 
Fahrbahnmarkierung zu kennzeichnen, die auf einen Schulweg hinweist. Es bedarf hierzu nicht, 
wie sehr häufig bei verkehrspolitischen Anträgen der Zusammenarbeit mit der VLB, noch ist ein 
großer finanzieller Aufwand von Nöten, deshalb sollte es doch wohl möglich sein, den Antrag in-
nerhalb eines Jahres zu bearbeiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 19.04.2016  SPD   Frau Hochstätter, Peggy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1735/IV 
Ursprung: Beschlussempfehlung 
Initiator: Ausschuss KuBi,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
02.06.2015 KuBi  045/IV-KuBi ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
24.06.2015 BVV  068/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Gedenktafel für Rudi Lesser 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 


 


Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/1735/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.06.2015 
beschlossen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, für den verfemten Kreuzberger Künstler Rudi Lesser 
(1902 –1988) an seinem Wohnhaus in der Solmsstraße 33 eine Gedenktafel 
anzubringen. 
  
A) Hierzu wird berichtet: 
 
Am 5. Dezember 2015 wurde in der Solmsstraße 33 - dank der privaten Initiative von 
Herr Wagner sowie einer Vielzahl privater Spenden - eine Bronzetafel zum Gedenken 
an Rudi Lesser feierlich enthüllt und der Öffentlichkeit übergeben.  
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  
 
keine  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  
 
keine 
 
Berlin, den 22.03.2016 
 


 
 
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1741/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Heck, Werner   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.06.2015 BVV  068/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Mehr Freifunk für #Xhain 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abteilung Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
  
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr. DS/1741/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
Vorlage - zur Kenntnisnahme -  
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.06.2015 beschlos-
sen: 
Das Bezirksamt wird beauftragt zusätzliche Freifunk-Access-Points in bezirkseigenen 
Liegenschaften zu errichten. Insbesondere Schulen und Freizeitstätten mit hohem 
Publikumsverkehr sollen dabei in Kooperation mit Freifunkinitiativen die Verbreitung 
des Freifunknetzes im Bezirk verstärken. 
 
Der BVV ist bis September 2015 zu berichten. 
 
A). Hierzu wird berichtet: 
Das Bezirksamt unterstützt bereitwillig die Freifunkinitiative in bezirkseigenen Lie-
genschaften. Aktuell sind zwei Schulen (Andreas-Gymnasium und Leibniz-Schule) 
und der Ausbau der Verbreitung des Freifunknetzes am Standort Yorckstr. in der Be-
arbeitung. Weitere Standorte sind bisher nicht benannt worden, an denen Interesse 
bzw. Bedarf besteht, das Freifunknetz zu erweitern, das Bezirksamt ist jedoch an 
dem Ausbau interessiert 
Das Bezirksamt geht davon aus, dass, wie bei den bisherigen Projekten, die Kosten 
für die erforderliche Hardware von den Freifunkern übernommen wird bzw. vom 
Schulamt. Die Abstimmung zu der zu beschaffenden Hardware erfolgt direkt zwi-
schen dem FB IT-Service und den Freifunkern. 


 
Wir bitten, den Beschluss hiermit als erledigt anzusehen. 


 
B). Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 


a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
   


Berlin,  den 22.03.2016                                                                    
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen,   


Facility Management, Kultur und Wei-
terbildung 





		DS1741_VzK_Mehr Freifunk für Xhain

		DS1741_VzK_BA_Mehr Freifunk für #Xhain.pdf






Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1839/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Mollenhauer-Koch, Tessa   
Beitritt: CDU            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
23.09.2015 BVV  071/IV-BVV überwiesen 
14.10.2015 UVKI  049/IV-UVKI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
25.11.2015 BVV  073/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Beschneidung der Bäume in der Revaler Straße 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 12.04.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache DS/1839/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 25.11.2015 mit der 
Drucksache DS/1839/IV – „Beschneidung der Bäume in der Revaler Straße“ -  fol-
gendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt die Bäume an der Revaler Straße zu beschneiden.“ 
 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
Vor der Revaler Straße 99 wurden ca. 24 Bäume bearbeitet. Die besonderen örtli-
chen Bedingungen erfordern eine optimale Ausleuchtung der Straße durch die öffent-
liche Straßenbeleuchtung und eventuellen Lichteinfall vom Grundstück. Die Bäume 
müssen einen wirksamen Lichtkegel ohne Verschattung durch Bäume bis zum Geh-
weg und Fahrbahn strahlen lassen. Die Baumschnittarbeiten wurden am 17. und 
18.3.2016 ausgeführt. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 12.04.2016 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1906/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: DIE LINKE, Jösting-Schüßler, Lothar   
Beitritt: B'90 Die Grünen/SPD         
   
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
28.10.2015 BVV  072/IV-BVV überwiesen 
18.11.2015 StadtQM  111/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
25.11.2015 BVV  073/IV-BVV mit Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Ausweitung der Milieuschutzgebiete im Bezirk 
 
 
 
  
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache DS/1906/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 25.11.2015 mit der 
Drucksache DS/1906/IV – „Ausweitung der Milieuschutzgebiete im Bezirk“ -  folgen-
des Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt, zu untersuchen, wo Voraussetzungen zum Erlass 
einer sozialen Erhaltungssatzung (Milieuschutzsatzung) bestehen und gegebenen-
falls die dann notwendigen Vorarbeiten in Auftrag zu geben. 
 
Vorrangig sollen folgende Gebiete betrachtet werden: 
- Südwestliches Kreuzberger Gebiet zwischen Yorckstr., Bezirksgrenze, Katzbach-
str.,Kreuzbergstr., Mehringdamm, Hagelberger Str., Großbeerenstr. 
- Südliche Friedrichstadt außer das Sanierungsgebiet und um das Postscheckamt. 
- Das ausgelaufene Sanierungsgebiet Samariterviertel 
- Das ausgelaufene Sanierungsgebiet Traveplatz – Ostkreuz 
- Die Ausweitung des Erhaltungsgebiets Boxhagener Platz an das Gebiet Traveplatz- 
Ostkreuz 
- Das ausgelaufene Sanierungsgebiet Warschauer Str. 
- Rudolfkiez zwischen Stralauer Allee und Bahntrassen 
 
In diesem Zusammenhang soll das Bezirksamt auf den Senat zugehen, damit er die 
u.a. am 04.03.2015 von Senator Geisel im Bauausschuss gemachte Zusage, sowohl 
finanzielle Mittel für die notwendigen Voruntersuchungen, als auch zusätzliches Per-
sonal zur Umsetzung des Genehmigungsvorbehalts bei Umwandlung in Eigentums-
wohnungen in entsprechendes Handeln umsetzt. 
 
Der BVV ist dazu im Februar 2016 berichten.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
Eine Untersuchung des Ortsteils Berlin-Friedrichshain auf mögliche weitere schutz-
würdige Gebiete gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (soziale Erhal-
tungsgebiete) wurde am 24.02.2016 durch das Stadtentwicklungsamt beauftragt. 
 
Untersucht wird der gesamte Ortsteil mit 12 Planungsräumen, in denen die im BVV – 
Beschluss genannten Gebiete (u.a. ehemalige Sanierungsgebiete) enthalten sind. 
 
Ergebnisse hierzu sollen Ende Mai 2016 vorliegen. 
 
 







   
Für den Ortsteil Berlin-Kreuzberg ist derzeit die Ausschreibung für eine Untersu-
chung auf mögliche weitere schutzwürdige Gebiete gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Baugesetzbuch (soziale Erhaltungsgebiete) incl. der im BVV – Beschluss genannten 
Gebiete in Vorbereitung. 
 
Es wurde eine neue Stelle zur Sachbearbeitung für Erhaltungsgebiete zur Verfügung 
gestellt. Diese ist jedoch vorläufig befristet für die Dauer von 2 Jahren. Die Stellen-
ausschreibung erfolgte am 06.01.2016. Bewerbungsgespräche für die Stellenbeset-
zung finden am 21.03.2016 statt. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 22.03.2016 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/1908/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Hübsch, Uwe   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
28.10.2015 BVV  072/IV-BVV überwiesen 
24.11.2015 PHI  129/IV-PHI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
02.12.2015 UVKI  050/IV-UVKI mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
16.12.2015 BVV  074/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.: Untersuchung Manteuffelstr.- Verfahren zur weiteren Beauftragung 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Die Vorlage des Bezirksamtes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Abt. Planen, Bauen und Umwelt    ,  
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
 
 
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache DS/1908/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 16.12.2015 mit der 
Drucksache DS/1908/IV – „Untersuchung Manteuffelstr.- Verfahren zur weiteren Be-
auftragung“ -  folgendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt, vor der Vergabe von Gutachten, die 5.000 € über-
schreiten, die entsprechenden Fachausschüsse in Kenntnis zu setzen. Davon aus-
genommen sind gesetzlich notwendige Gutachten, wie z.B. Untersuchungen nach § 
172 BauGB.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
Dem Wunsch der BVV wird das Bezirksamt im Rahmen der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit Rechnung tragen und über entsprechende Gutachten in den Fach-
ausschüssen im Vorfeld informieren. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 05.04.2016 
 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/1944/IV 
Ursprung: Beschlussempfehlung 
Initiator: Ausschuss Sport,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
11.11.2015 Sport  049/IV-Sport ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
25.11.2015 BVV  073/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
24.02.2016 BVV  081/IV-BVV überwiesen 
13.04.2016 Sport  054/IV-Sport ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Probeöffnung Verbundpflaster Eintracht Südring 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung beschließt: 
 


Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.04.2016 Ausschuss Sport   Herr Müller, Götz 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/1952/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Schmidt-Stanojevic, Jutta   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
25.11.2015 BVV  073/IV-BVV überwiesen 
02.12.2015 Sport  051/IV-Sport vertagt 
02.12.2015 Sport  054/IV-Sport im Ausschuss abgelehnt 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Neues Konzept als Absicherung des Weiterbetriebs des Baerwaldbades 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 


Der Antrag wird abgelehnt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.04.2016 Ausschuss Sport   Herr Müller, Götz 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/1987/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Hübsch, Uwe   
Beitritt: B'90/Die Grünen            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.12.2015 BVV  074/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Gedenktafel für Wolfgang Szepansky dauerhaft installieren 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 29.03.2016  Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung      
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
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Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin  
Abt. Finanzen, Facility Management, Kultur und Weiterbildung  
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache Nr.  DS/1987/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
 
 
Vorlage  - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen:  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 16.12.2015 
beschlossen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt gemeinsam mit der "Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes" und dem "Aktiven Museum Faschismus und Widerstand in Berlin e.V." 
am Standort Methfesselstr. eine Gedenktafel für Wolfgang Szepansky erneut zu 
installieren. Nach zweimaliger brutaler Entfernung einer Gedenktafel sind Materialien 
zu verwenden und Befestigungsmethoden anzuwenden, die einen dauerhaften 
Verbleib der Tafel wahrscheinlicher machen. 
   
A) Hierzu wird berichtet: 
 
In der letzten Sitzung der Gedenktafelkommission, am 5.11.2015 wurden Materialien 
und Befestigungsmethoden diskutiert, die einen dauerhaften Verbleib der Tafel 
wahrscheinlicher machen. Im Ergebnis der Diskussion empfahl die 
Gedenktafelkommission die Verwendung einer Metalltafel, die von Innen in das 
Mauerwerk eingeschraubt wird. Derzeit wird gemeinsam mit der "Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes" und dem "Aktiven Museum Faschismus und Widerstand 
in Berlin e.V." an einer Lösung für eine dauerhafte Installation der Gedenktafel 
gearbeitet. Ein Termin für die Wiederanbringung steht bisher noch nicht fest. 
 
B) Rechtsgrundlage:  
 
§ 13 Abs. 1 BezVG 
 
C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:  
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:  
ca. 500,00 Euro aus Mitteln des FHXB Museums für die Herstellung und den 
baulichen Unterhalt von Gedenktafeln und -stelen.  
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
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Berlin, den 22.03.2016   
 
Bezirksbürgermeisterin  Bezirksstadtraträtin für Finanzen, 


Facility Management, Kultur und 
Weiterbildung 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2033-01/IV 
Ursprung: Ersetzungsantrag 
Initiator: SPD, Hehmke, Andy   
Beitritt: CDU            
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
27.01.2016 BVV  080/IV-BVV ohne Änderungen in der BVV beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Vorlage zur Kenntnisnahme 


 
 
Betr.:  Buslinien attraktiver machen - Bushaltehäuschen an allen Haltstellen einrichten 
 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 12.04.2016  Abt. Planen, Bauen und Umwelt    
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 







   
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Abt. Planen, Bauen und Umwelt   
  
 
Bezirksverordnetenversammlung    Drucksache DS/2033-01/IV 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 27.01.2016 mit der 
Drucksache DS/2033-01/IV – „Buslinien attraktiver machen - Bushaltehäuschen an 
allen Haltestellen einrichten“ -  folgendes Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet: 
 
„Das Bezirksamt wird beauftragt, sich dafür einzusetzen, dass an allen Haltestellen 
der Linienbusse der BVG, wo dies baulich realisierbar ist, Wartehäuschen vorhanden 
sind. Prioritär sind hier Umsteigepunkte zu bedienen.“ 
 
Hierzu wird berichtet: 
Die BVG hat auf Anfrage mitgeteilt, dass von den knapp 300 Omnibushaltestellen im 
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 160 mit einem Wetterschutz versehen seien. Be-
rücksichtigt man die Haltestellen, die keinen Wetterschutz benötigen (Nur-
Ausstiegshaltestellen) sind das 55%. Damit läge die Ausstattungsquote geringer als 
im Durchschnitt des gesamten Stadtgebietes (65%). Dies habe vordergründig darin 
seine Ursache, dass im Innenstadtbereich oft der Platz zum Aufstellen einer Warte-
halle nicht zur Verfügung stehe. 
 
Das über den Wartehallenvertrag mit der Firma Wall zur Verfügung stehende Kontin-
gent an Wartehallen wäre weitgehend ausgeschöpft. Trotzdem sei die BVG natürli-
che bemüht, da wo ein dringender Bedarf besteht zusätzliche Wartehallen aufzustel-
len.  
 
In der beiliegenden Liste sind die Haltestellen ohne Wartehallen aufgeführt und der 
jeweilige Bearbeitungsstand zur Planung und die Priorität an Hand der Nutzung an-
gegeben. 
 
Die in der beigefügten Liste ausgeführten abgelehnten Standorte aus früheren Anfra-
gen sind aus folgenden Gründen nicht möglich: 
 
Standort HST 1192 „Willy-Brandt-Haus“; Stresemannstraße vor Großbeerenstraße 
  
Auf Grund des am Standort vorhandenen gemeinsamen Rad- und Gehweges ist im 
Unterstreifen bzw. Oberstreifen  keine ausreichende Stellfläche für einen Wetter-
schutz vorhanden. Außerdem befinden sich im Oberstreifen Versorgungsleitungen, 
die nicht durch eine Wartehalle überbaut werden dürfen. 
 
Standort HST 3636 „Abgeordnetenhaus“; Stresemannstraße hinter Dessauer Straße 
  
Hier ist keine ausreichende Stellfläche für einen Wetterschutz auf Grund des vorhan-
denen gemeinsamen Rad- und Gehweges und der Gewerbeeinheiten im Erdge-
schoss in der am Gehweg angrenzenden Bebauung vorhanden.  
  







   
Standort HST 4336 „Schöneberger Brücke“; Schöneberger Ufer hinter Hallesches 
Tor 
  
Auch hier ist wegen des vorhandenen gemeinsamen Rad- und Gehweges keine 
Stellfläche für einen Wetterschutz im Unterstreifen des Haltestellenbereiches vor-
handen. Im angrenzenden Grünbereich ist das Aufstellen einer Wartehalle auf Grund 
des dort vorhandenen Wurzelwerkes der Straßenbäume nicht möglich. 
 
Wir bitten, den Beschluss damit als erledigt zu betrachten. 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 13 Abs 1 BezVG 
 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
      a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine 
 
      b) Personalwirtschaftliche Ausgaben:  keine 
 
Berlin, den 12.04.2016 


                                                      


 
 
Monika Herrmann       Hans Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin      Bezirksstadtrat 
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2061/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Schwarze, Julian   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.02.2016 BVV  081/IV-BVV überwiesen 
08.03.2016 WiO  051/IV-WiO ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Bockbrauerei in Kreuzberg als Gewerbestandort sichern 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, für das Areal der sogenannten Bockbrauerei im Ortsteil Kreuzberg 
zwischen Fidicinstraße und Schwiebusser Straße einen Bebauungsplan aufzustellen mit dem Ziel, 
die bestehende gewerbliche Nutzung abzusichern und somit den Gewerbestandort langfristig zu 
erhalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2069/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Hochstätter, Peggy   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.02.2016 BVV  081/IV-BVV überwiesen 
13.04.2016 UVKI  054/IV-UVKI ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Pinguinspielplatz sanieren 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, sich für die Sanierung des sogenannten Pinguinspielplatzes 
(Lasdehner Str./Graudenzer Str./Hildegard-Jadamowitz-Str.) z. B. mit SIWA-Mitteln einzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.04.2016  Ausschuss UVKI   Frau Hochstätter, Peggy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2072/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: SPD, Vollmert, Frank   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.02.2016 BVV  081/IV-BVV überwiesen 
13.04.2016 Sport  054/IV-Sport mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
19.04.2016 Queer  054/IV-Queer  
03.05.2016 KuBi    


 


 
Beschlussempfehlung an KuBi 
 
 
Betr.: Benennung einer bezirklichen Sportanlage nach Günter König 
 
 
 
 
Sport 13.04.2016 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, am Wohnhaus des ehemaligen Bürgermeisters Günter König eine 
Gedenktafel anzubringen. Dazu sind Gespräche mit den Angehörigen und dem Vermieter zu füh-
ren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2073/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: PIRATEN, Gerlich, Ralf   
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
24.02.2016 BVV  081/IV-BVV überwiesen 
10.03.2016 BüTra  051/IV-BüTra ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Nachverdichtungsplanungen der WBM für andere Baukörperformen öffnen 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt sich dafür einzusetzen, dass bei den Diskussionen über die Nach-
verdichtungsplanungen der WBM in Friedrichshain West eine Offenheit für andere Baukörperfor-
men als das Punkthochhaus entsteht. Das Bezirksamt soll dahingehend wirken, dass es für die 
Grundstücke jeweils Einzelbetrachtungen gibt und die individuell optimale Lösung gewählt wird. 
Dazu sollen konkurrierende städtebauliche Verfahren durchgeführt werden – entweder grund-
stücksbezogen oder kooperative Verfahren für Teilbereiche oder den Gesamtbereich. Dabei sollen 
interessierte AnwohnerInnen einbezogen und die Ergebnisse mit ihnen abgestimmt werden. Sto-
ßen Planungen auf breite Zustimmung, dann kann auf Bebauungsplanverfahren verzichtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache: DS/2107/IV 
Ursprung: Vorlage zur Beschlussfassung 
Initiator: Abt. Planen, Bauen und Umwelt,    
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
06.04.2016 StadtQM  120/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.: Bebauungsplan V-15-1 für Teilflächen des Grundstücks Alt-Stralau 34 (Flurstücke 97, 


101, 103 sowie Flurstücke 104 und 108 teilweise) im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, 
Ortsteil Friedrichshain 


 
 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Vorlage wird beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 07.04.2016 Ausschuss StadtQM   Herr Dahl, John 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 








Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
IV. Wahlperiode 


 


          Drucksache : DS/2109/IV 
Ursprung: Antrag 
Initiator: B'90/Die Grünen, Schwarze, Julian /Weeger, Andreas  
Beitritt:             
 
 
Beratungsfolge Gremium     Erledigungsart 
16.03.2016 BVV  082/IV-BVV überwiesen 
13.04.2016 UVKI  054/IV-UVKI mit Änderungen im Ausschuss beschlossen 
27.04.2016 BVV    


 


 
Beschlussempfehlung 


 
 
Betr.:  Clusterung der Liegenschaften im Bezirk - Grundstücke zur Daseinsvorsorge sichern 
 
 
 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Im Rahmen der sogenannten „Transparenten Liegenschaftspolitik“ des Landes Berlins erfolgt die 
Clusterung aller Liegenschaften im Bezirk durch den vom Senat dafür eingerichteten neuen Port-
folioausschuss. 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt zu prüfen, ob im Zuge dieser Clusterung die folgenden Grundstü-
cke für die Daseinsvorsorge – z.B. für Kitas, Spielplätze, Grünflächen oder Erweiterungsbauten für 
Schulen etc. – gesichert werden können: 
 


• Admiralstraße 14 
• Blücherplatz (Grünfläche AGB als Erweiterungsfläche für Landeszentralbibliothek)  
• Kreutziger Straße 22 
• Lasdehner Straße 22 
• Luckenwalder Straße 7 
• Obentrautstraße 31 
• Oderstraße 29-31 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.04.2016  Ausschuss UVKI   Frau Hochstätter, Peggy 
 (Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in) 
 
 


 





